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K. HAUSHOFER: 
Hermann Lautensach 


Mit dem Frühjahr 1929 scheidet Hermann Lautensach auf seinen Wunsch 
ius dem engsten Herausgeberkreise der „Geopolitik“, um ihm nur mehr für 
elbstgewählte besondere Aufgaben verbunden zu bleiben — für die ihm neben 
einer neuen Arbeit in Gießen und dem Abschluß seiner portugiesischen Unter- 
uchungen eben noch Muße bleibt. 

Ein solcher Wendepunkt zu kurzer Rast in einem immer noch steilen und 
art umstrittenen Aufstieg und Anstieg ist nach alter, weiser Bergsteigerregel 
ler richtige Augenblick, um zurückzuschauen auf das empor zurückgelegte 
Wegestück, und um die treue, helfende Leistung des scheidenden Wege- 
sefährten dabei zu würdigen. Daß die verantwortungsvolle Arbeit des Stufen- 
jauens an erster Stelle beim Aufschließen neuer Wege ständig wechseln muß, 
mit Ehre und Last, entspricht dabei uralter Erfahrung; und gerade jüngere 
Forscher müssen ja dazwischen Zeit gewinnen, ihrer Sonderarbeit nachzugehen. 
30 schied nach den ersten zwei Jahren Franz Termer, um im spanischen 
Mittelamerika den Grund zu neuen Forschungen zu legen; so scheidet nun 
Hermann Lautensach von seinem Herausgeber-Anteil, den er in der Richtung 
ler erdumspannenden Aufgaben der Geopolitik und des Verhältnisses zwischen 
Geopolitik und Schule zumeist ausgebaut hatte. Als praktischer Schulmann 
trat er ihn an, neben der vielstündigen Beanspruchung durch die Schule müh- 
sam genug die Zeit erraffend; aus reifer Schulerfahrung wieder zur Reise- und 
Hochschultätigkeit zurückkehrend, gibt er ihn ab an unsern Mitherausgeber 
Otto Maull, dessen „Politische Geographie“ wohl allein schon eine überzeugende 
Ermächtigung zur Übernahme ist. Sie erfolgt ja aber auch im Geiste unseres 
unvergeßlichen Förderers Robert Sieger, dessen lange verwaisten Lehrstuhl in 
Graz nun Otto Maull besteigen wird, den wir herzlich zur Übernahme einer 
ans doppelt geheiligten Überlieferung beglückwünschen. Mit unserm alten, 
dahingegangenen Freunde dort wissen wir aus vielfältiger Erfahrung, daß ge- 
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rade die Pflege des Grenzgebietes zwischen politischer Erdkunde und wissen- 
schaftlicher, wie praktischer Politik — namentlich zur Wahrung bedrohter 
Marken — Anfeindung und Kampf bedeutet, den Mut zur Prognose (Siegers 
spezielle Zuweisung an die Geopolitik!), zur Verantwortungsfreudigkeit vor- 
aussetzt und tapfere Seelen fordert. 

Das wußte, wer den Lehrstuhl an der Grenze der Steiermark in Graz be- 
treute, und das weiß, wer ihn nun übernimmt; und auch Hermann Lautensach 
hat es mehr als genug erfahren! Aber es ist ja nur selbstverständlich — und 
gerade, wer im Kampffeld und nicht in der Etappe focht, der hat das schärfste 
Organ dafür! —, daß jedem, über alles Maß Angegriffenen auch Kamerad- 
schaft und Waffentreue gerade kampferprobter Männer mit ganz anderem 
Nachdruck beispringt, als sie ihn vielleicht sonst auf seinen Wegen geleiten 
würde — deren wissenschaftliche Ernte, wie alles menschliche Werk, auf rein 
wissenschaftliche Weise an einzelnen Stellen angreifbar sein mag. 

Aber wäre es möglich gewesen, daß sich die Geopolitik so schnell einen so 
fest gegründeten Anteil am Daseinsrecht in dem allzu breiten Grenzrain zwischen 
der politisch-geographischen Theorie und der wissenschaftlichen Wegeführung 
zur Kunst der Politik erringen konnte, hätte nicht die Erdkunde diesem Grenz- 
rain zu wenig Pflege geschenkt? 

Hermann Lautensach ist mit manchem andern in die Bresche gesprungen. 
Warum, und von welchen Gesichtspunkten aus, das hat er selber in manchen 
Aufsätzen, vor allem in den „Bausteinen zur Geopolitik“ ausgesprochen, deren 
Anordnung und Bereitlegung in seinen Händen lag. Wir haben die Sammlung 
„Bausteine“ genannt, denn zu einer abgeschlossenen Darstellung, wie sie Hennig 
in die Welt stellte, schien uns der ungeheure Stoff noch nicht gleichmäßig 
genug durchgearbeitet und vorgerichtet bereit zu liegen. Hennig hat den großen 
Wurf gewagt. Gerade Lautensach, der im praktischen Schuldienst erfahrene, 
warnte vor zu frühen Abschlüssen. In solchem Sinn hat er auch sein besonderes 
Referat verwaltet, dem Kommenden vorausgearbeitet, der Einführung geogra- 
phischer Methoden in die besonders widerstrebende Rechtswissenschaft den 
Weg gebahnt, sich für Abhandlungen eingesetzt, die vielleicht für die Werbe- 
zwecke des Zeitschriftdienstes zu lang waren, aber den Ernst der Unter- 
suchungsmethoden förderten. So war er alles eher, als Träumereien zugäng- 
lich, nur der sicheren Spur vertrauend, aber selbstverständlich überzeugt, wie 
wir alle, daß nichts Neues wird, ohne Weitblick und.Willen zur Wirkung ins 
Ferne und Weite, ohne das, was der Angelsachse unter „Vision“ versteht, mit 
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| der er seine Weltreiche baute und die öffentliche Meinung des Planeten — 
auch die wissenschaftliche! — meistern lernte, während deutsche Gelehrsam- 


- keit im Schlafrock saß... und vielleicht ein Weltreich mitverlieren half. 


Einer der größten Namen Preußen-Deutschlands ist doch für immer mit 


‘ dem Wort verbunden, das verhüten sollte, „daß nicht wieder die mechanischen 
‚Köpfe über alles triumphierten, was Geist und Gemüt hat“, worauf er die 


Hauptschuld an dem Fall Preußens in seine große Katastrophe zurückführte. 
Keiner von uns Heutigen wird sich mit Clausewitz zu vergleichen wagen! 
Aber es ist ein Ziel, des Einsatzes der ganzen Persönlichkeit wert, dafür zu 
sorgen, daß seine Gedanken nicht ganz untergehen in einer kleinmütigen und 
schwachen Zeit: vor allem die Gedanken, die den ganzen Wissenschatz ihrer 
Zeit der Erhaltung ihres Vaterlandes am Leben dienstbar machen wollten. 
Daß Lautensach dazu mitgeholfen hat, dass er den landesüblichen Undank. 
dafür schweigend und stolz geerntet hat, und mit Arbeit und Leistung dafür- 
quittiert, statt mit Gegenschelte — das sei ihm in der Abschiedsstunde von, 
seinen Mitarbeitern gedankt, die den redlichen Sinn seiner Arbeit und seine 
Treue vor „der Pflicht, der Forderung des Tages“ erfahren haben. 
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GRAF BETHLEN: 


Nationalismus und Kosmopolitismus 


Die Bibel spricht von „einem Hirten, einer Herde“ aut Erden — ein Zustand, 
von dem wir leider noch weit entfernt sind. Noch ist die Menschheit in Nationen 
geteilt, und es ist deshalb ganz natürlich und unvermeidlich, daß sich die An- 
gehörigen einer Nation untereinander verbunden fühlen und daß ihre gemein- 
samen Interessen sie von anderen Nationen scheiden. Die sprachliche und ge- 
schichtliche Entwicklung hat im Laufe der Jahrtausende die schon in der vor- 
geschichtlichen Zeit eingetretene Trennung außerordentlich verschärft. 

Aber selbst die Vereinigten Staaten von Amerika, deren Geschichte im Verhältnis 
zu der jahrhundertealten Tradition der europäischen Staaten sehr jung ist, kennen 
das Gefühl des Nationalunterschiedes; ein Amerikaner steht bestimmt anderen 
Amerikanern von vornherein vertrauter gegenüber als einem Europäer. Solange die 
Welt noch in Staaten geteilt ist, solange wird auch das dem Menschen angeborene 
Nationalgefühl nicht erlöschen. Soweit kein Volk durch rücksichtslose Durchsetzung 
seiner Ziele das ruhige Zusammenleben der anderen Völker stört, kann ich auch 
in diesem Zustand nichts Ungesundes erblicken. Sobald nationalistische Wünsche 
und Bestrebungen hingegen praktisch andere Länder benachteiligen, sind Ruhe 
und Frieden dahin: Das betreffende Land muß als schädlicher Unruhestifter an- 
gesehen werden. — In der Behandlung Deutschlands und Ungarns von seiten der 
anderen Länder haben wir ein glänzendes Beispiel vor Augen, daß in der inter- 
nationalen Politik doch immer wieder national-eigensüchtige Motive mitspielen. 
Die Umgestaltung Ungarns durch die Friedensverträge beweist besonders, wie 
wenig das allgemeine Gerechtigkeitsgefühl gegenüber den politischen Bedürfnissen 
des Augenblicks ins Gewicht fällt. 

Vor der Zerstückelung in der Nachkriegszeit bildete Ungarn eine geographische 
und wirtschaftliche Einheit von festem inneren Gefüge. Jeder Bewohner war sich 
seiner Zugehörigkeit zum Staate bewußt und wurde darin durch die geschicht- 
lichen Überlieferungen vieler Jahrhunderte bestärkt. Freilich waren einige unga- 
rische Staatsbürger rassenmäßig mit den Völkern anderer Staaten wie z. B. Rumänien 
verbunden, aber ihre Zahl ist auch in den jetzt abgetrennten Gebieten nicht über- 
wiegend. Slowaken und Ruthenen werden sich nie in ihren neuen Staat einfügen 
können; sie sind eben keine Tschechen, sondern wurden mit Gewalt in eine 
fremde Gemeinschaft hineingezwungen, zu der sie weder ihrer Sprache noch ihrer 
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"Abstammung, noch ihrer Neigung nach gehören. Außerdem haben die Friedens- 
 verträge 3500.000 Ungarn unter fremde Herrschaft gebracht und sie so nicht nur 
‚von ihrer Heimat, sondern vielfach sogar von ihren eigenen Eltern, Geschwistern 
und Kindern losgerissen; ein typisches Beispiel dafür, wie alle Grundsätze der 
‚Gerechtigkeit und des Selbstbestimmungsrechtes der Völker mißachtet werden 
können. 

Nur das Volk selbst sollte über sein Geschick entscheiden! Ich bin überzeugt, 
daß weitaus der größte Teil der durch die F riedensverträge neu gruppierten Völker 
bei einer Abstimmung ganz anders über ihre Staatszugehörigkeit entschieden hätte, 
als es in Versailles, Trianon und St. Germain geschah. 

Ungarn hat sein Nationalgefühl und seinen Nationalstolz. Deshalb ist es aber 
nicht wild chauvinistisch, es nährt auch keine Keime zu einem neuen Rache- 
oder Eroberungskrieg; aber die Ungarn vertrauen darauf, daß im Laufe der Zeit 
doch einmal die Gerechtigkeit siegen wird. Wir wollen durchaus nicht einen Krieg 
entfachen, sondern begnügen uns mit dem Bewußtsein, daß der Geist der Ge- 
rechtigkeit früher oder später die Weltmeinung zu unseren Gunsten ändern und 
auch in der Tagespolitik den Ausschlag geben wird. 

Es läßt sich natürlich nicht behaupten, daß der Nationalismus allein die Eini- 
gung aller Völker zustande bringen wird; aber jedenfalls verhindert er den Zusam- 
menschluß in keiner Weise, solange er nicht in unberechtigter übertriebener Weise 

‚ gehegt und gepflegt wird. Kosmopolitismus und Nationalismus schließen sich gegen- 
seitig nicht aus, sie können sich auch heutzutage nicht mehr feindlich gegenüber- 
‘stehen, da die Umbiidung großer Nationalstaaten zu noch größeren Einheiten im 
natürlichen Verlauf der Geschichte zwangsläufig vor sich geht. Die erste geschicht- 
liche Entwicklungsstufe war die Stadtgemeinde, die vom Kleinstaat und noch 
später vom Nationalstaat abgelöst wurde; und es ist kein Grund einzusehen, wes- 
halb diese Entwicklung plötzlich abbrechen sollte. Das Britische Reich z.B. hat 
schon lange den Rahmen des Nationalstaates gesprengt. Ebenso werden alle ande- 
ren Staaten allmählich über den engen Begriff der Nationalität hinauswachsen. 
Wir werden uns der zukünftigen Entwicklung eben anpassen müssen, wie wir uns 
bisher allen Phasen unserer tausendjährigen Geschichte angepaßt haben. Ehemals 
war ja Ungarn ein Teil eines solchen größeren Staatsgebildes; Österreich-Ungarn 
war kein einheitlicher Nationalstaat, aber die vielen darin vereinigten Nationali- 
täten lebten in Frieden zusammen. Und wie wir uns der österreichisch-ungarischen 
Monarchie einfügen konnten, werden wir uns etwa als Glied der Vereinigten Staaten 
von Mitteleuropa wohlfühlen, solange man nicht versucht, uns zur Aufgabe unserer 
nationalen Eigenart und Unabhängigkeit zu zwingen. Das alles schwebt aber noch 
in weiter Ferne. Es ist nur interessant, festzustellen, daß gerade diejenigen, die 
uns jetzt nationalistischer Übertreibungen beschuldigen, früher der österreichisch- 
ungarischen Monarchie gegenüber gern selbst chauvinistisch-national auftraten. 

Die durch die Friedensverträge geschaffene Lage stellt im Verhältnis zur Vor- 

kriegszeit einen entschiedenen Rückschritt dar; die frühere Gebietsverteilung lag 
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weit mehr in der Linie der normalen Entwicklung Europas. Ich will damit aller- 
dings nicht sagen, daß in Österreich-Ungarn alle inneren Probleme stets gerecht 
und befriedigend gelöst worden sind. 

Als Idealstaat erscheint mir die Schweiz, in der sich niemand um die Sprache 
seines Landsmannes kümmert. Die deutsch-, italienisch- und französischspre- 
chenden Schweizer stehen vollkommen gleichberechtigt nebeneinander, Schulen 
bestehen für alle und die Bundesbehörden regeln alle Angelegenheiten im Sinne 
des Allgemeinwohls, ohne irgendwie einen Bevölkerungsteil zu bevorzugen. Das 
Beispiel Siebenbürgens beweist, daß sich das schweizerische System sehr wohl 
auch in anderen Ländern bewährt. Dort leben drei Nationalitäten seit Jahr- 
hunderten in vollkommener Eintracht nebeneinander: Deutsche, Ungarn und 
Rumänen. 280000 Sachsen konnten bis heute unter Wahrung ihrer nationalen 
Eigenart gut gedeihen und eine eigene Kultur entwickeln. Sowohl die sächsischen 
Land- und Fabrikarbeiter als auch die gebildeten Klassen haben sich unver- 
mischt erhalten. 

Die Bewahrung des Nationalcharakters verhindert die gegenseitige Annäherung 
der Nationen nicht; vielmehr ist edler Nationalismus nur ein Ansporn zur Aus- 
bildung der besten Kräfte jedes Volkes und trägt somit viel zum Fortschritt der 
menschlichen Kultur bei. 


HENRI DE JOUVENEL: 


Europäische Einheitsfront gegen die Sowjets? 


Deutschlands Stellung zu Sowjetrußland 


Man ist sich in Deutschland über die Einstellung zum russischen Problem 
und die Beurteilung unserer Rußlandpolitik durch die Westmächte noch vielfach 
im Unklaren. In dieser Hinsicht sind die Ausführungen de Jouvenels typisch 
und werden gerade auch in unserem Leserkreis Interesse finden. 4. Ball. 


Ganz abgesehen von der Prüfung der Frage, ob das russische Regierungssystem 
gut oder schlecht ist, müssen wir vor allem festzustellen suchen, welche Wirkungen 
von diesem System auf das übrige Europa ausstrahlen und wie wir uns zur rus- 
sischen Regierung zu verhalten haben; ob wir mit den Sowjets zusammenarbeiten 
oder sie wie bisher bekämpfen sollen. 

Welche Stellung wir auch zu Rußland einnehmen mögen, wir dürfen jedenfalls 
keine Bemühung scheuen, um über die Ziele und Beweggründe der russischen 
Politik Klarheit zu gewinnen. Es gibt nur zwei Wege, sich über das Wesen und 
die Bestrebungen einer fremden Regierung die zu ihrem Verständnis nötigen In- 
formationen zu verschaffen; der erste ist der Weg der Spionage, dessen man sich 


gewöhnlich in solchen Fällen bedient; der zweite ist der diplomatische Weg, der 
mir persönlich der bessere zu sein scheint. 
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Können wir aber überhaupt mit der Sowjetregierung zusammenarbeiten? Mir 
‚scheint es unverzeihlich, daß die Westmächte, die doch auf gleicher Kulturstufe 
‚stehen, immer noch nicht die Notwendigkeit einer einheitlichen Politik gegenüber 
‚den Russen eingesehen haben. Die Räteregierung muß früher oder später doch 
‚das Feld räumen, und dann werden sich die Vorteile einer gemeinsam ‘verfolgten 
Politik zeigen. Das erneuerte Rußland wird zu einem sehr wesentlichen Bestandteil 
der europäischen Wirtschaft werden; wir werden Rußland dann zunächst in seinem 
Wiederaufbau unterstützen müssen und werden das nur dann wirksam tun können, 
wenn wir seine Lage genau kennen und das nötige Kapital zur Gewährung von 
Anleihen besitzen. Zweifellos verfügt aber kein einzelner europäischer Staat für 
sich allein über das erforderliche Geld, während die Vereinigten Staaten zwar 
Kapital im Überfluß, aber nicht die genaue Kenntnis der russischen Verhältnisse 
haben und infolgedessen ihre Darlehen nicht auf die vorteilhafteste Weise unter- 
bringen können. Schon deshalb müssen sich also die europäischen Staaten zu- 
sammentun und es vermeiden, sich einzeln für die russische Politik ausnutzen 
zu lassen. Aus diesem Grunde bedaure ich die Politik Deutschlands, wenn es, wie 
dies 1926 der Fall war, den Russen einen Millionenkredit einräumt. 

Deutschland hat sich meiner Meinung nach seit der Unterzeichnung des Ver- 
trages von Rapallo ständig bemüht, zwischen dem Völkerbund und dem Sowjet- 
staat zu vermitteln, ohne sich für den einen oder den anderen zu entscheiden. 
‚Inwieweit diese Politik zum Heile Deutschlands ausschlägt, wage ich nicht zu 
beurteilen. 

Nach seiner eigenen Behauptung möchte Deutschland nur deshalb auf gutem 
Fuße mit Rußland stehen, weil es an die erdrückende Macht der russischen Armee 
im Falle eines Krieges glaubt. Ich persönlich glaube nicht so recht an die Schlag- 
kraft des russischen Heeres. Viele andere und bedeutend kleinere Nachbarstaaten 
Rußlands, wie Finnland oder Estland, fürchten sich im übrigen vor Rußland durch- 
aus nicht (?D. H.), obgleich man derartige Gefühle bei ihnen noch viel eher 
verstehen könnte. Deutschland will natürlich seine zentrale Lage soweit als irgend 
möglich ausnutzen, sich ein Ausfallstor im Osten schaffen, wenn der Weg nach 
dem Westen versperrt ist, und es sucht mit Hilfe des russischen Nachbarn einen 
gewissen Druck auf die anderen Westmächte auszuüben. 

Die entschiedenen russischen Sympathien Deutschlands haben auf den Völker- 
bund ebenfalls gewisse Rückwirkungen gehabt. Natürlich ist es jetzt viel schwieriger, 
im Völkerbundrat eine einheitliche Entscheidung in bezug auf Rußland herbei- 
zuführen, wo ein Mitglied schon eigene Beziehungen mit der Sowjetregierung 
unterhält. Vor dem Berliner Vertrag war es verhältnismäßig leicht, im Rat Ein- 
stimmigkeit in allen Angelegenheiten zu erzielen, an denen Rußland irgendwie 
beteiligt war; jetzt wird es von Jahr zu Jahr schwerer. 

Diese Schwierigkeit beweist die unbedingte Notwendigkeit, dem Bolschewismus 
in seinen wirtschaftlichen, politischen, psychologischen und europäischen Aus- 
wirkungen in einer festen Front gegenüberzutreten. Das bleibt aber so lange un- 
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Erich OBsrt: 
Berichterstattung aus Euroda und Afrika 


Im Westen nichts Neues! Wir wissen aus Remarque’s erschütterndem Buche 
gleichen Titels, wie viel unendliche Tragik diese dürftige Kriegsnachricht in sich 
schloß. Ganz ähnlich liegen die Verhältnisse auch heute, denn die spärlichen 
Berichte der in Paris versammelten Finanzgewaltigen täuschen uns nicht darüber 
hinweg, daß man dort erbittert um das Schicksal Deutschlands und Europas ringt. 
Die internationale Reparationsbank dürfte nun wohl als gesichert gelten, aber 
über die Höhe der jährlichen deutschen Tributzahlungen und die Dauer dieser Schuld- 
knechtschaft besteht noch keine Einigkeit. Frankreich, dessen Wirtschaft besser 
denn je gedeiht, das statt Arbeitslosigkeit einen empfindsamen Mangel an Arbeits- 
kräften aufweist, erhebt schlechterdings unerfüllbare Forderungen und gefährdet 
damit wieder einmal allen Ernstes die allseitig dringend gewünschte Verständigung. 
Derweilen aber treibt die deutsche Agrarkrisis zur Katastrophe, und die Amerikani- 
sierung der deutschen Industrie macht erschreckende Fortschritte (Verkauf der 
Opel-Werk an General Motors Co.!). Die „Enteignung der Produktionsmittel“ ist 
in Deutschland tüchtig im Gange; was der Sozialismus nicht fertig brachte, scheint 
dem Hochkapitalismus vorzüglich zu gelingen. Man wende nicht ein, daß die 
deutsche Wirtschaft im ı9. Jahrhundert durch reichlichst aufgenommene englische 
Anleihen bereits einmal stark überfremdet war und es ihr gelang, diese Anleihen 
in relativ kurzer Zeit wieder abzuarbeiten. Die Verhältnisse damals und heute 
sind grundverschieden allein schon im Hinblick auf die Höhe des Zinsfußes, die 
internationale Handelspolitik u. a. m. Die amerikanische Schlinge wird also un- 
endlich viel fester sitzen als einst die englische. Die deutsche Menschheit muß 
nachgerade einsehen, daß die uns für die nächsten Jahrzente bevorstehende Ver- 
;klavung naturnotwendig eine Herabminderung des Lebensstandards, einen Ver- 
sicht auf mancherlei soziale Einrichtungen, eine starke Einengung unserer kul- 
urellen Betätigung zur Folge haben wird. Bolschewisierung als soziale Revolution 
von unten und Amerikanisierung als soziale Revolution von oben sind keineswegs 
;o wesensverschieden, wie man es sich gemeinhin vorstellt. Während aber die bol- 
;chewistische Insel isoliert werden konnte, ist dies bei Deutschland als dem abend- 
ländischen Kerngebiet nicht möglich. Wir sind im Guten wie im Bösen ein Stück 
Europas, und demnach muß, was uns angetan wird, automatisch auch die übrigen 
Glieder der festländischen Staatenwelt beeinflussen. Europa kann nur als ge- 
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schlossene Einheit die Krisis überstehen (vgl. den Sieg des deutsch-französischen 


f 
h 
x 


} 
j 
| 
| 


Kalikartells über das amerikanische Anti-Trust-Gesetz!) oder es verfällt in seinen 
einzeinen Bestandteilen langsam aber sicher dem Schicksal einer amerikanischen 
Kolonie. Auch dann wird man leben können, selbstverständlich; aber als Faktor 


der Weltpolitik scheidet Europa in diesem Falle endgültig aus, und — weit wich- 


tiger — von freier Kulturentfaltung wird nicht mehr die Rede sein. In einer 
Epoche, wo der Drang zum Großorganismus die gesamte Politik aller Erdteile 


beherrscht, ist für ein zersplittertes Europa kein Platz mehr; die absolute Souve- 


ränität muß gegen Kulturautonomie innerhalb eines europäischen Kontinental- 


blocks eingetauscht werden oder sie fällt dem Ansturm der außereuropäischen 
Großraumreiche zum Opfer. Wer nicht hören will, wird fühlen müssen. 
Vielleicht ist man in Europa schon so abgestumpft, daß sich die einzelnen fest- 
ländischen Gliedstaaten geduldig mit dem Los als Mächte zweiten und dritten 
Ranges abfinden. Wir können uns anders die Verhandlungen wegen des Beitritts 
der Vereinigten Staaten zum Haager Weltgerichtshof (18. März) nicht 
gut erklären. Die fünf Vorbehalte der nordamerikanischen Union bedeuten doch 
tatsächlich, daß die Vereinigten Staaten das Recht haben, im Haag ihre Interessen 
wahrzunehmen, ohne sich an entsprechende Pflichten zu binden. U.S.A. kann 
gegen die Einholung eines Gutachtens des Haager Gerichts Einspruch erheben und 
sich im Falle eines unbefriedigenden Verlaufs der Verhandlungen ohne weiteres 
vom Gerichtshof zurückziehen. Ausdrücklich wird auch noch vermerkt, daß Europa 
einen solchen Schritt weder als unfreundlichen Akt noch als Weigerung, am Frieden 
und an der Aufrechterhaltung von allgemeinen guten Beziehungen mitzuwirken, 
interpretieren wird! Fürwahr, wir haben es herrlich weit gebracht im Abendland. 
Derweilen sich Europa so ein über das andere Mal vor der nordamerikanischen 
Großmacht verbeugt, erbittet man auf der Märztagung des Genfer Völker- 
bundrates das Urteil von Südamerikanern, ÖOstasiaten und anderer „nahe Inter- 
essierter“ über die Minderheitenfrage in Mitteleuropa. Die „doits sacres“ der 
abendländischen Minoritäten können in der Tat nur vor einem solchen Forum 
sachlıch-objektiv behandelt werden. Ob es Japan und China wohl einfiele, die 
koreanische Frage in Genf zu erörtern? Ganz gewiß nicht! Das elementarste Emp- 
finden für Raumgesetzlichkeit und Eigenraumbewußtsein würde sich bei ihnen 
dagegen sträuben. Die Europäer scheinen so etwas nicht zu kennen. Sie waschen 
ihre schmutzige Wäsche in aller Weltöffentlichkeit, und das Ergebnis ist dem- 
gemäß: hohle Phrasen und keine Taten. Trotz des mannhaften Eintretens Strese- 
manns für den deutschen Volksbund in Oberschlesien und seinen widerrechtlich 
eingekerkerten Führer Ulitz begnügt man sich mit der formalen Erklärung Zaleskis, 
die polnischen Gerichtsbehörden werden ihr möglichstes tun, um das Verfahren 
gegen Ulitz zu beschleunigen und so vorzugehen, daß die deutsche Minderheit 
nicht den Eindruck bekomme, die getroffenen Maßnahmen seien irgendwie gegen 
sie gerichtet. Das ist alles! Die grundsätzlichen Verbesserungsvorschläge, die Strese- 
mann für die Behandlung der Minderheitenfrage vortrug, wurden von Chamberlain 
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zu großen Freude der Polen, Rumänen, Italiener u. a. m. abgefangen. Die ganze 
\ gelegenheit ist wieder einmal vertagt, die große Welt draußen lacht über die 
erelles europeennes. 3 
Als Tragikomödie wird in Übersee vielfach auch der belgisch-französische 
Militärvertrag gewertet, der amtlicherseits natürlich als Fälschung beiseite ge- 
schoben wurde. Hier wie im Falle der Minderheitenfrage kann man draußen 
wohl spöttisch lächeln; uns Deutsche gehen aber beide Dinge außerordentlich 
nahe, und wir haben leider guten Grund zu der Annahme, daß die deutschen 
Belange ernstlich bedroht sind. Es würde jedenfalls durchaus zu dem typischen 
Bilde der europäischen Nachkriegspolitik passen, daß die Außenminister von Frieden 
und Freundschaft reden, während sich die Generalstabchefs zusammensetzen, um 
„kriegskundliche Studien“ zu treiben. — Die Regel von der Duplizität der Fälle 
hat sich übrigens auch hier bewährt, denn die Kownoer offiziöse Presse veröffent- 
lieht interessante Einzelheiten über ein gegen Rußland und Litauen gerichtetes 
polnisch-rumänisches Kriegsprotokoll. Es ist wirklich ein Vergnügen 
eigener Art, die Fahrt des Schiffes „Europa“ zu verfolgen. Jeder Fahrteilnehmer 
hofft, sein Plätzchen noch etwas erweitern, seinem Genossen noch dieses oder 
jenes Eckchen ablisten zu können, und keiner merkt die Sinnlosigkeit solchen 
Tuns angesichts der Tatsache, daß die „Europa“ ein starkes Leck hat und als 
Ganzes abzusacken droht. 

Die beiden Großraumreiche, die das eigentliche Europa im Westen und Osten 
"Hankieren, weisen ihre eigenen raumgebundenen Lebensgesetze auf, ohne deswegen 
won der Krisis auf dem Kontinent ganz verschont zu bleiben. Daß England im 
Erdölkrieg unterlegen ist und sich dem Diktat der amerikanischen Standard 
Oil Co. bzw. der von den Amerikanern unterstützten Russian Oil Products Ltd. 
fügen mußte, wird auf dem Inselreich mit Recht als harter Schlag empfunden. 
Weil Amerika es so wollte, vermochte sich Sir Deterding mit seiner Politik einer 
Entschädigungspflicht der Russen nicht durchzusetzen; sein Kampf gegen das 
„gestohlene Sowjetbenzin“ endete mit einem eklatanten Mißerfolg. Und wie ballt 
man nun vollends die Fäuste gegen die Vettern jenseits des Atlantik, nachdem 
die amerikanische Prohibitionspolizei außerhalb des Hoheitsbereichs der Union 
ein mit Spirituosen beladenes britisches Schiff bombardiert und versenkt 
hat, weil es sich weigerte, die Untersuchung durch amerikanische Polizisten über 
sich ergehen zu lassen. Man wird seitens Großbritanniens sicherlich protestieren, 
man wird vielleicht auch Schadenersatz beanspruchen; mehr aber wird man ge- 
wiß nicht wagen, denn England weiß zu gut, wer durch den großen Krieg zum 
Herrn der Welt geworden ist. 

Die Nachrichten aus Rußland lauten weiterhin recht besorgniserregend. Daß 
man den englischen Markt für die russischen Naphthaerzeugnisse erobert hat 
(dem Syndikat ist zunächst auf 3 Jahre ein Jahresabsatz von ı Mill. t Erdöl- 
produkte in England zugestanden worden), bedeutet gewiß einen großen Erfolg. 
Aber was besagt dies gegenüber der Tatsache, daß der Bauernstaat Rußland gleich- 
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zeitig in ı6 Städten Brotkarten einführen mußte, daß in der sowjet- 
russischen Industrie das Sinken der Arbeitsintensität und -disziplin weiter anhält 
(dauernde Klagen über Arbeitsversäumnisse, unachtsame Behandlung von Maschinen. 
und Material usw.), daß die Opposition von links und von rechts nicht verstummen 
will? Diese schleichende innere Krisis macht die Führer der Sowjetunion ersicht- | 
lich nervös und treibt sie zu Maßnahmen, die herzlich wenig nutzen, aber viel 
Schaden stiften können. Wir erwähnen als solche die Mitte März erfolgte Ver- 
treibung von rund 70 deutschen Kolonistenfamilien aus der pon- 
tischen Steppe. Die Familienväter wurden von der politischen Polizei (G. P. U.) 
als „Kulaks“ (Großbauern) verhaftet, ihre Angehörigen gezwungen, innerhalb von | 
zwei Wochen die Anwesen zu verkaufen. Die derartig ausgeraubten Kolonistenfamilien 
gelten als „unerwünschtes Element“ und wurden angewiesen, ihre Heimatorte zu 
verlassen und sich im Wolgagebiet oder im Ural eine neue Existenz zu suchen. 
Man fürchtet, daß diese unerhört harten Maßnahmen den Auftakt zu einer weiteren 
Verfolgung der deutschen Siedler in Südrußland bilden. Die bolschewistischen 
Machthaber mögen sich darüber im klaren sein, daß Deutschland die Behandlung 
seiner Söhne in Rußland mit größter Aufmerksamkeit verfolgt, auch wenn die 
Kolonisten seit Generationen russische Staatsangehörige sind. Wir hoffen, daß 
Rußland alles tun wird, um diesen Zwischenfall aus der Welt zu schaffen. Gerade 
jetzt, wo die Beziehungen zwischen Moskau und Tokio reichlich gespannt sind, 
sollte Stalin nicht ohne Not auch noch Deutschland vor den Kopf stoßen. 

Für Afrika bedeutet der in diesen Tagen eröffnete wöchentliche Luft- 
dienst zwischen London und Kapstadt ein wichtiges Ereignis. Vom Lon- 
doner Flughafen Croydon führt diese vorläufig längste Handelsluftlinie der Welt 
über Dijon, Marseille, Pisa, Neapel, Malta, Bengasi, Kairo, Kisumu, Tabora, 
Johannisburg nach Kapstadt. Die Strecke, zu deren Bewältigung bisher unter Be- 
nutzung der besten Verkehrsmittel nahezu 3 Monate erforderlich waren, wird 
nunmehr längstens in ı2, unter günstigen Umständen in 8 Tagen zurückgelegt 
werden können! In erster Linie wird es sich natürlich um die Beförderung von 
Personen und Post sowie hochwertiger Güter (Gold, Diamanten) handeln. Aber 
mit der jetzigen Hauptlinie ist natürlich nur ein Rückgrat geschaffen, an das sich 
in Zukunft allenthalben Stichlinien angliedern lassen werden. Mit allen Mitteln 
versucht England, das gesamte östliche und südliche Afrika zum Kernstück des 
Empire auszubauen. Die Verlagerung des Empireschwerpunktes von Indien nach 
Afrika ist wieder ein gutes Stück weitergetrieben worden. 

Eben deswegen spielt das Problem „Schwarz-Weiß“ nach wie vor eine große 
Rolle in allen afrikanischen Debatten. Der Hilton-Young-Bericht, der grundsätz- 
lich das Recht des schwarzen Afrikaners auf Entwicklung zur Selbstverwaltung 
proklamiert, wird nicht nur in der Südafrikanischen Union, sondern naturgemäß 
erst recht in Kenya leidenschaftlich erörtert. Lord Delamere, der in Kenya 
100000 acres besitzt und Führer im Kampf um die unbeschränkte Alleinherr- 
schaft der Weißen ist, hat als Antwort auf die eingeborenenfreundlichen Ten- 
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denzen der jetzigen Kolonialregierung Anfang März seinen Sitz im Legislative 
Council of Kenya niedergelegt. Dem deutschen Leser, der sich mit den Fragen 
der europäischen Eingeborenenpolitik in Afrika gründlicher beschäftigen möchte, 
sei der vorzügliche Aufsatz empfohlen, den Prof. D. Westermann in der „Zeit- 
schrift für Völkerpsychologie und Soziologie“ (Dezember 1928) veröffentlichte. 

Von weltpolitischem Interesse ist dasSchicksal des deutsch-südafrikanischen 
Handelsvertrages, den wir in früheren Berichterstattungen bereits mehrfach 
erwähnten. General Smuts, der Führer der Opposition, wird nicht müde, gegen 
diesen Vertrag bzw. seine Ratifizierung mit allen Mitteln anzukämpfen. Er erklärt, 
die Regierung Hertzog habe den Vertrag lediglich abgeschlossen, um ihr Souve- 
ränitätsrecht zu betonen und den Ring des britischen Empires zu durchbrechen. 
Allem Anschein nach gewinnt diese proenglische Einstellung in Südafrika augen- 
blicklich an Boden. Der Senat der Union hat jedenfalls am 13. März mit 20 gegen 
ı5 Stimmen beschlossen, den Handelsvertrag mit Deutschland abzulehnen. Wie 
die Dinge nun weiterlaufen werden, ist mit Bestimmtheit nicht zu sagen. Die im 
Juni bevorstehenden Generalwahlen werden vermutlich erst darüber entscheiden, 
ob Hertzog oder Smuts, ob südafrikanischer Nationalismus oder panbritische Ein- 
stellung obsiegen. 
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. K. HAUSHOFER: 
| Bericht über den indopazifischen Raum 


Das Verhältnis des indopazifischen Raumes zum Völkerbund — nicht 
ganz restlos auf Bewunderung abgestellt — erfuhr eine grelle Beleuchtung durch 
die Ratstagung in Genf am 3. März ı929 bei der Minderheitenaussprache. Wenn 
zuerst Chamberlain „die Publizität im Verfahren bedenklich fand“ und „nicht 
wünschte, daß sich die Weltöffentlichkeit hinter die Klagen der Minderheiten 
stelle“, und dann Briand von Menschen sprach, „die einen verachtungswürdigen 
und sonderbaren Geschmack in der Politik hätten und es als ihre Aufgabe an- 
sähen, die Minderheiten fortwährend aufzuhetzen, statt zu beruhigen, was nicht 
dem Weltfrieden diene, da hierdurch nur ein Block von Unzufriedenen geschaffen 
werde“, so haben die berufenen Hüter des Weltfriedens ein einfaches Mittel an 
der Hand, das ihnen Peinliche gegenstandslos zu machen: die Ursachen der ärgsten 
Ungerechtigkeit und damit der Unzufriedenheit zu beseitigen! 

Das wird gerade bei einer ihrer Zahl entsprechenden Mitwirkung der Mehr- 
heiten des indopazifischen Raumes einfacher sein, als bei der weiteren Aufrecht- 
erhaltung einer sehr künstlichen Abstimmungsangelegenheit einer Minderheit der 
Menschheit über ihre Mehrheit in Genf. Denn bei einer einfachen Zählung stellt 
sich heraus, daß hinter der Forderung der Selbstbestimmung, die alle Gewalt gegen 
Minderheiten ausschlösse, in Wahrheit überwältigende Mehrheiten der Menschheit 
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stünden, wenn sie sich nur in einem sogenannten demokratischen Zeitalter zur 


Geltung bringen könnten. An dieser Stelle aber begegnet ein brennendes britisches 
und französisches Kolonialbesitzinteresse hemmend dem begreiflichen Gedanken, 
jede Unterdrückung dem Gewissen der Menschheit zur Kenntnis zu bringen und | 
so eine Gemeinschaft, ja trotz Herrn Briand, einen „Block der Unterdrückten“ 
zu schaffen, — dessen bloßer Druck dem Gedanken der Fremdgewalt und Fremd- 
rechte auf nicht selbstgepflügtem Boden, ungleicher Verträge und jahrhunderte- 


langer Ausbeutung oder Versperrung yon Raumreserven abträglich sein könnte. 

So ungefähr stellt sich der Widerhall der Genfer Verhandlungen in der chine- 
sischen, indischen, indonesischen Presse dar, bei allgemeiner Anerkennung des 
Kanadiers Dandurand und des Deutschen Stresemann; ihr scheint der Block der 
Unzufriedenen sehr beachtenswert als Mittel zur Abhilfe! Ein Mann vom Weit- 
blick eines Canning oder auch nur des älteren Chamberlain hätte nicht nach 
dem Zuschrauben der Sicherheitsventile gerufen, sondern er hätte wohl eher nach- 
geprüft, wo Überdruck sich gefährlich sammelt, wie man ihn entspannen oder 
wie man ihn allenfalls nutzbar machen könnte. 

Ein solches Sicherheitsventil könnte z.B. im indopazifischen Bereich zweifellos 
die einige Wochen vor der Genfer internationalen Arbeits-Konferenz (wahrschein- 
lich in Indien) zusammentretende Asiatische Labour-Konferenz sein, auf 
der (unter dem Vorsitz von Suzuki [Japan] mit einem Stab von N.M. Joshi [Indien], 
Yonekubo [Japan] und einem noch nicht benannten Chinesen) wichtige Vorbera- 
tungen für ein einheitliches Auftreten der asiatischen Länder in Genf geplant 
sind. 

Was hier an Möglichkeiten steckt, verrät das chinesische Fabrikgesetz, das 
dem furchtbaren Mißbrauch der Kinderarbeit unter ı4 Jahren mit einem Schlag 
ein Ende macht, das Acht-, höchstens Zehn-Stunden-Ideal fest hinstellt und die 
nächtliche Kinderarbeit zwischen 7 Uhr abends und 6 Uhr morgens, die nächt- 
liche Frauenarbeit zwischen 10 Uhr abends und 6 Uhr früh ausschließt. 

Entlassungsbestimmungen, Gewinnanteil, Wohlfahrtseinrichtuugen und konsti- 
tutionelle Mitbestimmung der Arbeitnehmer, Verteilung von 10 /, des Reinertrags — 
nach gehöriger Bereitstellung von Reserven — an Leiter und Angestellte, 45°), an 
Aktionäre und 45°/, an Arbeiter, tiefe Eingriffe in Erziehungs- und Lehrlings- 
wesen sind weitere Grundzüge dieses ersten Symptoms, was vom Mitreden eines 
größeren Blocks der bisher Unterdrückten zu erwarten ist. „Monstrous“ und „semi- 
communistic“ sind die schonendsten Eigenschaftswörter der Kolonialpresse für 
diesen Auspfiff einer zu lange zugeschraubten Sicherheitsventilöffnung. Ja, hat 
man im Ernst geglaubt, daß die im tiefsten autarkische, staatssoziale Neigung der 
ostasiatischen Kultur sich auf die Dauer, gegen alle Volksgewohnheit, auf Raub- 
bau und Manchestertum umstellen lasse? Gewiß, die neue Nationalhymne Chinas 
(u. a. China Expr. u. Tel., 7. Februar 1929, $. 87) ist seltsam nüchtern und ratio- 
nalistisch. Aber war es nicht der Konfuzianismus auch? Und ist nicht, nach der 
Ideologie der russischen Kuo-Min-Tang-Berater, nun auch die britische Außen- 
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politik vor dieser seltsam nüchternen und zugleich staatsphilosophisch-idealen, 
“echt bodenständigen, aus tiefster Eigenart der gelben Erde geborenen nationalen 
_ Willensart zum Rückzug gezwungen worden? Zu einem Rückzug, dem sich — trotz 
‚allem Nebengeräusch in Shantung — Japan früher oder später, zuletzt mit 
immer größeren Opfern, anschließen muß? 

Daß England andrerseits immer noch Männer vom Schnitt der Stamford Raffles 
und Lord Bryce hat, deren überlegene völkerpsychologische Fähigkeiten dann vom 
Außendienst ausgewertet werden, beweist das Verhältnis, das sich Sir F. Whyte 
zum China von heute zu schaffen gewußt hat. Es ist ein großer Erfolg. 

In solchen Persönlichkeiten ist hochwertige ausgleichende Kraft gespeichert. 

Wir sind mit ihnen darin einig, die ungeheuren Gefahren zu erkennen, die für 
die kontinentalen wie die ozeanischen, noch in der Selbstbestimmung gehemmten 
Teile der Monsunländer in gewaltsamen Ausbrüchen liegen! In Indien sagt 
man sich das deutlich genug und bedarf kaum der scharfen Mahnungen von 
Lord Irwin (Wortlaut u. a. Manchester Guardian, 29. Januar 1929, $. 3) oder der 
praktischen Lehren der letzten Tumulte in Bombay und Kalkutta und sonst in 
dem aufgewühlten, weiten Lande. 

Wir bewundern deshalb vor allem Männer, die den Mut haben, wie erst jüngst 
bei seiner Östasienreise Thomas, auf die Gefahr hin, sich die Hand zu verbrühen, 
an zugeschraubten Sicherheitsventilen zu rühren oder sie aufzureißen, wie vor 
einigen Jahren Graf Limburg-Stirum in dem für die Erhaltung Indonesiens in 
“ Verbindung mit den Niederlanden vielleicht entscheidenden Augenblick! Diesem 
‚ Mann, nicht den nachherigen Vertretern der starken Faust — die man haben 

muß, um sie anzuwenden, — werden es die Niederlande vielleicht zu verdanken 
haben, wenn Indonesien sich in politischer Verbindung mit ihnen noch erhält, 
wenn andere, heute von viel stärkeren Fäusten festgehaltene Goldfransen des 
‚„Bettelmantels Asien“ losgerissen sein werden. 

Aber dazu gehört eine außerordentlich feine Unterscheidungsfähigkeit zwischen 
evolutionären und revolutionären Möglichkeiten und Antrieben und ihren geo- 
politischen Daseinsbedingungen. 

Es ist deshalb sehr nützlich, wenn absichtlich traditionslos arbeitende revo- 
lutionäre politische Lebensformen — aus Brüchen mit der Vergangenheit ent- 
standen — hie und da auf die Bedeutung des „Präzedenzfalles“ und geschichtlich 
wie geopolitisch erweisbaren Zusammenhangs mit erprobter Vergangenheit in evo- 
lutionären Bildungen, wie den beiden eurasiatischen Inselreichen, hin- 
gewiesen werden. Das besorgte jüngst für Japan Dr. Mikani in einem Vortrag 
am 26. Januar 1929 über die „Entwicklung von Yedo (heute Tokio) und seine 
Stellung als Zentrum der Tokugawa-Reichspolitik“; (im V. Kurs der Tokyo Language 
School für geschichtliche und kulturwissenschaftliche Studien) (recte: klug beein- 
flußte Kulturpolitik). „Keine andere moderne Nation unserer Zeit ist so verbunden 
mit ihrer Vergangenheit, so ihres nationalen Erbes bewußt wie die japanische.“ 
„Von welcher andern großen Hauptstadt in der Welt kann gesagt werden, daß alle 
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Theaterspielpläne von historischen Stücken voll sind, und daß es dennoch fast ; 


unmöglich ist, darin Platz zu bekommen?“ „In welcher anderen Weltpresse wird 
dem Leser täglich unter zwei Feuilletons ein national-historisches vorgelegt?“ „Wo 
anders wimmeln die Kinos von ‚Geta und Schwert‘-Stücken (Ritterdramen!)?* — 

Arbeiten so Theater, Zeitungen und Kino um die Wette in historisch-nationaler 
Richtung, so nicht minder die Politik selbst. „Es ist unmöglich, das Arbeiten des 
japanischen Regierungssystems zu verstehen ohne ziemlich weitgehende Kenntnisse 
der Vergangenheit.“ en; 

Das Genro-System fußt über Präzedenzfälle aus der Zeit des Shoguns Jyemitsu 
von ı639 zurück weit in der Vergangenheit, und mit ihm die von uns so ver- 
schiedene Weiterverwertung der Erfahrung von Exministern und Exstaatsmännern. 

„Selbst im modernen Industriebetrieb spüren wir die patriarchalische Vergangen- 
heit, so im Trostgeld an entlassene Streiker nach einen mißlungenen Streik* — 
(auch in den Familienkonzernen, im Gewerkschaftswesen und seiner Überleitung 
von mittelalterlichen Formen zu höchst zeitgemäßen). 

„Der erste Schritt zum Verstehen Neu-Japans muß die Kenntnis Alt-Japans 
sein“ — denn „seine Geschichte ist keine Aufzählung toter Fakten, sondern ein 
Schlüssel zum Geist der Nation !* 

Mit solchen Sätzen leitet d. Transpacific v. 26. Januar 1929 den Bericht über eine 
Vortragsfolge über das Tokugawa-Zeitalter ein (1600—1869), mit dem sich auch 
einzelne Mitglieder der wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät in Kyoto dauernd 
beschäftigen, weil seine zuerst hinter dem Glanz der Meiji-Zeit (1868—ıgı2) allzu- 
sehr zurückgetretene Vorbereitungsbedeutung nun immer mehr gewürdigt wird. 
Es gab dem Land zwei Herrscher ganz großen Schnittes in Jyeyasu und Jyemitsu, 
neben drei ungewöhnlich bedeutenden Regenten, eine Blüte des kunstgewerblichen 
und Lebensstiles in einer Friedensperiode von 2 1/, Jahrhunderten, eine Fülle volks- 
wirtschaftlicher Lehren und eigentlich erst die einheitliche Einschmelzung der drei 
Rassenströme zum Einheitsvolkstum. Darüber lag freilich ein eisernes, grausames 
und stellenweise korrumpiertes Polizeiregiment, gegen das sich die nationale 
Romantik erhob: aber die Tokugawa-Zeit gab eben doch dem japanischen National- 
charakter einige seiner wesentlichsten Züge, die das heutige Reich erst möglich 
machten. 

In diesem Sinne erfährt Japans Einstellung zur Tokugawa-Periode — seinem 
Rokoko und Empire — im Sinne höherer Wertschätzung seiner Rolle — eine 
immer noch fortschreitende Korrektur! Sie könnte tatsächlich gleichläufig mit einer 
von vielen Japanern vermuteten Periode nationaler Konzentration und Verfestigung 
— statt weiterer Expansion — sein, und ist deshalb als Symptom zu werten! 

Die sehr gute Jahresrundschau der „Economist“ bezeichnet dementsprechend 
1928 als ein Jahr wirtschaftlicher Konsolidierung, ohne Geldverknappung, aber 
doch ohne allgemeinen Handelsaufschwung, ohne expansiven Zug, mit viel Kurz- 
arbeit in wesentlichen „Angel*“-Industrien. „Enttäuschung und Entmutigung® — 
wie im andern Inselreich auf der eurasischen Westflanke! 
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Das war doppelt schmerzlich, da sich in China sichtliche Erholung, in Indo- 
nesien gute Konjunktur, und selbst in Malaya — trotz Schwankungen in Zinn 
und Gummi — ein gesundendes Anziehen feststellen ließ. | 


FRIEDENS-VOGEL MUSTER 29 


„Our new 1929 model Peace Bird“ Darling „Herald Tribune“ New York 


Auch der Besuch von Thomas in Japan hat nur gedämpfte Stimmung hinter- 
lassen; den Abrüstungsvorschlägen unter gleichzeitiger Präsentation der eigen- 
artigen, kanonengespickten amerikanischen Friedenstaube, Spezialmodell 1929 mit 


ı5 Kreuzern, begegnet unverhobhlenes Mißtrauen, offiziell vom Premier ausgedrückt. 
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Veröffentlichungen des Kodan Clubs, gestützt auf Schätzungen des Teikoku-. 
‚Kredit-Büros, (abgek. im „Transpacific“ vom 19. Februar 1929) gestatten eine Über- - 
sicht über die in Japan geopolitisch, ethnopolitisch und soziopolitisch aufschluß- 
reiche Verteilung der großen Vermögen und ihre Herkunft. Dabei muß die imı 
Mittel- und Westeuropa so stark hervortretende Schwerindustrie, Kohle und Eisen, | 
naturgemäß zurücktreten, Seeverkehrs- und Werftinteressen müssen voranstehen; , 
vor allem fällt die Japan aus seiner soziopolitischen Struktur besonders eigentüm- . 
liche Form des vertikalen Familienkonzerns auf (z. B. Mitsui, Jwasaki, Yasuda, , 
Sumitomo); fast alle mit sehr konstanter politischer Färbung. Man erkennt das; 
ethnopolitisch erklärbare Vorwiegen des Südwestens an Vitalität gegenüber dem 
Nordosten, — wenn auch eine gewisse Konzentration in dem überzentralisierten 
Wasserkopf Tokio stattgefunden hat (39 von den 50 größten Vermögen). Dafür 
sitzt die alte Ausgleichszentrale Osaka (mit 5 der größten Vermögen) immer noch 
dicht voll kleinerer Millionäre aus den insgesamt etwa 3000 Yen-(Halb-$-)Millio- 
nären des Reiches. 

Weit hinter den großen Industrie- und Handelsvermögen, alle mit Familien- 
banken verbunden, liegen die alten Feudalvermögen zurück, da ja die Daimyo- 
Familien den größten Teil ihres Lehensgutes wieder an das Reich zurückgegeben 
haben. Auch hier steht der Westen und Süden dem Osten und Norden weit voran, 
in dem nur das Haus Date-Sendai einige 20 Mill. RM. gerettet hat. Maida-Kana- 
zawa mit ı4o Mill. RM., Matsudaira-Takamatsu und Yamanouchi-Kochi, jede 
Familie mit etwa 60 Mill., die Fürsten Shimatsu-Satsuma mit 4o und 30, Mori- 
Hagi mit 50, Hosokawa-Kumamoto und Asano-Hiroshima mit 20 gehören alle zu 
den südwestlichen KRlanen der Reichserneuerungsbewegung mit starkem Südeinschlag. 

Die alte Reichsmarschall-Familie der Tokugawa hat im ganzen in drei Linien 
etwa 120 Mill. RM. sich erhalten können (Wakayama, Nagoya); Verbindungen 
zwischen altem Grundbesitz, neuer Industrie und großen politischen Laufbahnen 
sind häufig und ertragreich, persönliche Staatsmanns-Vermögen (Genro Saionji mit 
3, $. Goto mit 6), solche des alten Hofadels (Sanjo 6) dagegen selten. 

Alles in allem zeigt eine Übersicht die Verlagerung des Nationalreichtums durch 
die größere Vitalität des Südwestens, der die Reichserneuerung trug, aber auch als 
Sieger seinen Anteil an der Beute nahm; die Konzentrierung auf die zwei koope- 
rierenden Großstadtgruppen des Kamigata : Osaka-Kobe-Kyoto, und vor allem des 
Kwanto:Tokio-Yokohama und Umgebung. Sie verrät neue Ballungen und Zusammen- 
schlüsse zwischen dem alten einstigen Daimyo-Traditionsbesitz und den neuen 
Handels- und Industrievermögen mit einem ausgesprochenen plutokratischen Zuge. 

Auch hier sind innere Wahlverwandtschaften zwischen den beiden 
Inselreichen tätig, die im Grunde eine bereitere Verständigung zwischen der 
britischen und japanischen herrschenden Schicht als zwischen der U.S$. ameri- 
kanischen wie der chinesischen und der japanischen als eine wohl zu beachtende 
geopolitische Gegebenheit erleichtern und vorbereiten. Große, früher vorhandene 
Verständigungsmöglichkeiten zwischen deutscher und japanischer Machtträger- 
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‚struktur und Staatsgesinnung sind mit der gründlichen deutschen Wandlung von 
1919 leider wohl für immer verschwunden; dafür sind solche zwischen der Mitte 
Bearopis, U.S. Amerika und China in reifender Entwicklung. 

Zweifellos sind aus diesem Grunde landschaftliche Herkunft, Ballung und Ver- 
lagerung der großen Vermögen auch Objekt der politischen und Wirtschafts- 
‚geographie, nicht nur der Staats- und Wirtschaftswissenschaften, — die gewisse 
bodenverbundene Zusammenhänge nicht ausreichend aufklären können ohne 
-Kenninis von gewissen geopolitischen, ethnopolitischen und soziopolitischen Quellen 
‚ihrer Entstehung, Herkunft und Erhaltung. 

Zeigt schon das seit 1869 stramm zentralisierte japanische Reich so starke wirt- 
‚schaftsgeographische Spuren seiner regional gelockerten, aber doch immer durch 
eine mächtige Zentrale ausgeglichenen Vergangenheit, so versteht man, wie viel 
wuchtiger noch sich die regionalen Zerrungskräfte in China auswirken müssen, — 
auch wenn sie äußerlich durch kühne Zentralisierungspläne von Nanking aus 
vorübergehend verschleiert werden. 

'. Zuweilen aber fallen grelle Streiflichter auf die Spannung zwischen Wunsch 
und Wirklichkeit. 

. Einige peinliche Tatsachen des Fortbestehens der Länderfrage hatten wir im 
Bericht Il und III 1929 bringen müssen; einige städtegeographische treten im 
Frühjahr neu hinzu. | 

In einem Augenblick, in dem an der geopolitischen Bremsvorrichtung in Shan- 
"tung Chang-Chung-Chang mit immerhin zwei Divisionen den Kampf gegen die 
‚ Zentralregierung wieder aufnahm, und Chiang-Kai-Shek von ihr beauftragt werden 
mußte, mit etwa 150000 Mann (die im Norden sehr fehlen werden) gegen die 
zirka 100000 Köpfe starken Kiangsi-Truppen auszuziehen, kehrte der ameri- 
kanische Städtebau-Berater der Kuo-Min-Tang, Henry Killam Murphy, von einer 
Städtebau-Studienreise nach Europa zurück. Er sprach sich über die städtegeo- 
graphischen Aufgaben aus, die ihm, zusammen mit dem Techniker Ernst Payson 
Goodrich (der New York Regional Plan Commission) in Nanking und Kanton 
bevorstehen, wenn in Nanking eine Hauptstadt ersten Ranges, für einen Volks- 
boden von fast 4 Mill. qkm, einen Kulturboden von etwa ıo Mill. qkm mit 
450 Mill. Einwohnern, bei einem Eigenbestand des Stadtobjekts von heute nicht 
1/,, aber morgen vielleicht schon 2 Millionen errichtet wird, und in Ranton ein 
Stromhafen, der den prachtvollen Tiefwasser-Inselhafen von Hongkong aus dem 
Wettbewerb werfen soll. „Die Gedanken stehen ihm nicht niedrig“, kann man 
wohl von dem leitenden Kuo-Min-Tang-Kreise sagen, der solche Pläne von hoch- 
fliegendem Urbanismus entwerfen läßt in einem Augenblick, wo das Haus an 
allen vier Ecken noch brennt, dessen Galazimmer man vom Wohnungsarchitekten 
einrichten läßt, und wo die ı92 Mill. $ fehlen, die als Minimum den Heeresetat 
einer auflüpfischen Soldateska von 2 Millionen einrenken sollen. 

Das einzige, was jetzt für die Hauptstadtplanung sicher zur Verfügung steht, 
ist weiter Raum und Lagengunst, wie die Tatsache, daß Murphy — chinesische 
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Bauformen und Bauelemente besser kennend und höher schätzend als seine jung- 
chinesischen Auftraggeber, — die Stätte von Nanking sicher weniger schänden | 
wird, als es die Jungchinesen in Kanton bisher getan haben. Wer von den vielen 
Hamburger Millionen weiß, die bisher ohne durchgreifenden Erfolg in die Elbe 
versenkt worden sind, wird mit Sorge an die 130 auszubaggernden Kilometer des 
Perlflusses vom Delta bis Kanton denken, die von 5 auf 10 m Durchschnittstiefe ge- 
bracht werden sollen, namentlich an die letzten 15 km bis zur eigentlichen Stadt. 

Unter der Überschrift: „Nankin et les possessions exterieures de la Chine* be- 
schäftigt sich Andre Dubosqu — (durch kluge Bücher über „Le probleme du 
Pacifique“, Paris 1927, und „La Chine en face des Puissances“, „L’evolution de la 
Chine“ u.a. bekannt) — mit dem heikelsten Raumproblem Jung-Chinas. Mit der 
Beauftragung des Kohlenprovinz-Satrapen Yen-Shi-Shan mit den tibetanischen 
und mongolischen Angelegenheiten ist es nicht getan, wenn auch Yen der am 
meisten unseren früheren Vorstellungen vom Tataren entsprechende politische Typ 
im neueren China ist, noch weniger mit der Aufstellung einer „Kommission für 
tibetanische und mongolische Angelegenheiten“. Sicher ist nur, daß damit der 
Rechtsanspruch nicht nur nicht aufgegeben, sondern ausdrücklich betont wird — 
eine große Stärke chinesischer Staatskunst auch in schwachen Zeiten. Gerade die 
französische, in Paragraphen so sattelfeste Staatskunst müßte dafür feines Ver- 
ständnis haben. — Werden die Ideen Sun-Yat-Sens (wie es zweifellos gegen- 
über Tibet angestrebt wurde) über den eigentlichen chinesischen Volksboden 
hinaus wieder Anziehungskraft üben können? In der Mandschurei war es wohl 
der starke chinesische Bevölkerungseinschlag, der zum Erfolg führte! Aber auch 
vom sonstigen Innern Chinas berichten uns (z. B. Times vom 30. Januar 1929) 
gute Beobachter, „daß China auch dort eine einigere Nation ist, als je zuvor“, 
„daß auch die reaktionärste Regierung der Wucht der öffentlichen Meinung, einer 
täglich stärker werdenden Macht, nicht mehr widerstehen könne“, „daß die 
gebildeten Klassen“, (keine so hoffnungslose Minderheit mehr wie einst, etwa 
25—27 Millionen unter 450, bei nur mehr 70°/, Illiteraten gegen früher 95) — 
„rückhaltlos die neue Nationalregierung unterstützen“. 

„Die Geste der Regierung von Nanking“, mit der sie die Rechte Chinas in Tibet 
und Mongolei wieder in Erinnerung bringt, meint Dubosqu, „ist nicht ohne Größe, 
und sie wird als Folge weder Chinesen noch Fremden gleichgültig bleiben dürfen.“ 

Auch die Flaggenhissung in Mukden, der Städtebau- Auftrag in einem noch 
ringsum brennenden Reichsbau haben solchen Wert als Gesten. Sie werden ge- 
sehen, und sie wirken — im eigenen Binnenland und in der Fremde! 

Frei von allen Gesten gibt jährlich der Bericht des britischen Staatssekretärs für 
Indien ein für geopolitische Zwecke ausgezeichnetes Bild der indischen Dynamik 
im jeweils abgelaufenen Jahr, so diesmal für 1927/28 (Verf. Coatman), wie ein 
gutes Graphikblatt, zu dem die indische Öffentlichkeit erst die Farben liefert. 
Simon-Kommission, Indisierung des Heeres, Nehru-Bericht passieren in ihrer ersten 
geschichtlichen Festlegung noch einmal vorüber und verraten, daß auch 1929 — 
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mit der Drohung Ghandis, daß in einem Jahr eine brauchbare Lösung gefunden 
werden müsse, mit der Kommission unter J. H. Whitley zur Prüfung der Arbeiter- 
fragen Indiens (Times v. 5. Februar 1929), mit der Entscheidung über die Refor- 
men in Geylon als Vorläufer der größeren indischen Lösungen — nichts so heiß 
‚gegessen wird, wie es gekocht wurde. 

‚ Aber die indischen Arbeiterfragen drängen — wie schon vor zwei Jahren 
F.J. Furtwängler voraussah —, denn „es besteht die Gefahr sehr ernster indu- 
strieller Unruhen in Indien“. „Schon im Vorjahr legte der größte und längste 
Streik in der jungen Industrialisierungsgeschichte von Indien die Spinnereien von 
Bombay vom 16. April bis 5. Oktober lahm. Seitdem läuft eine ununterbrochene 
Reihe von Enqueten, Tumulten, Gewaltakten und wilden Streiks in Einzelunter- 
nehmungen“. „In den E. I. R. Eisenbahnwerkstätten in Bengalen wurde ein Streik 
mit folgendem Ausstand von ı34 Tagen durch Zusammenstöße mit der Polizei und 
Attentaten auf Züge verschärft.“ „Die Tata-Stahlwerke wurden — trotz augen- 
fälligen Wohlfahrtseinrichtungen — von Ende April bis Mitte September außer 
Betrieb gesetzt. 1927 und in den ersten g Monaten von 1928 sind im ganzen 
3o Mill. Arbeitstage verloren und in einem Tieflohngebiet 80 Mill. GM.-Löhne 
geopfert worden.“ 

Wir führen die „Times“ im Wortlaut an, um nicht von Briand des Schmiedens 
an einem Block der Unzufriedenen beschuldigt zu werden! Aber solche Zustände 
‚sind doch nicht befriedigend; und es ist begreiflich, daß man wenigstens fremde 
Agitatoren fernhalten will, und daß selbst indische Arbeiterführer (V. Shiva Rao, 
'Madras) vor ihnen warnen. Namentlich, wenn so ungeklärte Verhältnisse dicht 
vor den Toren Indiens sich zu längerem Fortglosten entwickeln wie in Afghani- 
stan, wo das Feuer jeden Tag, mit der Schneeschmelze, licht emporschlagen kann. 

Besonders lebendige Eindrücke, wie scharf Ost und West immer noch in Geist 
und Stoff aufeinanderprallen, zeigten sich im Berichtabschnitt etwa in einem uns 
vorliegenden Bild, auf dem des afghanischen Exkönigs Inayatullah Gemahlin, 
tief in der „Boorkha“ verschleiert, dem Flugzeug 2067 A. F. IV in Peshawar ent- 
stieg, um zu Amanullah und Souriya nach Kandahar weiterzureisen; oder in 
Aufnahmen, die mittelalterliche Befestigungen in Kabul und Jalalabad unmittelbar 
nach Kämpfen darum mit modernen Waffen zeigten. 

Oder der Gegensatz verriet sich in Unterredungen von Feng-Yu-Hsiang mit 
4 japanischen Presseleuten, denen gegenüber der „gute Streiter Jesu Christi“ sich 
immer mehr zum enfant terrible Jung-Chinas entwickelt, das freilich auch Missio- 
nären, Christentum im allgemeinen und Großmächten bittere Wahrheiten sagt, 
wie z. B. Japan über den Zwischenfall in Tsinanfu: „Daß diese traurige An- 
gelegenheit, obwohl sie den Tod von einigen Zehntausend Chinesen herbeiführte, 
zuletzt Japan mehr Schaden tat als China.“ 

„Zuletzt habe der Übergriff nur Japans internationalem Gesicht geschadet.“ 

„Denn China und Japan sind von derselben Rasse und haben dieselbe Kultur. 
Wir stehen oder fallen zusammen. Wenn ihr die Toten fragt, warum sie fielen, so 
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wissen sie es nicht.“ Mit solchen und ähnlichen Reden warf der in China und 
Moskau in der Behandlung der öffentlichen Meinung wohlgeschulte Mann der 
japanischen Regierung Knüppel zwischen die Beine; er sprach zugleich seine Be- 

wunderung für Washington und Lincoln (zur Ehre der U.S.), Kemal Pascha, | 
Gandhi und Mussolini aus, die für Lenin dagegen mit sehr viel mehr Vorbehalt. 

Ein mehr altchinesisches Kabinettstück ist das Entkommen Chang-Chung- 
Changs aus der Luanho-Falle, zuletzt durch eine abenteuerliche Dschunkenfahrt 
aus dem Tachingfluß über die Miau-Tau-Inseln nach Port Arthur — von wannen 
er zurückkam, um sein altes Tupanland Shantung von neuem zu beglücken —, 
vielleicht mit seinem Freund Ataman Semionow zusammen. Man vergleiche 
unser Spottbild 1928, Nr. ı1, S. 904, worin der Vorgang vorausgespiegelt ist! 
Nutzanwendung der Geopolitik! — 

Einige Winke für geopolitische Pressebenutzung: 

Sehr gute knappe wirtschaftliche Zusammenfassungen finden sich über Malaya, 
Japan, Indonesien, China in „The Economist“ Commercial History & Review 
of 1928 (S. 31ı—33). Brauchbare Übersichten der Kilometerlänge, der Baukosten und 
Eröffnungszeiten der mandschurischen Eisenbahnen bringt „Deutsche Wacht“ 
(Batavia, 1929, $. 19). „Reactionary Waves“ in zwei Typen schildert für Japan 
anschaulich „Transpacific“ (1929, Nr. 4, S.3), wo 1928 als ein ganz besonders 
schlimmes Jahr voll nationalistischen Überschwangs bezeichnet wird. Die neue 
chinesische Nationalhymne bringen u.a. „China Express and Telegraph“ (vom 
7. Februar 1929, $S.87) und „Times“ (vom 30. Januar 1929). 

Kurze, aber ausgezeichnete Zusammenfassungen der Vorzüge und „Versalzungs-“ 
Gefahren der Kanäle und Stromregulierungen in Indien, besonders im Penjab 
von Brij Narain-Lahore, und eine vorzügliche über „Die Zukunft der: Soja- 
bohne“ von N. Jasny-Hamburg finden sich im „Wirtschaftsdienst“ (Heft g vom 
ı. März 1929 auf $. 353 ff. und 369). 

Ein neues Tibetbuch steuert David Macdonald bei: „The Land of the Lama“ 
(London, Seeley, Service and Co., 1929), sowie der bekannte indische Publizist 
Dr. Taraknath Das: „British Expansion in Tibet“, Kalkutta, 1929, N. M. Raychow- 
dhury & Co. 

Eine vorzügliche, wenn auch für Deutsche alles eher als tröstliche Übersicht 
gibt die neue vierte Ausgabe von Isaiah Bowman: „The New World. Problems 
in political geography.“ London, Kalkutta, Sidney, George G. Harrap & Co., 1928; 
von 8. 538—626 für die indopazifischen, zu knapp mit Raum bedachten Probleme, 
auf deren Betrachtung wir in einem eigenen Aufsatz zurückkommen, — ebenso 
wie auf die begreiflicherweise U.S.-zentrische Auffassung auch der pazifischen 
Zukunft in dem glänzend geschriebenen Schlußaufsatz über „Die Lage der Ver- 
einigten Staaten.“ 

Eine edle und reife Betrachtung der „Krisis der chinesischen Kultur“ von 
R. Wilhelm, mit den Diskussionsreden, bringt das vornehme Heft 5/6 des 
3. Jahrg. der „Sinica“, die vor einer höchst begrüßenswerten Weiterentwicklung 
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zu breiter Wirkung für die Hereinziehung des Fernen Ostens in das Weltbild 
schicksalbestimmender Schichten unseres Volkes stehen, in dem er leider bisher 
nicht genügend vertreten war. j 


OTTo MauLr: 
Berichterstattung aus der amerikanischen Welt 


Bürgerkrieg in Mexiko. — Verschwörung in Kuba. — Hoovers Amtsantritt und Kabinetts- 

bildung. — Mittelamerikanische Kanalzonen. — Hoover gegen die Anwendung der Ursprungs- 

klausel bei Berechnung der Einwanderungsquoten. — Argentiniens Politik. — Einiges aus 

Peru. — Lösung der Tacna-Arica-Frage. — Brasilianisch-paraguayische Grenzplänkeleien. — 
Karl Schurz zum Gedächtnis. 


“Die Wolken der fast dauernden partiellen Unruhen haben sich zum Gewitter- 
sturm eines Bürgerkriegs in Mexiko verdichtet. In der Rückschau zeigt sich 
darum sehr deutlich, was aber auch der Einzelbetrachtung früherer Berichte nicht 
verborgen geblieben war: die Bandenüberfälle, die Demonstrationen, die Spannung 
zwischen Regierung und Kirche waren nichts anderes als die Symptome eines 
bedauerlichen Zustandes, der den Nährboden für eine neue Revolution in Mexiko 
schuf. Verfolgen wir zunächst die äußeren Begebenheiten, soweit sie bekannt ge- 
worden sind. Man kann ebensogut sagen, daß die Demonstrationen bei der Be- 
stattung Toral de Leons und das Attentat auf den mexikanischen Präsidenten 
‚Portes Gil den Auftakt zur Revolution bildeten, wie daß sie den Höhepunkt der 
dauernden Beunruhigungen darstellten, unter denen das öffentliche Leben in 
Mexiko schwer zu leiden hat. Fast gleichzeitig verlautet von einem weiteren 
Anschlag auf einen Zug auf der Strecke Guadelajara—Colima. Anfangs März haben 
ferner Banditen den amerikanischen Leiter und einen Angestellten einer Berg- 
werksgesellschaft entführt, um Lösegeld zu erpressen. So wollte es aber doch zu- 
nächst noch scheinen, als ob die bekannten Unruhen lediglich hier und dort ihre 
Fortsetzung finden sollten. Die Gerüchte einer umfangreichen Erhebung, die 
zunächst auf den Nordwesten hinwiesen, kamen, weil bis dahin nur Symptome 
eines bekannten Zustandes zu erkennen waren, daher immerhin überraschend. 
Zunächst ist auch die Revolution nicht im Nordwesten ausgebrochen, obgleich 
dort alles auf ihre stärkste Organisation deutete; sondern unter der Führung des 
Generals Aguirre haben sich in Veracruz und Tampico Truppenteile gegen die 
Regierung erhoben. Auch Schiffe der mexikanischen Flotte, die vor Veracruz vor 
Anker lagen, sollen sich der Bewegung angeschlossen haben. Aguirre hat erklärt, 
daß außer Veracruz auch die Staaten Oaxaca, Coahuila, Chihuahua, Durango, 
Nayarit, Sinaloa und Sonora die Sache der Revolution zu der ihren gemacht 
hätten. Der zweite und unstreitig gefährlichere Herd des mexikanischen Auf- 
standes ist dagegen Sonora, wo die arizonische Grenzstadt Nogales mit zum 
Zentrum der Bewegung gehört. Von Sonora aus hat sich das Gebiet der Auf- 
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ständischen ziemlich rasch längs des Rio Grande del Norte ausgebreitet, so daß. | 
der Staat Sonora sehr bald völlig in den Händen der Revolutionäre war, die neben 
dem nach Nogales die beiden anderen wichtigen Grenzübergänge nach Arizona und 
Einbruchslinien der Eisenbanen besitzen, Naco und Aguaprieta. Der einzige regie- 
rungstreue General dieses Staates, Carillo, ist nach Süden geflohen, seine Truppen 1 
sind aber zum allergrößten Teil von ihm abgefallen. Escobar ist zum komman- 
dierenden General aller revolutionierenden Streitkräfte ernannt worden. Über die 
Staaten Chihuahua und Coahuila haben die Aufständischen schon anfangs März 
Beziehungen zu dem Staate Nuevo Leon angeknüpft, wo sich ihnen General 
Almazan angeschlossen hat. Auch der Gouverneur Gaxiolo des Staates Sinaloa 
macht gemeinsame Sache mit ihnen. Es will scheinen, obgleich die Meldungen 
der Regierung ganz anders lauten, als ob in der ersten Märzwoche das Gebiet der 
Aufständischen einen gewaltigen Umfang angenommen habe. Ein sorgfältiger Ver- 
gleich der sich nicht selten widersprechenden Einzelnachrichten zeigt für diese 
Periode, daß die Revolution Stützpunkte in folgenden Staaten gefunden hat: 
Sonora, Chihuahua, Coahuila, Nuevo Leon, Sinaloa, Durango, Nayarit, Colima, 
Zacatecas, Guanajuato, Jalisco, Michoacan; es ist das ein großes zusammen- 
geschlossenes Territorium, das sich von Nordwesten aus gegen Osten und längs 
der pazifischen Küste weit nach Süden hin vorschiebt. Isoliert von ihm ist im 
Süden das zweite Aufstandsgebiet, das die Staaten Veracruz und Oaxaca umfaßt. 
Das regierungstreue Gebiet nahm damals die kleinere Mitte Mexikos ein. Es 
hatte den Vorteil der Konzentration der Kräfte. Die Aufgabe der Regierung ist 
aber auch ein Zweifrontenkrieg. Sie hat ihn nach beiden Seiten aufgenommen. 
Der frühere Präsident Calles ist zum Kriegsminister ernannt worden. Gegen das 
südliche Aufstandsgebiet haben die Regierungstruppen bei Orizaba einen unblutigen 
Erfolg errungen, Aguirre hat im Staate Veracruz mehrere Stützpunkte verloren 
und sich auf Stadt Veracruz zurückgezogen, aus der er jedoch auch vertrieben 
worden ist. Im Norden dagegen endete ein zehnstündiger Kampf um Monterey 
zunächst mit einer Niederlage der Bundestruppen. Damit wurde die Bahnver- 
bindung von der Hauptstadt Mexiko nach Texas, die wichtige Zufuhrlinie im 
Osten von den Vereinigten Staaten aus, für die Regierung zerschnitten. Diese 
Verkehrsbedeutung des Ortes hat zur raschen Wiedereroberung durch die Regie- 
rungstruppen geführt. Fast gleichzeitig hat sich ein Kampf um Ciudad Juarez 
entsponnen, dem wichtigen Grenzort des Staates Chihuahua gegen die Union, wo 
der dort stationierte Kommandant regierungstreu geblieben ist. Ciudad Juarez 
ist nach einem für die isolierten Bundestruppen unglücklichen Kampfe in die 
Hände der Aufständischen gefallen. Diese kriegerischen Handlungen im Norden 
liegen aber noch vor dem Beginn der eigentlichen Offensive der Bundestruppen. 
Calles hat sie mit der Übernahme des Kommandos über die Armee selbst begonnen. 
Seine Unternehmung hat mit einem Vormarsch der Streitkräfte auf Torreon, einen 
wichtigen Knotenpunkt der Wege nach dem Norden, eingesetzt. Zwischen Canitas 
und Durango hat dabei ein Zusammenstoß mit den Aufständischen stattgefunden. 
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_ Ebenso haben diese Saltillo, die Hauptstadt von Coahuila, aufgeben müssen und 
"sind nochmals auf dem Rückzug von Bundestruppen siegreich angegriffen worden. 
In einer Spanne von etwa zwei Wochen, von Anfang bis Mitte März, haben die 
_ Regierungstruppen gegenüber der aufständischen Bewegung ganz wesentlich an 
Raum gewonnen. Sie haben die Revolution im Süden mit leichter Mühe nieder- 
geschlagen und eine Basisstellung zur Operation gegen den Nordwesten ein- 
genommen. Dieser rasche Zusammenbruch zeigt die Schwäche der Bewegung in 
diesen Teilen. Unstreitig wird sie kaum irgendwo von der gesamten Bevölkerung 
getragen. Es ist im Grunde ein Aufstand der Generale und ihrer Truppenteile 
bzw. Anhängerschaft, so daß der Widerstand mehr von einzelnen Punkten als von 
der Fläche der aufständischen Staaten ausgeht. Demgegenüber darf man aber nicht 
_ verkennen, daß sich im Nordwesten die revolutionären Gebiete zu einem riesigen 
Raum zusammenschließen, der Mitte März noch weit über ein Drittel des mexi- 
kanischen Staates einnahm. Eine wirkliche Befriedung dieser Regionen bedarf be- 
stimmt noch harter Arbeit und wird auch Zeit brauchen. Wir sind darum nicht der 
Meinung, daß die mexikanische Regierung schon nahe am Ziel ist. Inzwischen — 
während der Drucklegung des Berichts — hat sich diese Ansicht bestätigt. Zwar haben 
die Aufständischen bei der Annäherung der Bundestruppen Torreon aufgegeben und 
sich auf der Linie Escalon—Jimines zurückgezogen, ohne daß ihre Verfolgung zu 
einer Entscheidung führen konnte. Daneben ist aber an zwei anderen Stellen der 
Kampf ausgebrochen. Die sog. „katholische Revolte“ in Jalisco und Guanajuata hat 
eine Absplitterung von Streitkräften der zentralen Bundestruppen notwendig ge- 
: macht; und um die pazifische Hafenstadt Mazatlan, die von den Aufständischen 
angegriffen worden ist, wird heftig gekämpft. Die Vereinigten Staaten haben sich 
entschlossen, Kriegsschiffe nach den amerikanischen Gewässern zu senden. 

Über die allgemeinen Ursachen der Revolutionen in Mexiko haben wir schon 
früher einmal gehandelt. Sie sind im tiefsten Grunde in der recht lockeren 
Struktur eines sehr großen Raumes zu sehen. Das ist stets ein Nährboden für 
separatistische, revolutionäre Bewegungen. Und bezeichnend erheben solche Be- 
wegungen nicht selten in den Randgebieten, in der Nähe der beim unglücklichen 
Ausgang einer Revolution Sicherheit bietenden Grenze das Haupt. So war es auch 
dieses Mal wieder: der Nordwesten und daneben der Süden sind die beiden Herde 
der jetzigen Revolution. Doch im Grunde sind das nur die räumlichen Gunst- 
momente und nicht die eigentlichen Triebkräfte, die zu der Revolution geführt 
haben. Es ist schwer, diese in ihrern ganzen Zusammenhang schon heute, viel- 
leicht überhaupt zu erkennen. Man kann nicht damit rechnen, daß etwa aus 
der Erklärung der Revolutionäre die eigentlichen Gründe zu ersehen sind. Denn 
die Proklamation der Religionsfreiheit, die die mexikanische Revolution leicht mit 
dem mexikanischen Kirchenstreit in enge Verbindung zu bringen vermöchte, muß 
doch mehr als werbende Aktion, die die in ihrem religiösen Gefühl durch die Re- 
gierung verhetzten Massen zu gewinnen sucht, angesehen werden, als daß in ihr der 
Anlaß zum Aufstand zu sehen wäre. Immerhin hat die Kirchenfeindlichkeit der 
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Regierung in weiten Kreisen eine dumpfe Unzufriedenheit geschaffen, die sich in gar 


manchen Explosionen Luft gemacht und damit die Atmosphäre der Revolution nur 


verdichtet hat. Von der Kirche gehen aber wohl die treibenden Kräfte nicht aus, 
wenn auch im einzelnen von dort manche Unterstützung kommen mag. Soweit 
die Dinge heute zu überschauen sind, scheint der Gegensatz zwischen der Land- 
arbeiterpartei, die von den Obregonisten geführt, und der Industriearbeiterpartei, 
die sich des besonderen Interesses der Regierung Calles, wie auch der Portes Gils 
erfreut, die Kluft zu sein, die das Land in einem Bürgerkrieg zerrissen hat. Ver- 
mutlich wäre es Obregon selbst dank der Kraft seiner Persönlichkeit gelungen, 
diesen Gegensatz zu überbrücken. Dagegen entbehrte der Zivilist Portes Gil schon 
des Ansehens bei den Generalen. Der Widerspruch der Obregonisten gegenüber 
der Regierung wendet sich vor allem gegen den sozialistisch orientierten, um die 
Fürsorge der Industriearbeiter bemühten Linkskurs, der die Interessen der Land- 
wirtschaft sehr vernachlässigt. Er wendet sich aber auch gegen das neuerliche 
Hand-in-Hand-Gehen der mexikanischen Regierung mit der vereinsstaatlichen, 
das die Bergwerksinteressen zu einem wesentlichen Teil unter die Kontrolle des 
amerikanischen Kapitals gestellt hat. Diese enge Verknüpfung der Regierung mit 
den Vereinigten Staaten erklärt auch die Stellungnahme des großen Nachbars 
gegenüber Mexiko, der keine strikte Neutralität zwischen den streitenden Parteien 
zu halten geneigt ist, sondern durch das Zugeständnis der Waffenausfuhr die 
mexikanische Regierung unterstützen will. Dagegen scheint die Union nicht ge- 
willt zu sein, selbst einzugreifen, sondern lediglich unterzieht sie die mexikanische 
Grenze einer scharfen militärischen Überwachung. 

Kuba ist ganz knapp an einer ähnlichen Bewegung vorbeigekommen, wie sie 
den Staatskörper Mexikos durchwühlt. Dort ist eine Verschwörung gegen den 
Staatspräsidenten Machado aufgedeckt worden. Es hat sich dabei gezeigt, daß sich 
ganz ähnliche Elemente gegen den liberalen Präsidenten zusammengefunden 
haben, nämlich Mitglieder der kommunistischen Partei, der nationalistischen 
Partei, der nationalistischen Union und der Liga gegen den Imperialismus. Auch 
Angehörige der Armee standen der Verschwörung nahe. 

Wenn man die Unruhen und Revolutionen, die in den letzten Zeiten die Staaten 
im Umkreis des amerikanischen Mittelmeeres in Mitleidenschaft gezogen haben, 
im größeren Überblick betrachtet, so fällt eine mehrfach erkennbare Parallele auf. 
Stets spielt die Machtstellung der Vereinigten Staaten in diesem Raum irgendeine 
Rolle. Meist sind die legitimen Regierungen, wie das bei Staaten innerhalb der 
Einflußsphäre der Union naheliegt, unionsfreundlich, während die revolutionären 
Parteien gegen eine solche Einstellung Sturm laufen. So war es in Nikaragua, so 
ist es Jetzt in Mexiko, und die gleichen Grundmotive zeigt die kubanische Ver- 
schwörung. Der Gedanke, der die Revolutionen belebt, ist dagegen häufig unions- 
feindlich. So kann man behaupten, daß unter den Motiven, aus denen die Revo- 
lutionen dieses Raums entstehen, heute weniger der unmittelbare, aber fast stets 
der mittelbare Einfluß der Vereinigten Staaten zu sehen ist. 
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Dieser gewaltige Machtkomplex innerhalb’ der amerikanischen Welt, der viel- 
‚leicht im Augenblick der bedeutendste der Erde überhaupt ist, steht seit dem 
4. März unter neuer Führung. Herbert Hoover hat an diesem Tage sein Amt 
‚angetreten. Da die republikanische Partei die Führung weiterhin in der Hand 

behalten hat, so kann nicht erwartet werden, daß sich die Politik der Vereinigten 
Staaten mit dem neuen Präsidenten grundlegend ändere. Das haben wir schon 
früher ausgeführt. Immerhin interessiert das Programm, das Hoover in seiner 
Antrittsrede entwickelt hat. Sie beschäftigte sich, soweit sie konkret gehalten ist, 
zum. allergrößten Teil mit der Innenpolitik. Hoover bezeichnete die bisherige Lösung 
der Prohibitionsfrage für notwendig für ein Land wie die Vereinigten Staaten. Er 
versprach, besonders sich der Nöte der Landwirtschaft anzunehmen, eine Sonder- 
 sitzung des Kongresses einzuberufen, der über die von den Farmern geforderte 
Änderung, d.h. Hinaufsetzung der Agrarzölle, zu befinden habe. Sie wird schon 
für April erwartet. Das bedeutet auch eine Steigerung der Industriezölle, wenn 
nicht der Vorlage aus industriellen Kreisen die größten Schwierigkeiten erwachsen 
sollen. Hoover bekannte sich also zur Hochschutzzolipolitik, was bei ihm nicht ver- 
wunderlich ist. In seinem natürlich nur in schemenhaften Umrissen entwickelten 
außenpolitischen Programm verurteilte er für seinen Staat den imperialistischen 
Weg, wies auf den Kelloggpakt und auf das amerikanische Streben nach Rüstungs- 
einschränkung hin. Als Mittel der Verständigung sprach er den Weltschiedsgerichts- 
hof an, den ständigen internationalen Gerichtshof, an dessen Arbeiten der greise 

"ehemalige amerikanische Staatssekretär Elihu Root teilnimmt, so daß Amerikas 

‚ Eintritt nicht mehr zweifelhaft sein dürfte. Dagegen blieb der Beitritt zum 
Völkerbund außerhalb des Hooverschen Programms; wobei allerdings zu ver- 
muten ist, daß der neue Präsident mit dem Völkerbund, besonders in der Ab- 
rüstungsfrage, zusammenarbeiten wird. Diese allgemeinen Richtlinien können 
die amerikanische Politik nur dann zu einem praktischen Ziel führen, wenn die 
Union eine Verständigung hinsichtlich der Seerüstungen bzw. Abrüstungen mit 
England findet. Eine neue Schwenkung in der Außenpolitik wird am ehesten 


gegenüber Lateinamerika zu erwarten sein, wo vermutlich Hoover dem starken 
Nationalbewußtsein der Einzelstaaten Rechnung tragen wird. An der praktischen 
Einflußnahme geht dabei der Präsident aber nicht vorüber, wie seine Erklärung 
zeigt, daß vom nächsten Frühjahr an ein regelmäßiger Luftverkehr zwischen den 
Vereinigten Staaten und Südamerika aufgenommen werde. In jeder Woche sollen 
drei Fahrten stattfinden. Dagegen scheint sich Amerika in Ostasien seiner Position, 
besonders der Kraft seiner Wirtschaftspolitik voll bewußt, nicht anders als bisher 
verhalten zu wollen, und auch die Philippinenfrage wird vermutlich im gegen- 
wärtigen Zustand verharren. 

An dieser Politik Hoovers sollen mitarbeiten Stimson, der frühere Gouverneur 
der Philippinen als Staatssekretär des Auswärtigen, Mellon als Schatzsekretär, Ray 
Limon Wilbur als Innenminister, Adams als Marinesekretär, Good als Kriegs- 
minister, Mitchell als Generalstaatsanwalt, Brown als Generalpostmeister, Lamont 
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als Handelsminister, Hyde als Ackerbauminister, James Davis als Arbeitsminister. 
Senator Borah hat die Aufforderung Hoovers zum Eintritt in das Kabinett ab- 
gelehnt. Er wird nach wie vor der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses im | 
Senat bleiben. In solcher Position vermag Borah die Unabhängigkeit seiner Per- 
sönlichkeit freier spielen zu lassen denn als Kabinettsmitglied. So wies er die ab- 


fällige Kritik Chamberlains zurück, die sich dieser gegenüber dem Kelloggpakt 
erlaubt hatte. Der Kelloggpakt stelle, meint Borah, die Hoffnungen der Massen dar. 
In diesem Zusammenhang hat Borah — abermals sein Thema der Kriegsschuld- 
lüge behandelt. In ähnlicher Weise hat der Vorsitzende des Marineausschusses, 
A. Britten, heftige Angriffe gegen die Erklärungen der englischen Staatsmänner 


s 
H 


gemacht, die eine Verlangsamung des Tempos im britischen Schiffsbau behaupten. _ 


England besitze 62 moderne Kreuzer, in Fahrt oder auf Werft liegend. Dagegen 
betrüge die Zahl der modernen Kreuzer aller übrigen Flotten nur 64. England 
strebe danach, mit der Entwicklung der Kriegsflotten aller Staaten gleichen Schritt 
zu halten. Die Erklärungen Englands seien nur Köder für die Internationalen und 
Pazifisten in Amerika. 

Im Zusammenhang mit den Rüstungsfragen schenkt man dem Ausbau und der 
Beaufsichtigung der mittelamerikanischen Kanalzonen erhöhte Beach- 
tung. Der amerikanische Senat hat eine Resolution angenommen, die die Unter- 
suchung der Durchführbarkeit des Baus des Nikaraguakanals verlangt; auch soll 
festgestellt werden, welche Verbesserungen am Panamakanal vorgenommen werden 
müssen. Ferner hat Coolidge angeordnet, daß Bestimmungen für das Überfliegen 
der Panamakanalzone ausgearbeitet werden sollen. Die Zone solle nur auf bestimm- 
ten Routen von ausländischen Flugzeugen erreicht werden und dürfe nicht ohne 
Landung in bestimmten vorgezeichneten Flughäfen überflogen werden. 

Hoover hat sich mit aller Energie gegen die Anwendung der Ursprungs- 
klausel zur Berechnung der Einwanderungsquoten gewendet. Und doch 
hat er die neuen Einwanderungsquoten, wenn auch ungern, proklamiert. 

Die Stellungnahme Hoovers zu der künftigen Handelspolitik der Vereinigten 
Staaten läßt sich aus dem Überblick über die leizte Außenhandelsentwicklung 
verstehen. Die Zunahme der Ausfuhr von 4758 Mill. auf 5030 Mill. $ erklärt sich 
zum Wesentlichsten aus der Ausfuhrsteigerung der Fertigfabrikate von 1981 auf 
2259 Mill.$. Auch Halbfabrikate (1927: 700 Mill. $, 1928: 717 Mill. $), fabri- 
zierte Nahrungsmittel (463 bzw. 467 Mill. $) zeigen eine schwache, Rohstoffe da- 
gegen (1193 bzw. 1293 Mill. $) eine stärkere Ausfuhrsteigerung, während rohe 
Nahrungsmittel einen ganz bedeutenden Rückgang aufzuweisen haben (von 421 
auf 293 Mill. $). Die stärkste Steigerung hat bei der Ausfuhr der Fertigfabrikate 
der Maschinen- und Automobilexport erfahren. Dagegen hat unter der Ausfuhr 
der unverarbeiteten Nahrungsmittel namentlich der Weizenexport einen starken 
Rückgang erfahren (Farmernot!). 

Einer kräftigen Innenpolitik erfreut sich, wie vorauszusehen war, seit dem Amts- 
antritt Irigoyens Argentinien. Besonders wirtschaftlichen Fragen hat die neue 
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Regierung Beachtung geschenkt. Umfassende Erhebungen werden auf diesem Ge- 
 biet durchgeführt, um die Beobachtungsgrundlagen für eine wirtschafts- und 
handelspolitische Gesetzgebung zu schaffen. Das letzte Wirtschaftsjahr kann für 
Argentinien nicht als ungünstig bezeichnet werden, trotzdem die Ernte z. T. Aus- 
fälle zu verzeichnen hatte. Argentinien war auf der Washingtoner Konferenz für 
| Schiedsgerichts- und Versöhnungsverträge nicht vertreten. Diese Reserve bedeutete 
eine sehr deutliche Absage Irigoyens gegenüber dem Panamerikanismus nord- 
amerikanischer Prägung und ein klares Bekenntnis zum Iberoamerikanismus, noch 
schärfer zum Hispanoamerikanismus. Stärker als anderswo ist in Argentinien die 
nordamerikanisch-britische Konkurrenz bei der Einflußnahme auf dem argentini- 
schen Kapitalmarkt. 
Einer ähnlichen Gunst wie Argentinien erfreut sich auch Peru, dessen Präsi- 
dent Augusto B. Leguia in der dritten Amtsperiode steht. Der wirtschaftliche Auf- 
schwung des Staates seit den letzten zehn Jahren ist nicht zum geringsten Teil auf 
diese Kontinuierlichkeit in der Regierung zurückzuführen. In Perus Oriente kom- 
men immer einmal wieder Vorfälle vor, wie der von neulich, wo der Posten Balata 
in der Provinz Loreto von Indianern überfallen und dabei 40 peruanische Arbeiter 
niedergemetzelt wurden. Das zeigt natürlich deutlich, wie wenig jener große An- 
teil Perus an Amazonien in der Hand der Staatsgewalt ist. Hier leben feindliche 
Indianerstämme vollkommen unabhängig. Von ihnen werden stets solche unan- 
genehmen Überraschungen zu erwarten sein. 
Dagegen ist erfreulicherweise die zwischen Peru und Chile jahrzehntelang 
. schwebende terrıtoriale Streitfrage über Tacna und Arica durch die Teilung 
des Gebietes zwischen die beiden pazifischen Staaten beantwortet worden. Laut des 
chilenisch-peruanischen Friedensvertrags vom Jahre 1883 sollte das Gebiet der 
Provinzen Tacna und Arica für die Dauer von ıo Jahren im Besitz von Chile 
bleiben; dann sollte durch Volksabstimmung festgestellt werden, ob das ganze 
Gebiet endgültig chilenisch sein oder ob ein Teil an Chile zurückfallen sollte. 
M. Langhans-Ratzeburg hat jüngst in einem Artikel über die strittigen Gebiete 
der Erde im „Wörterbuch des Völkerrechts und der Diplomatie“ die sich wider- 
streitenden Standpunkte der beiden Staaten, die sich nach dem Ablauf der 10 Jahre 
bekämpft haben, folgendermaßen präzisiert. Peru behauptete: „r. die Oberhoheit 
über das Gebiet ist bei Peru geblieben, nur die Verwaltung ist Chile zeitweilig 
übertragen worden. 2. Da nach Ablauf der ı0 Jahre Chile die Volksabstimmung 
stets verhindert hat, muß das Gebiet nunmehr ohne Abstimmung an Peru zurück- 
gegeben werden. 3. Chile hat durch Verhinderung der Abstimmung 1894 an- 
erkannt, daß die Mehrheit der Bewohner zu Perus Gunsten stimmen wird. 4. Seit 
1900 hat Chile so viel Peruaner vertrieben und Chilenen eingeführt, daß eine 
Volksabstimmung heute nicht mehr im Sinne des Anconvertrags tiegt.“ Chile da- 
gegen behauptete: „ı. Chile hat ı883 die volle Oberhoheit über das Gebiet er- 
halten. 2. Da eine Abstimmung bisher nicht stattgefunden hat, kommt eine Rück- 
gabe nicht in Frage. 3. Der Schiedsrichter hat daher zu entscheiden, ob die Ab- 
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stimmung noch stattfinden soll oder nicht; verneint er die Abstimmungsfrage, so ı 
bleibt das Gebiet ohne Abstimmung endgültig bei Chile.“ Zwei Schiedssprüche 
wurden seitdem 1926 gefällt. Der erste verlangte die Vornahme der Volksabstim- 
mung. Er wurde aber von allen Seiten als undurchführbar angesehen. Der zweite 
wollte Tacna und Arica an Bolivien geben gegen Entschädigungen, die von diesem 

Staate an Peru und Chile zu zahlen wären. Peru lehnte auch diese Lösung ab. 

Wir haben diese Entwicklung im Jahrgang 1926 unserer Zeitschrift im einzelnen 

verfolgt. Seitdem haben die beiden Staaten den Weg der unmittelbaren Verhand- 
lungen eingeschlagen, der zu der überraschenden Lösung geführt hat. Sie sieht 

eine Teilung des Gebiets in eine größere chilenische und eine kleinere. ee | 

Hälfte vor, und zwar so, daß die neue Grenze zwischen Peru und Chile wenig 

nördlich von der großen Eisenbahn von Arica nach La Paz laufen soll. So fiele, 

wie die ganze Eisenbahnlinie, auch der Endpunkt Arica an Chile, während das 

ebenfalls durch eine Bahn mit Arica verbundene Tacna an Peru kommen solle. 

Die Lösung kann im ganzen als eine glückliche angesprochen werden. Nur ist der 

Faktor Bolivien bisher nicht in die Rechnung eingesetzt worden; und es wird 

darum noch abgewartet werden müssen, welche Ansprüche Bolivien, das vor dem 

pazifischen Krieg Anrainer am Stillen Ozean war und seitdem sichtlich unter dem 

Abschluß vom Weltmeer leidet, stellen wird. Es ist darum zu vermuten, daß eine 

völlig glatte Antwort ohne alle weitere Komplikation noch nicht gefunden ist. 

Ein untergeordneter Grenzkonflikt besteht auch zwischen Brasilien und 
Paraguay wegen der Paraguayinsel Margarete gegenüber dem brasilianischen 
Porto Martinho. Dort ist es ja bekanntlich zu Grenzplänkeleien gekommen. 

Ein hervorragendes Zeichen deutsch-amerikanischer Völkerverknüpfung ist das 
Gedenken an Rarl Schurz anläßlich seines 100. Geburtstages am 2. März ge- 
wesen, im neuen wie im alten Kontinent. Es war eine Erinnerung an einen ganz 
Großen, der die beiden Nationen miteinander verbindet, an den wagemutigen, an 
die Ideale des Volkes gläubigen Revolutionär von 1848, der, sich an der wirklichen 
Entwicklung stoßend, 1852 nach Wisconsin auswanderte, um dort als „Latein- 
farmer“ zu leben. Die große Krise der amerikanischen Geschichte reißt ihn mitten 
in ihren Strudel. Er stellt sich auf die Seite Abraham Lincolns, wird Gesandter 
in Spanien, kehrt sofort nach Ausbruch des Bürgerkriegs nach Amerika zurück, 
kämpfte in ihm als General, war weiterhin als Senator von Missouri, als Innen- 
minister eine der politisch bedeutsamsten Persönlichkeiten der Union. Seine Lebens- 
erinnerungen schrieb er bezeichnenderweise seinem Leben entsprechend in zwei 
Sprachen, seine Jugend deutsch, die spätere Zeit englisch. Karl-Schurz-Feiern hüben 
und drüben, unzählige Zeitungs- und Zeitschriftenartikel waren dem Gedächtnis des 
großen Mannes gewidmet. Möge aber über alles Gedächtnis hinaus das Lebendig- 
Verbindende zwischen zwei großen Nationen wirken, für das ein Leben wie das 
Schurz’ Beleg sein kann. Kaum wird eine andere Gestalt so wegweisend für die 
deutsch-amerikanische Zukunft sein können wie Karl Schurz. 
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Friedensschluß in der Erdölwirtschaft. — Zur Auflösung des United Staates Shipping Board. — 
Deutsch-persischer Handelsvertrag. — Deutsch-russisches Wirtschaftsprotokoll. — Deutsch-pol- 
5 nisches Holzabkommen. 


Seitdem hier zuletzt *) über den Waffenstillstand in der Erdölwirtschaft berichtet 
wurde, haben sich, entgegen aller Skepsis, die Verhältnisse auf diesem Gebiete 
soweit konsolidiert, daß man mit gutem Grund von einem endgültigen Friedens- 
schluß reden kann. Der Kreuzzug Sir Henry Deterdings gegen das „gestohlene“ 
russische Petroleum, die Bemühungen der englischen Erdölinteressenten, deren 
enge Beziehungen zu amtlichen Kreisen bekannt sind, die russische Volkswirt- 
schaft an einem sehr empfindlichen Punkt zu treffen, sind auf der ganzen Linie 
gescheitert. Darüber können auch noch so pflaumenweiche Communiques nicht 
hinwegtäuschen. Der Tatbestand ist kurz der, daß Ende Februar 1929 zwischen 
der englischen Vertriebsgesellschaft des allrussischen Naphthasyndikats, der Russian 
Oil Products Co. und der Anglo-American Oil Co., einer Tochtergesellschaft der 
Standard Oil Co. of New Jersey ein dreijähriger Vertrag abgeschlossen worden ist, 
wonach den Russen in England ein jährlicher Absatz von ı Mill.t Erdölprodukten 
gesichert ist. Da die Anglo-American eng mit Deterding verbunden ist und dessen 
antirussische Maßnahmen mitmachte, ist es klar, daß diese Abmachungen mit seiner 
stillschweigenden Einwilligung getroffen worden sind. Letzten Endes beruht die 
Beilegung des Konflikts auf der Tatsache, daß kaufmännische Erwägungen über 
politische die Oberhand gewonnen haben, auf wie lange steht natürlich auf einem 
andern Blatt. Deterding als der ausgesprochene Exponent der primär, politischen 
Richtung hat jedenfalls einen schweren Prestigeverlust erlitten. 

Diese Entwicklung ist nicht zuletzt durch die außerordentliche Rührigkeit der 
Russen erzwungen worden, die nach dem Wegfall der früheren Weizenexporte in 
der gegen die Vorkriegszeit verdreifachten Erdölausfuhr das einzige Aktivaum von 
weltwirtschaftlicher Bedeutung beim Wiederaufbau ihres Außenhandels besaßen. 
Durch geschickte Preisunterbietungen, die angesichts der günstigen verkehrs- 
geographischen Lage der russischen Lager zu den Märkten Europas und des Mittel- 
meerbeckens leicht möglich waren, verstanden es die Russen, jahrelang den Markt 
der Erdölprodukte in Unruhe zu halten, was allmählich zu einer unnatürlichen 
Preissenkung führte. Hierbei konnten sie Amerikaner und Engländer gegeneinan- 


*) Siehe Z. f. G. 1928, S. 653. 
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der ausspielen, ohne selbst ernsthafte Konzessionen machen zu brauchen. Italien 
zum Beispiel, das vor dem Kriege so gut wie gar kein russisches Erdöl bezog, ist. 
heute der wichtigste Kunde Rußlands. Auch auf dem englischen Markte bürgerte | 
sich das russische Öl immer mehr ein bei einem Import von ı25 Mill. Gallonen 
im Jahre 1928 gegenüber 93 Mill. Gallonen 1927. Unter diesem Druck kam es 
zu Verständigungsbereitschaft auf englischer Seite, wobei offiziell von einer Ent- 
schädigung der Vorkriegsbesitzer von Erdölanteilen nicht mehr die Rede war. Doch 
gingen die Russen darauf ein, für bestimmte Erdölprodukte unter Weltmarktpreis zu 
liefern, d.h. einen Rabatt für Barzahlung zu gewähren. Der hieraus sich ergebende 
Differentialgewinn soll dann zur Entschädigung der Vorkriegseigner benutzt werden. 

Diese Verständigung der wichtigsten Erdölproduzenten ist natürlich auf Kosten 
der Verbraucher zustande gekommen. Die Russen können auf Grund der erhal- 
tenen Absatzquote eine weitere Vermehrung ihrer Produktion vornehmen und sich 
mit erheblich größerer Sicherheit auf diesen Eckpfeiler ihres Außenhandels stützen. 
Für die Erdölwirtschaft als Ganzes ist nun mehr als früher mit der Möglichkeit einer 
allgemeinen Preis- und Produktionsregelung zu rechnen, die sich vor allem gegen die 


ur Toro 


Überproduktion und Verschwendung des amerikanischen Petroleums zu richten hätte, 

Seit der Unterzeichnung der Jones-White-Bill im Mai 1928, die eine beschleu- 
nigte Auflösung des United States Shipping Board zum Gegenstand hatte, , 
ist nun ein erster wichtiger Schritt in dieser Richtung erfolgt: Die United States; 
Line und die American Merchant Line, beide auf dem Nordatlantik beschäftigt und | 
den bedeutendsten Besitz des United States Shipping Board darstellend, sind, vor-: 
behaltlich der Genehmigung des Senates, an die Bankgruppe P. W. Chapmann & Co. 
in New York verkauft worden. Der Kaufvertrag, in dem es sich um eine Summe: 
von 16 Mill. $ handelt, verpflichtet die übernehmende Gruppe überdies dazu, den 
bisherigen Dienst mindestens 5 Jahre beizubehalten und ein umfassendes Neubau-- 
programm durchzuführen. Gegenüber dem heutigen Zustand bedeutet dies eine: 
weitere Verschärfung des Konkurrenzkampfes in der nordatlantischen Schiffahrt. , 
Da nämlich in den nächsten Jahren u.a. von den Amerikanern zwei neue Riesen-- 
dampfer von je 45000 t gebaut werden sollen, so dürfte angesichts ähnlicher‘ 
Pläne des Norddeutschen Lloyd, der White Star Line und anderer Großreedereien ı 
in wenigen Jahren eine beträchtliche Übersetzung mit Qualitätstonnage eintreten. 

Wenn auch das United States Shipping Board sich allmählich von der Schifk-- 
fahrtsführung in eigener Regie zurückziehen wird, so wird es deswegen doch nicht 
gänzlich von der Bildfläche verschwinden. Ein Vorfall der letzten Zeit und Äuße- 
rungen des Präsidenten Hoover deuten vielmehr darauf hin, daß das Schiffahrts- 
amt sich zu einer übergeordneten Zentralstelle für alle schiffahrtsprotektionisti- 
schen Bestrebungen umbilden wird. 

Vor einiger Zeit eröffnete die Cunard Line eine Verbindung New York—Ha- 
vanna und stieß hierbei auf den wütenden Protest amerikanischer Schiffahrts- 
kreise. Als es darauf zwischen der Cunard Line und der meist betroffenen ameri-4 
kanischen Ward Line zu heftigen Ratenkämpfen kam, wurde der amerikanischen 
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Sesellschaft eine erhebliche Preisunterbietung dadurch möglich gemacht, daß das 
Schiffahrtsamt die Deckung aller hieraus erwachsender Verluste zu übernehmen- 
Be prech- So begreiflich die Bemühungen amerikanischer Schiffahrtskreise sind, 
in den Verbindungen zwischen dem amerikanischen Kontinent und den Antillen 
das Übergewicht zu bewahren, so wenig läßt sich aus dieser Lage ein wie immer 
gearteter Monopolanspruch ableiten, der noch dazu von staatlicher Autorität be- 
räftigt wird. Für den Geist amerikanischer Wirtschaftspolitik ist es immerhin 
bezeichnend, je nach Bedarf das Prinzip der offenen Tür zu verkünden oder 
„Hände weg“ zu schreien und ein Monopol dort zu verkünden, wo man beim 
besten Willen nicht mehr von Küstenschiffahrt im Sinne einer berechtigten mono- 
polistischen Schiffahrtspolitik reden kann. 
' Am ı7. Februar ist in Teheran ein deutsch-persischer Handelsvertrag 
abgeschlossen worden, der dem seit Frühjahr 1928 bestehenden vertragslosen Zu- 
stand ein Ende machte. Persien nämlich hatte im Jahre 1927 den alten Handels- 
vertrag von 1873 gekündigt, um die alten sich aus den Kapitulationen ergebenden 
Verpflichtungen los zu werden, die mit dem modernen persischen Staatsempfinden 
nicht mehr in Einklang zu bringen waren. Wie üblich, gewähren sich die beiden 
Partner die Meistbegünstigung auf dem Grundsatz der Gleichberechtigung. Wie 
im Politischen, so liegt auch wirtschaftlich das größere Interesse an diesem Ver- 
trag bei Persien, dessen Export nach Deutschland sich seit 1925 verdoppelte und 
1927 26,ı Mill. Mark betrug, wovon ungefähr 60°/, auf Erdöl entfielen. Hier- 
gegen macht der deutsche Export nach Persien nur ein knappes Drittel davon aus 
(1927: 8,9 Mill. Mark) und ist in den letzten Jahren ziemlich konstant geblieben. 
Die Aussichten für ein stärkeres Anwachsen der deutschen Ausfuhr sind jedoch nicht 
gering, da eine führende deutsche Industriegruppe den Auftrag zum Bau des Nord- 
teiles der transpersischen Bahn von Kor Musa nach Bender Gaz erhalten hat und in 
Verbindung mit diesem Bahnbau die Errichtung einer Hochofenanlage geplant ist. 
Die wirtschaftspolitische Lage in Osteuropa hat in doppelter Hinsicht in den 
letzten Wochen eine Entspannung erfahren. Am 21. Dezember 1928 kam es in 
Moskau zur Unterzeichnung eines deutsch-russischen Wirtschaftsproto- 
kolles, das als Ergänzung zum Handelsvertrag von 1924 gedacht war. Rußland 
macht hierin bezüglich des Niederlassungsrechtes Konzessionen, wie sie noch keinem 
andern Staat gemacht worden waren. Im engen Zusammenhang hiermit steht das 
Abkommen über die Anwendung des Schlichtungsverfahrens vom 26. Januar 1929, 
das ein Ergänzungsabkommen des Neutralitätsabkommens vom 24. April 1926 
darstellt. Bemerkenswert ist bei diesen beiden Zusatzverträgen, daß sie nicht nur 
bei politischen, sondern auch bei wirtschaftlichen Fragen in Anwendung kommen 
sollen. Es bleibt zu hoffen, daß hierdurch eine Wiederholung der Erfahrungen 
| aus dem Schachty-Prozeß vermieden wird und nun alle Voraussetzungen gegeben 
sind, um die Wirtschaftsbeziehungen dieser beiden Länder intensiver zu gestalten. 
In ähnlicher Richtung dürfte sich auch das Mitte Januar in Warschau ab- 
geschlossene deutsch-polnische Holzabkommen auswirken. Nach Ablauf 
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eines ähnlichen für das Vorjahr abgeschlossenen Abkommens hatte wieder ein ver-- 
tragsloser Zustand gedroht, auf den sich Polen bereits durch die Ankündigung; 
von Kampfzöllen vorbereitete, obwohl bisher das für beide Teile wichtige Holz-- 
geschäft stillschweigend vom Zollkrieg ausgeschaltet worden war. Deutschland 
gewährt hiernach Polen ein Einfuhrkontingent von ı 200000 Festmeter Schnitt-- 
holz und erhält dafür die unbegrenzte Einfuhr von Rundholz zu den alten Sätzen 
zugestanden. Dieser an und für sich nicht sehr wichtige Vorgang beleuchtet schlag-- 
lichtartig die innere Unhaltbarkeit des deutsch-polnischen Zollkrieges. Deutsch-- 
land und Polen sind auf Grund ihrer geographischen Lage und ihrer wirtschaft- - 
lichen Struktur eng aufeinander angewiesen. Bezieht doch z.B. Deutschland, um ı 
bei dem obigen Beispiel des Holzaustausches zu bleiben, über ein Drittel seiner‘ 
Holzimporte aus Polen. Angesichts dieser Sachlage, die sich durch zahlreiche 
Beispiele aus anderen Gebieten weiter beweisen ließe, bleibt es aufs Ariinpendetl) 
zu wünschen, daß das diesjährige Holzabkommen nun endlich den Auftakt zuı 
einem endgültigen deutsch-polnischen Handelsvertrag bilden möge. 

Über den Stand der Reparationsfrage wird nach Abschluß der Pariser Verhand-- 
lungen noch ausführlich zu berichten sein. 


ALFREDO HARTWIG: 
Die Kupferindustrie der Welt 


Einer der besten Kenner der Kupfervorkommen und Kupferindustrien der Welt, , 
Herr Dr. Moritz Hochschild, der in allen fünf Erdteilen in gleicher Weise zu 
Hause ist, hat in einer führenden südamerikanischen Börsenzeitung eine Zu-- 
sammenstellung der wichtigsten Daten aus der Kupferindustrie veröffentlicht, die: 
endlich einmal ein klares wirtschaftliches, geologisches und geopolitisches Bild! 
der Kupferindustrie gibt und nach den verschiedensten Richtungen hin interessante : 
Rückschlüsse gestattet. Diese Daten haben den nachstehenden Ausführungen zum ı 
großen Teil als Basis gedient. 

Ein genaues Bild einer Weltindustrie kann man nur dann geben, wenn zuver-. 
lässige abgeschlossene Statistiken aus allen in Betracht kommenden Ländern vor- 
liegen. Das Jahr 1926 ist jetzt so abgeschlossen, daß man auf dieser Basis auf: 
bauen muß und die neuesten Ziffern nur nachzutragen braucht, um auf diese: 
Weise allmählich ein Bild für 1927 gewinnen, das auch gewisse Rückschlüsse für : 
das laufende Jahr gestattet. 

Förderung und Verbrauch von Kupfer verteilten sich in den letzten 4 Jahren | 
folgendermaßen in Metertonnen: 


Jahr Produktion Verbrauch 
1923 1 246 400 1206 100 
1924 1 357 700 ı 368 800 
1925 1 416 900 1 488 800 


1926 1 479 500 1 504 000 
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Die Weltproduktion stieg also in den vier Jahren um 233 000 metrische Tonnen 
der ı9°/, und erreichte mithin ca. 5°/, jährliche Steigerung. Damit ist die jähr- 
iche Steigerung in der Vorkriegszeit beinahe erreicht, die sich auf 50/, belief. 
Jie Kupferproduktion zeigt also eine solche Stetigkeit, daß man 50/, jährlich als 
Normalsteigerung ansehen kann. Kriegsjahre müssen hierbei ausscheiden, da sie 
richt normal sind. Der Verbrauch in den vier Jahren stieg um 298 100, mithin 
24.1709, so daß sich eine jährliche Steigerungsquote von etwa über 6°/, ergibt. 
ie Spanne im Prozentsatz von Produktion und Verbrauch wurde aus früheren 
3eständen gedeckt. 

Schon aus diesem Prozentsatze geht hervor, daß die Kupferförderung einer 
zrößeren Steigerung bedarf, oder daß es der Wissenschaft gelingen muß, ent- 
prechende Legierungen in ihren Laboratorien zu finden; ganz abgesehen von den 
Befürchtungen, die vielfach wegen der Erschöpfbarkeit der Lager an Erzen gehegt 
verden. Es sei hier z. B. daran erinnert, daß Dr. Charles L. Parsons, der Sekretär 
der „Amerikanischen Chemischen Gesellschaft“ vor einiger Zeit versicherte, daß 
tlie Weltvorräte an Kupfer, Zinn, Zink, Blei und Antimon in ca. 30 Jahren er- 
schöpft sein würden, während andere Sachverständige mit noch kürzeren Fristen 
echnen. Wenn auch solche Befürchtungen nicht tragisch genommen zu werden 
brauchen, so zeigen sie doch, daß man mit einer Erschöpfbarkeit der Lager in 
menschlich absehbarer Zeit rechnet. 

Hinsichtlich der Förderung stehen die Vereinigten Staaten nach wie vor weit- 
s an erster Stelle, wie die Statistik für 1926 zeigt: 


Land Metertonnen 
Nordamerika 791 500 
Chile 202 300 
Belgischer Kongo 88 100 
Peru 83 700 
Japan 70200 
Kanada 60 000 
Mexiko 53 800 
Spanien 49 500 
Deutschland 24.000 1423 100 
Diverse 44.400 


Total 1479500 


Der amerikanische Kontinent hat mithin im Jahre 1926 mit ı 191 300 t 83°), 
der Weltproduktion gedeckt: 


Vereinigte Staaten 791 500 
Chile 202 300 
Kanada 60 000 
Peru 83 700 
Mexiko 53 800 


1 191 300 


| Aus diesen Zahlen geht nicht nur die Abhängigkeit der Welt hinsichtlich der 
Kupferversorgung von Nordamerika hervor, sondern auch das große Interesse, das 
| 
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Nordamerika wirtschaftlich an Süd- und Mittelamerika hat und haben muß. Wir 
lange noch, und an die Petroleumrevolutionen werden sich Kupferrevolutior er 
anschließen in den Ländern Amerikas, die irgendwie den Interessen der amerikaı 
nischen Kupfermagnaten sich widersetzen wollen! R 

Geologisch liegen alle diese amerikanischen Kupfervorkommen auf der pazii 
fischen Seite; angefangen von Alaska bis zum großen Kupferwerk El Teniente in 
Chile. Die Kordilleren sind hier der Träger der Kupfervorkommen und dürften 
noch manches Neue bringen; um so mehr als die Technik heute die Ausbeutung, 
armer Lager mit großem Gewinn gestattet, wie es z. B. in Chuquicamata in Chile 
der Fall ist. | 

Erst in weitem Abstande folgen die Gebirge von Rhodesien, die nur 6,50], den 
Gesamtausbeute brachten. 

Das Eigenartige an den Kupfervorkommen der Kordillere ist ihr sporadisches 
Erscheinen. Es handelt sich nicht um weitverzweigte allgemeine Vorkommen. 
sondern um gewisse Konzentrationen, Zusammenballungen, die ihren Ursprungs 
vermutlich in der vulkanischen Natur der Kordilleren haben. j 

Die Gesamtförderung 1925 von 1416900 t wurde von 47 Gesellschaften be- 
stritten, denen eine annähernd gleiche Anzahl von Hauptfundstellen entspricht; 
die sich folgendermaßen verteilen: 


Vereinigte Staaten 24 mit 792900 t 
Süd- und Mittelamerika 8 „ 250 000 t 
Sonstige 180: 729 300. 

47 mit 1334 100 t 
Rest 82 800 t 
Gesamtproduktion 1925 1 416900 t 


Unter der Rubrik „sonstige“ sind besonders Japan, Kanada, Afrika und Deutsch- 
land vertreten; während der „Rest“ von kleineren Gesellschaften und Fundstellen: 
aufgebracht wird. 

Teilt man die oben bezeichneten 47 Produzenten in Gesellschaften bzw. Fund- 
orte mit je über 30000 t, 10000-30000t und bis zu 10000 t auf, so erhält 
man folgendes Bild: 

Gruppe A ı5 Gesellschaften mit 951000 t 
» B ıg » » 298 400 t 
LE RUN TE Be u 

47 Gesellschaften mit ı 334 100 t 

Diese Gruppierung zeigt zunächst das gewaltige Übergewicht der Vereinigten 
Staaten sowohl hinsichtlich der Fundstätten wie der Höhe der Produktion. Die 
obige Dreiteilung, die zunächst die ı5 Gesellschaften bzw. Fundorte mit mehr als 
30 000 t Jahresförderung angibt, deckt bereits 951000 t von der Gesamtproduk- 
ton von 1416900, mithin 670/, der Gesamtförderung. 65°/, dieser Förderung 
von 951000 entfallen auf die Vereinigten Staaten. Hinsichtlich ihres Kostpreises 
stehen die genannten ı5 Förderstätten auch am günstigsten da, so daß sie es in 
der Hand haben, nicht nur die Preise zu diktieren, sondern auch den Wert deı 
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ern erheblich zu beeinflussen und deren Rentabilität; was für die Ankaufs- 
| glichkeit durch nordamerikanische Finanzgruppen sehr ins Gewicht fällt. _ 
Die folgende Gruppe bringt nur 298400 t auf, und ihre Produktionsmenge 
chwankt zwischen 10800 und 23800. Sie nimmt an der Weltproduktion nur 
nit 21°/, Teil; und die Nordamerikaner sind hierbei auch mit weniger Namen 
ertreten, die aber sich auch hier unter den Spitzenbetrieben bewegen. 

; Die restlichen 13 Gesellschaften der dritten Gruppe förderten nur noch 84.700 t, 
ind es entfiel somit auf sie in bezug auf die Totalmenge nur ein Prozentsatz von 
inapp 6°/,. Die finanzielle Lage dieser Gesellschaften wird man im allgemeinen 
aur da als günstig bezeichnen können, wo hochprozentige Erze gefördert werden, 
e es z. B. in Bor und Tocopilla der Fall ist. 

_ Die obengenannten 47 Stellen deckten mithin 94°/, der Gesamtmenge, so daß 
auf die noch fehlenden Produktionsstätten nur noch 6°/, entfallen. 

Die obengenannten 47 Produktionsstätten entsprechen aber nicht auch der 
51 ichen Anzahl von Gesellschaften nach außen hin, sondern es heben sich nur 
wenige Konzerne aus dieser Masse heraus. Die größte Gesellschaft der Welt in 
Xupfer, die Anaconda, besitzt z.B. die Aktienmajoritä folgender Produktionsstätten: 


Anaconda: 


Anaconda 121100 t 

Chuquicamata 99000 t 

Inspiration 37 300 t 

Ray 64 6oo t 

New Cornelia 31500 t 

Greene Cananea 13 900 t 

Butte Superior 5600 t 373 000 t 
Guggenheim: 

El Teniente 70100 t 

Utah 97400 t 

Kenneecott 19 500 t 

Mother Lode 137700 t 

American Smelting 45 000 t 

Engels 7000 t 

Nevada 33 500 t 286 300 t 
Nichols Copper Cy.: 

Granby 17 100 t 

Katanga 89 800 t 

United Verde 19700 t 

Phelps Dodge 94.200 t 

Arizona 20 300 t 

Old Dominion 12 400 t 253 500 t 
American Metal Cy.: 

Cerro de Pasco 36 000 t 

Matahambra 12400 t 48 400 t 

g61 200 t 


| Von der Gesamtproduktion von ı 416900 wurden alsoallein von diesen A Konzernen 
im Jahre 1925 bereits 961 200, mithin rund 68°/, kontrolliert oder bestritten. 
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Dieser Prozentsatz, der seit 1925 eine weitere Erhöhung erfahren hat, erfährt a i 
noch eine wesentliche Erhöhung, wenn man bedenkt, daß jeder dieser Konzerne 
nicht nur über eigene Bergwerke, sondern auch Hütten verfügt, in denen sowo, ll 
das Erz eigener Förderung wie auch sonstigen Ursprungs verhüttet wird. ni 
gleicher Weise, wie z. B. die Nichols Cy. die Erze von Tocopilla und Rio Tr n 
verhüttet, gelangen die Erze von Corocoro und andern südamerikanischen Plätze a 
in die Schmelzen von Guggenheim. | 

Man kann also sagen, daß diese 4 Gesellschaften de facto den Kupfermarkt be- 
herrschen; denn auch die Frankfurter Metall-Gesellschaft unterhält enge Fühlung-— 
nahme mit den amerikanischen Gruppen, so daß auch die 50000 t Reinkupfer,, 
die von der Hamburger Raffinerie der Frankfurter Metall-Gesellschaft aus den 
fast gesamten europäischen Kupfererzen hergestellt werden, nicht ganz unab 
hängig sind. 

So hat sich, da die vier obengenannten Syndikate sich in beinahe nur ebenso 
vielen Händen befinden, ein Kupfer-Königtum entwickelt, das ungefähr 79%o im 
Eigenbesitz oder durch Majorität bzw. Kontrolle unter sich hat, neben denen di 
ı0°/, der afrikanischen Gruben nur eine untergeordnete Rolle spielen und im 
Gefolge der 79°/, erscheinen müssen. Rechnet man die andern europäischen Pro- 
duzenten mit ca. 4—5°/, hinzu, so kommt ein Block von 92—93°/, heraus, dem- 
gegenüber die restlichen paar Prozente zur Bedeutungslosigkeit herabsinken. Jeden- 
falls sprechen sie hinsichtlich der Preisgestaltung in keiner Weise mit. 

Diese Zusammenballung der Kupferindustrie in wenigen Händen und Gesell- 
schaften ist nun kein Spiel des Zufalls, sondern geradezu ein Musterbeispiel für 
die nach geologischen Prinzipien sich entwickelnde Wirtschaft. Die Rationalisie-- 
rung, die die Natur selbst vorgenommen hat, ist nur technisch und finanziell von 
Menschenhand und Menschengeist ausgebaut worden, wenn man auch zugeben: 
muß, daß manches spekulative Moment mitgesprochen hat. Aber die Basis ist von 
der Natur selbst gegeben. 

Auf die Gruppierung der Kupfervorkommen im Zuge der Kordillere von Norden: 
nach Süden ist bereits an anderer Stelle hingewiesen worden. Sie hat besonders inı 
Südamerika zu amerikanischen Gründungen geführt, die man schlechtweg als: 
Kolonien, als Enklaven im fremden Lande bezeichnen kann. Diese Gründungen, , 
in allererster Linie Chuquicamata und Potrerillos, sind derartig aufgezogen, daß! 
nur die Arbeitslöhne in Chile verbleiben, während alles übrige Nordamerika zu- 
gute kommt, das alles mit eigenen Schiffen in eigener Regie hält und daher jeden 
Zwischengewinn ausschaltet, wodurch eine außerordentliche Verbilligung des: 
amerikanischen Materials eintritt und ein Vorsprung vor andern Nationen, der 
heute nicht mehr einzuholen ist. Denn dem amerikanischen Kupferpreise muß 
sich die übrige Welt fügen und denjenigen Preis bezahlen, der den genügenden 
Gewinn für das Syndikat oder den Trust abwirft. 

Auch die Arbeitsmethoden haben durch die Entwicklung der Kupferindustrie 
zum Trust eine vollständige Umwandlung erfahren; und umgekehrt hat die Ent- 
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icklung des Trustes eine starke Beschleunigung durch die vollständige Umstellung. 
es Arbeitsvorganges erfahren. Die Kupferproduktion noch vor wenigen Jahr- 
ehnten geschah in einer großen Anzahl kleiner Unternehmungen, die zum größten 
eile nicht tief in die Erde eindrangen und nur die oberflächlichen Lager von 
ohem Feingehalte abbauten. Vielfach wurde das Kupfer auch nur als Nebenbe- 
tandteil gewonnen; wie z.B. in den Rio-Tinto-Gruben, der Ontario Nickel oder den 
linen von Otavi. Es ist das unbestreitbare Verdienst der Amerikaner, aus diesem 
slücksspiel, nämlich der Ausbeutung nur reichster Lager, die jeden Tag eine Ver- 
aderung erfahren konnten, eine regelrechte Industrie gemacht zu haben, indem sie 
ie Erze ohne Rücksicht auf den Feingehalt im größten Maßstabe abbauten und nach 
er Tiefe zu verfolgten. Die Bearbeitung ı—2proz. Erze war nur in gigantischem 
Maßstabe möglich, wenn man mit diesem Gehalt große Gewinne erzielen wollte. 
' Im Augenblick dieser Umwandlung trat die Kupferindustrie in ein rein kapita- 
istisches Stadium; sie wurde abhängig von den Kapitalien, die investiert wurden; 
ınd ihre Rentabilität wuchs mit der Höhe des investierten Kapitals. Während man 
ber in Deutschland bei Gründungen gleich nach dem Zeitpunkte der Verzinsung 
ınd ihrer Höhe zu fragen pflegt und davon die Hergabe des Geldes abhängig zu 
machen gewöhnt ist, arbeitet das amerikanische Kapital auf lange Sicht und fragt 
ıicht nach dem Zeitpunkte und der Höhe der Erträgnisse, sondern nach der Höhe 
les Kapitals, das erforderlich ist, um einen rentablen Aufschluß zu gewährleisten, 
len man aber nicht befristet von Anfang an, sondern ihn wirtschaftlicher Ent- 
wicklung überläßt. Nicht weniger wie 50 Mill. $ steckte man in die Werke von 
I Teniente in Chile, bis man zum Ausgangspunkte der großen Dividenden kam; 
ınd noch weit größere Summen mußten in Chuquicamata investiert werden. 
Nach dieser Richtung hin finden die Kupferwerke unter amerikanischer Leitung 
in Gegenstück in Chile zu den Salpetergründungen des Guggenheim-Konzerns, 
lie berufen sein dürften, eine wesentliche Verringerung des Einstandspreises für 
jalpeter zu schaffen und dadurch die Salpeterindustrie in ein ganz neues Fahr- 
vasser zu bringen. Auch hier, unbekümmert um die Arbeiten der Konkurrenz, des 
stickstoffsyndikates in Deutschland, ein zähes Arbeiten auf lange Sicht. 

So hat man es erreicht, daß heute ca. 70°/, des gesamten Kupfers aus ganz 
liedrigen Erzen gewonnen wird und dadurch eine Schonung der Lager erzielt 
ınd die Lebensdauer erheblich verlängert wird. Die großen Aufbereitungsstellen 
ind aber nach jeder Richtung hin so aufgebaut, daß in jedem Augenblicke eine 
/erdoppelung oder Verdreifachung der Produktion erreicht werden kann, wenn 
lie Trustmagnaten es für zweckmäßig halten. Würde man eine solche Steigerung 
lötzlich durchführen und den Markt übersättigen, so würde das Kupfer leicht 
inen Preissturz auf ro und vielleicht weniger Cents Gold per Pfund fallen; ein 
Preis, der es nur ganz besonders rentablen Werken gestatten würde, zu arbeiten, 
vie z. B. Chuquicamata, wo der Kostpreis 8 Cents per Pfund steht. 

Diese syndikatsmäßige Preishaltung zeigt aber deutlich, daß auch in der Kupfer- 
ndustrie die Zukunft nur den ganz Großen gehört, die mit riesigen Kapitalien 
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in der Lage sind, jeden Außenseiter niederzukämpfen und ihm von vornherein: 
das Dasein wirtschaftlich unmöglich zu gestalten. Die Kupferindustrie ist eines3 
der typischsten Beispiele dafür, wie der Krieg das Großkapital gefördert hat, und! 
wie es im Zuge der Jetztzeit liegt, den Aufsaugungsprozeß der mittleren und 
kleinen Existenzen immer mehr zu beschleunigen und eine Einteilung der Welt 
in Großkapital als herrschende Arbeitgeber und ein finanzielles Proletariat vor-- 
zunehmen, bei dem der Mittelstand durch den Beamtenstand ersetzt wird. S1 

Zu interessanten Folgerungen und Bildern kommt man, wenn man die Steige- 
rung der Metalle mit der der allgemeinen Lebenskosten vornimmt. Auch hier) 
kann selbstverständlich nur von einer relativen Richtigkeit des Vergleiches ge-- 
sprochen werden, da der sogenannte Lebenshaltungsindex nicht genau ist und sich ı 
nicht mit den Tatsachen deckt. Gewisse Ungenauigkeiten haften dem Index in 
gleicher Weise an, wie innerpolitische Rücksichten leicht zu Frisuren und Schön-- 
färbereien Veranlassung geben; genau wie bei der Statistik der Arbeitslosen. | 

Nimmt man einen Preisdurchschnitt der Metalle von 1909—1913 und setzt! 
diesen Durchschnitt gleich 100 im Vergleich zu 1926, so kommt man zu folgen-: 
dem Ergebnis: 


Blei 191 
Zinn 162 
Zink 125 
Kupfer 99 


Nimmt man an, daß der Lebenshaltungsindex im gleichen Zeitraume auf 140 
gestiegen ist; also eine Aoproz. Steigerung vorgenommen hat, so zeigt sich die sehr 
interessante Tatsache, daß die Metalle nicht nur ganz ‘unregelmäßig gestiegen 
sind, sondern daß das Kupfer sogar im Preise gefallen ist. Diese Erscheinung 
findet eben seine Erklärung in der vorstehend geschilderten vollständigen Struktur- 
veränderung der Kupferindustrie durch das Eindringen des Großkapitals. Als die 
Kleinbetriebe vor dem Kriege nur die hochprozentigen Erze verwerteten und ver- 
werten konnten, stand der Kostpreis auf ca. 55.— £ per Tonne, während er heute 
auf nur 40.— £ bei Verarbeitung armer Erze zu veranschlagen ist. 

Das Großkapital in der Kupferindustrie zeigt hier mit aller Deutlichkeit seine 
zwei Funktionsmöglichkeiten: es senkt den Preis bei gleichzeitig wesentlich er- 
höhtem Eigenverdienst. Es ist aber dann auch in der Lage, den Preis zu diktieren, 
den es will; also auch jeden höheren, soweit dadurch nicht wieder eine Kon- 
kurrenzmöglichkeit sich ergibt. Dieser Fall ist aber praktisch nur dann möglich, 
wenn noch größeres Kapital den Preiskampf aufnimmt. Derartige Kämpfe enden 
jedoch meist in der Praxis mit einer Einigung der Kämpfer zu Lasten des Konsu- 
menten und stärken von neuem die Macht des Großkapitals. 

Der Preis für Kupfer ist also heute nur scheinbar niedrig; in Wirklichkeit ist 
er hoch und wird nur künstlich hoch gehalten. Die verarbeitende Kupferindustrie 
in Nordamerika ist aber ihrerseits wieder in sich stark syndiziert, so daß dem 
amerikanischen Kapital wieder neue Einnahmequellen zufließen. Die Betrachtungen 
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fer ‚hier aus wieder weiterzuspinnen nach der Richtung der Übersättigung Nord- 
iBierikas mit Kapital, der Notwendigkeit, dem fallenden Inlandsmarkte in Nord-_ 
ım 'erika stärkeren Export a tout prix gegenüberzustellen und den Gefahren, die 
ich dadurch auch für die deutsche Wirtschaft ergeben, würde hier zu weit und 
u Verallgemeinerungen führen. 

_ Wie die obige Statistik zeigt, ist Chile heute der unbestrittene zweitgrößte 
Kupferproduzent der Welt und in der Lage, seine Produktion jederzeit zu erhöhen und 
ladurch zu einem noch mehr bestimmenden Faktor des Kupfermärktes zu werden. 
Die chilenische Kupferindustrie hat eine geradezu radikale Konzentration und 
Aationalisierung erfahren, so daß man sie als typisches Beispiel anführen kann. 
90°/, der gesamten chilenischen Förderung stammt aus den 3 Minen „Chuquica- 
mata“, „Potrerillos“ und „El Teniente“. Alle drei haben einen fast gleichmäßigen 
Kostpreis von 8 Cent Gold per Pfund Kupfer gemeinsam; alle drei waren noch 
vor wenigen Jahren vor dem Kriege für eine Bagatelle zu kaufen und sind auch 
deutschen Kreisen angeboten worden. Die unselige Frage: „Wieviel Dividenden 
gibt es im zweiten, dritten usw. Jahre?“ die gleich bei der Gründung und für die 
ersten Verhandlungen nötig ist, hat wohl auch hier den Ausschlag gegeben, daß 
man sich für so fernliegende Prospekte nicht erwärmen konnte. Der gewaltige 
{Wert dieser Minen besteht nicht nur in der Möglichkeit, billig zu produzieren, 
sondern auch, wegen der geradezu als unerschöpflich zu bezeichnenden Lager, 
(denkbar großzügig zu disponieren. Vorsichtige Schätzungen bemessen die jetzigen 
®orräte noch auf 30 Mill. t Kupfer; mithin auch für Chile eine finanzielle Basis, 
die erheblich ins Gewicht fällt. 

| Diese Riesenetablissements hemmen auch in Chile jeden Versuch, kleine Minen 
%zu verwerten, so daß tatsächlich in Chile neben ihnen nur noch Tocopilla und 
‘der Distrikt von Las Condes bestehen; letzterer mit der Hauptmine Disputada. 
Tocopilla hält sich, abgesehen von der Möglichkeit seiner Produktionssteigerung, 
lauf einem Kostpreis von ca. ebenfalls 8 Cents Gold per Pfund. Der niedrige Kost- 
preis und die natürlichen Reserven sind auch hier entscheidend für den Fort- 
bestand. In Las Condes, das heute noch nicht einmal zu den oben aufgeführten 
A5 Werken zählt, wird sich eine lohnende Industrie erst entwickeln können, wenn 
genau. noch anzustellende Berechnungen die Gewähr für eine Anlage im großen 
und eine Produktion bei niederem Kostpreis ergeben. 

Die gewaltigen Kupferwerke in Chile zeigen in Hochkultur die Konzentration 
und deren wirtschaftliche Notwendigkeiten. Alles in eigener Regie; denkbarste 
|Ausschaltung aller Transporte zum Verarbeitungsplatze; rücksichtslose Stillegung 
Inichtproduktiver Anlagen, sei es auf Beschluß, sei es durch kapitalistischen Kampf. 
Die Anlage von Leuna bietet in gewisser Weise ein Gegenstück hierzu in seiner 
|geschlossenen Wirtschaftsform. Der „isolierte Staat“ von Thünen feiert eine prin- 
|zipielle Auferstehung in der Großindustrie, von der Thünen noch nicht einmal 
einen „Traum ernsten Inhalts“ gehabt hat oder haben konnte. 
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GERHARD JACOB: | 


Die paniberische Bewegung 


Als am Morgen des ı2. Oktober 1492 der Tuchmacher-Sohn Christoph Colum- 
bus auf der Insel Guanahani landete und damit zum ersten Male den Boden der 
Neuen Welt betrat, in der rechten Hand das entblößte Schwert, in der linken die 
Fahne Kastiliens, da konnte noch niemand ahnen, welch ein bedeutungsvoller 
Schritt damit getan war und welch eine Fülle von weltumwälzenden Ereignissen 
sich daran knüpfen sollte. Jahrhunderte sind vergangen, ehe man sich der Be- 
deutung dieses Tages der Entdeckung von Amerika voll und ganz bewußt wurde. 

Als am ı2. Oktober 1892 die 400. Wiederkehr jenes Tages auf einem Congreso 
Juridico Ibero-americano in Madrid unter dem Protektorat des spanischen Königs 
gefeiert wurde, da ging durch die spanisch-portugiesische Welt ein Ahnen von den 
gewaltigen Auswirkungen jenes Tages. Und alles was heute in den weltweiten Ge- 
bieten der ibero-amerikanischen Länder an historischer Tradition, an Ereignissen 
und Errungenschaften, an Hoffnungen und Wünschen, an Plänen und Bestrebungen 
lebt und webt, das ist letzten Endes nur die Folge jener einen großen Tat: der 
Tat des Columbus. 

Aus dem Tag der Entdeckung eines Erdteiles wurde das Fest einer Rasse von 
mehr als ıı Millionen Menschen. Zum ersten Male wurde jener ı2. Oktober als 
span.-portug. Rassefest im Jahre ıgrı in Chile gefeiert. In der Folgezeit wurde 
dieser Tag von den einzelnen Regierungen der ibero-amerikanischen Länder zum 
gesetzlichen Feiertag erhoben. Voran ging Santo Domingo im Jahre ıgı2. Be- 
sonders zu beachten ist, daß auch in Puerto Rico und Cuba, die 1898 dem spa- 
nischen Mutterlande verloren gingen, jenes Fest der Rasse zum offiziellen Feiertag 
erklärt wurde: in Puerto Rico 1913, in Cuba 1922. Die Zeit des Weltkrieges — 
für Südamerika eine Zeit erneuten Erwachens auf nationalem und wirtschaftlichem 
Gebiet — brachte eine ganze Reihe von gesetzlichen Einführungsbestimmungen 
über den Tag der Rasse: ıgı4 in Bolivien, Honduras, Paraguay; 1915 in Ecuador, 
Salvator, Uruguay; 1917 in Argentinien und Peru; 1918 in Spanien und Colum- 
bien. 

Heute wird der ı2. Oktober als Fest der Rasse (Fiesta de la Raza) alljährlich 
von der gesamten ibero-amerikanischen Welt, d. h. von 22 Staaten dieser Erde ge- 
feiert (einschl. der beiden iberischen Mutterländer). Festlich begangen wird dieser 
Tag aber auch von den zahlreichen ibero-amerikanischen Kolonien im Ausland, 
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esonders in Deutschland. Hier sind es vor allem die Städte Hamburg, Bremen 


nd Berlin (seit 1923), die jenen Tag — auf Einladung der diplomatisch-konsu-- 
arischen Vertretungen jener Länder — mit deren Angehörigen und den Spitzen 

hrer Behörden zu einem Fest der Erinnerung und des gegenseitigen Verstehens 

estalten. In Hamburg bildet dieses Rassefest — wie könnte es bei der hier so 

ark vertretenen, prunkliebenden iberischen Rasse auch anders sein — alljährlich 

len Auftakt zur gesellschaftlichen Saison. 

' Man wird in der Weltgeschichte vergebens nach einem Beispiel suchen, das sich 

mit dem Tag der Rasse am ı2. Oktober vergleichen ließe. Dieses Verbrüderungs- 

est aller ibero-amerikanischen Nationen ist in der Tat die gewaltigste Kundgebung 

eines Rassegemeinschaftsgefühles, wie sie in der Geschichte der alten und neuen 

eit einzigartig dasteht. Selbst der British Empire Day kann hiermit nicht ver- 

zlichen werden. Dieser ist der Ausdruck der machtpolitischen und verwaltungs- 

echnischen Einheit des Riesenreiches des Commonwealth of British Nations. Der 

Premierminister Baldwin sagte in seiner Botschaft am Empire Day im Mai 1925: 

„Die großen Dominions sind freie, sich selbst regierende Staaten; in ihrer Freiheit 

leisten sie dem Throne unerschütterlichen Gehorsam. Die Bande, die sie unterein- 

ander und mit uns verbinden, sind nach den beredten Worten Burkes ‚leicht wie 

die Luft, aber stark wie Eisenketten‘.“ Demgegenüber sind die Bande, die den einen 

"Erdteil der ibero-amerikanischen Nationen als solchen und mit dem europäischen 

spanisch-portugiesischen Ursprungsland — aber nicht mit einem Thron, einer über- 

geordneten Gewalt — verbinden, durchaus nicht so „leicht wie die Luft“, sondern 

jes sınd die durch eine jahrhundertlang gemeinsame Geschichte gestärkten Bande des 

gemeinsamen Blutes und der gemeinsamen Sprache, wie sie das Britische Weltreich in 

eser Stärke und Einheitlichkeit nicht aufweisen kann. 

Um den British Empire Day schwebt nicht die Gloriole einer großen geschicht- 
lichen Tat, wie sie dem ı2. Oktober zu eigen ist. Der British Empire Day ist nicht 
der Tag einer Rasse, sondern der eines Reiches. Er bildet den vorläufigen 
Schlußpunkt in einer großen Entwicklung. Der ı2. Oktober dagegen ist als Tag 
leiner Rasse der Ausgangs- und Mittelpunkt einer großen Entwicklung und Be- 
wegung, die in ihm ihr Symbol und ihr Programm verehrt. 

‘ Man hat oft gesagt, das Britische Weltreich sei ein wahrer Völkerbund, ein 
Bund der Völker und nicht der Staaten, ein Bund, der nicht durch ein Diktat — 
wie der gegenwärtige sogenannte Völkerbund — zustande kam, sondern durch die 
geschichtliche Entwicklung. Wenn man dies für das Britische Weltreich behaupten 
will, das unter der gemeinsamen Sprache der Obrigkeit so viele heterogene Be- 
standteile im Hinblick auf Rassen und Kulturen in sich vereinigt, um wieviel mehr 
könnte man von einem Völkerbund der ibero-amerikanischen Staaten reden. Denn 
deren gemeinsame Sprache ist nicht nur die der Obrigkeit, sondern die Mutter- 
sprache aller Staatsbürger als Nachkommen des gemeinsamen Muttervolkes. Und 
die Rassen und Kulturen, die wir in Süd- und Mittelamerika finden, sind trotz 
der großen Mannigfaltigkeit von einer stärkeren Homogenität, als sie jemals bei 
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einem Reiche, geschweige denn bei einem ganzen Erdteil in Erscheinung ger 
treten ist. “ 

Was Hellas und Rom und England nicht vollbracht haben, das leistete Spanien 
mit unverkennbarem Erfolge. Mit seinem Blute zeugte es neue Völker, die noch 
heute seine Sprache reden und auf den Schultern seiner Kultur stehen. 1 

Die historische Gerechtigkeit verlangt es, dabei auch der kolonialen Verdienste 
der portugiesischen Nation zu gedenken. So unbestritten auch die Großtat des 
Columbus ist, so muß man doch zugeben, daß er — im Gegensatz zu vielen. 
anderen — auch ein gut Teil Glück gehabt hat. Kühne Entdeckungsfahrer gab es 
damals sehr viele. Die Portugiesen errichteten unter Heinrich dem Seefahrer ın 
Sagres eine Navigationsschule, wo alle Karten, geographischen, astronomischen 
und nautischen Werke Europas gesammelt und studiert wurden und von wo aus 
ı4ı8 die ersten Forschungsreisen zur See unternommen wurden. Columbus selbst 
hat — wie festgestellt ist — in Portugal jahrelang gelebt und dort manches ge- 
lernt. Unabhängig von ihm hat der Portugiese Cabral auf seiner Fahrt nach Indien 
(1500-1501) das südamerikanische Festland entdeckt. Bis 1503 war die Küste 
Brasiliens vom Kap Roque bis Bahia bereits bekannt. Über den Anteil Portugals 
an der Entdeckung der Neuen Welt unterrichtet neuerdings ein Monumentalwerk, 
das anläßlich der 400. Wiederkehr der Entdeckung Brasiliens durch Cabral 
(1500—1900) von der Grande Comissäo Portuguesa Pro Patria in Rio de Janeiro 
herausgegeben wird unter dem Namen: Historia da Colonizacao Portuguesa 44 
Brasil comemorativa do primeiro Centenario da Independencia do Brasil. 

Daß die Spanier und Portugiesen ihre Rolle in der Weltgeschichte noch nicht 
zu Ende gespielt haben, dafür ist die wachsende Bedeutung des Tages ihrer Rasse 
am ı2. Oktober als der Ausdruck einer paniberischen Kulturgemeinschaft ein 
sichtbarer Beweis. Wenn man bedenkt, daß diese Feste der Rasse kaum mehr als 
ein Jahrzehnt alt sind und doch schon einen so großen Umfang und eine so weite 
Verbreitung haben, so wird man sich einen Begriff machen können von der sieg- 
haften Kraft, die jener Bewegung innewohnt. Wer jemals ein solches Rassefest mit- 
erlebt hat, der wird wissen, welch ein herzlicher Ton der Eintracht und des Sich- 
verstehens das Ganze beherrscht. Und wer mit Ibero-Amerikanern in näheren 
Gedankenaustausch getreten ist, der weiß, daß diese alle von dem festen Glauben 
beseelt sind, daß ihre Rasse noch große Aufgaben zu erfüllen hat. In ihnen lebt 
das Bewußtsein, daß sie niemals den Imperialismus, sondern stets die Freiheit, 
Gerechtigkeit und Gleichheit auf ihre Fahnen geschrieben haben. Jeder, der in 
ihre Länder kommt, welcher Abstammung und Religion er auch sei, hat die Mög- 
lichkeit, durch eigene Kraft und Tüchtigkeit zu Wohlstand und Würden zu ge- 
langen und in der Neuen Welt ein neues Geschlecht zu gründen. Ganz im Sinne 
dieser Menschheitsaufgabe, zu deren Lösung die Ibero-Amerikaner sich berufen 
fühlen, sprach am ı2. Oktober 1927 der Generalkonsul von Paraguay in Ham- 
burg folgende Worte: „Das Rassefest ist nicht, noch darf es sein das Fest eines zu 
engen Kreises, sondern ein Fest aller derjenigen, die mit uns in Frieden und 
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Freundschaft zusammenleben wollen.“ Man hört aus diesen Worten die Forderung 
nach nationaler Unabhängigkeit und Selbständigkeit, die trotz — oder besser: ge- 
de wegen der pazifistisch internationalen Einstellung Ibero-Amerikas dessen 
berstes Staatsprinzip ist, und man versteht, weshalb der nationale Zusammenschluß 
dieses Erdteiles um so stärker werden muß, je größer die Übergriffe werden, die 
sich der Wirtschaftsimperialismus der U. $. A. unter dem Deckmantel des Panamerika- 
aismus erlaubt. 
Bei der weltpolitischen Betrachtung von Süd- und Mittelamerika und der Pyre- 
enhalbinsel wird heute der wirtschaftliche Gesichtspunkt zu sehr in den Vorder- 
grund gerückt, während die Imponderabilien der in jener Welt schlummernden 
geistigen Kräfte, die zum großen Teil schon längst in Wirksamkeit getreten sind, 
jeider noch zu wenig berücksichtigt werden. Wie sehr man aber gerade bei Ibero- 
Amerika einschließlich des iberischen Mutterlandes diese geistig-kulturellen Fak- 
ioren mit in Rechnung setzen muß, mögen folgende Beispiele erläutern. 
Nachdem 188g unter nordamerikanischer Führung die panamerikanische Union 
gegründet worden war und 1898 die U. S. A. den letzten Rest des span. Kolonial- 
eiches (Cuba, Puerto, Rico und die Philippinen) annektiert hatten, fand im No- 
ember 1900 in Madrid unter dem Protektorat des spanischen Königs ein sozial- 
virtschaftlicher Kongreß statt, zu dem die Vertreter von nicht weniger als ı5 ibero- 
amerikanischen Staaten erschienen waren. Es war das erstemal, daß solch ein 
großer Kongreß nicht in Amerika, sondern im spanischen Mutterlande veranstaltet 
wurde. Zum ersten Male vernahm jetzt die erstaunte Welt die Kunde von einer 
Aussöhnung zwischen Spanien und seinen früheren Kolonien. Alle Faktoren einer 
engeren Verbindung zwischen Mutterland und ehemaligen Kolonien wurden be- 
sprochen. Die Sprach- und Blutsgemeinschbaft sollte fortan die Basis sein für einen 
wirtschaftlichen und intellektuellen Austausch. 
Damals, zur Zeit der Jahrhundertwende, schlug die Geburtsstunde einer neuen 
Bewegung, die wir die paniberische Bewegung*) nennen und die in sich alle 
|Bestrebungen vereinigt, die auf einen engeren intellektuellen und materiellen Zu- 
sammenschluß des spanisch-portugiesischen Mutterlandes mit seinen ehemaligen 
Kolonien in Süd- und Mittelamerika und auf den Antillen hinarbeiten — zur Ab- 
iwehr des imperialistischen Panamerikanismus unter nordamerikanischer (also 
\rassenfremder) Führung. Man lese die Schrift des bekannten Historikers Rafael 
|Altamira, die dieser dem Kongreß von Madrid im Jahre 1900 gewidmet hat 
}(Cuestiones Hispano-Americanas, Madrid 1900), und man wird sich davon über- 
zeugen, daß damals in der Tat eine neue Bewegung im Gange war, die alle 2 
biete des kulturellen und politischen Lebens in Spanien und Spanisch-Amerika 
ergriff. Wortfihhrer und Sammelpunkt der neuen Ideen und Bestrebungen wurde 
die Uniön Ibero-americana mit ihrer weitverzweigten Organisation. Von ihr aus 
ergingen die Einladungen zu den Madrider Kongressen von ı892 und 1900, und 
'*) Vgl. Dr. Gerhard Jacob, Die Paniberische Bewegung (Hamburger Ausland-Diplom- 
Arbeit 1927). 
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sie war es auch, welche die Anregung zur Feier des ı2. Oktober gab und damit; 
einen über Erwarten schnellen und großartigen Erfolg hatte. Seit 1925 unterhält; 
die Uniön Ibero-americana in Cuba eine Filiale. Die sehr starke Vereinigung der 
Handelsangestellten von Cuba, das ja wirtschaftlich ganz von den U.S.A. abhängig; 
ist, entsandte im Jahre 1923 eine Kommission nach Madrid, um den König von: 
Spanien zu ihrem Ehrenvorsitzenden zu ernennen. Gerade diejenigen ibero-ame-- 
rikanischen Staaten, die dem Machtbereich und dem Zugriff der U.S.A. am: 
nächsten liegen, haben keinen Zweifel darüber aufkommen lassen, daß ihre Sym-. 
pathien nicht dem Onkel Sam, sondern ihrem gemeinsamen spanischen Mutter-: 
lande gelten. Das kleine, von U.S.A.-Gnaden abhängige Panama bestand darauf, 
daß das Spanische die offizielle Landessprache bleibe. Das war im Jahre 1923. In: 
demselben Jahre entsandte das heute so schwer bedrohte Nicaragua zur V. Pan-- 
amerikanischen Konferenz nach Santiago de Chile als Sekretär seines Hauptver-: 
treters einen anerkannten Dichter, Don Arturo Elizondo, der einen Lobhymnus: 
auf die gemeinsame Sprache und Kultur vortrug. Diese V. Panamerikanische Kon-- 
ferenz schloß mit einem Lob des alten Mutterlandes aus dem Munde des Vertreters: 
von Costa Rica. Und wie endete die VI. Panamerikanische Konferenz vom Januarı 
vergangenen Jahres in Cuba? Der Fall Nicaragua wurde nicht erördert. Unzu-: 
frieden mit dem Ergebnis der Konferenz propagierte die Liga contra el Imperia- 
lismo y por la Independencia Nacional sofort einen Congreso continental anti- 
imperialista, der in Mexico stattfinden soll. 

Neben der Uniön Ibero-americana wirkt die Federaciön Universitaria Hispano-: 
americana. Sie erstrebt eine gegenseitige Anerkennung der akademischen Diplome, 
Der intellektuellen Annäherung soll ferner die am 17. Mai ı924, dem 38. Geburts- 
tage des spanischen Königs, verfügte Errichtung einer Hochschule in Sevilla, des 
Colegio Mayor Hispano-Americano, dienen. Die Kgl. Spanische Akademie in Ma- 
drid mit ihren ı ı Zweigsetellen in Ibero-Amerika (in: Bogota, Buenos Aires, Caracas, 
Guatemala, Lima, Mexico, Montevideo, Quito, San Jose de Costa Rica, San Sal- 
vador, Santiago de Chile) und der einen auf den Philippinen (in Manila) sorgt 
dafür, daß die alte ruhmreiche Tradition des spanischen Mutterlandes auf geistigem 
Gebiete erhalten bleibe. Die ordentlichen Mitglieder dieser Zweigstellen sind zu- 
gleich korrespondierende Mitglieder der Kgl. Akademie in Madrid. In Argentinien 
und Chile ergeht heute überall der Ruf: Lehrt in den Schulen Castizo-Spanisch! 
d. h. die gepflegte Normalsprache des Mutterlandes. Große Zeitungen wie die 
Prensa und Nacion, die sog. Mammut-Blätter, bringen philologische Plauderecken, 
um das Sprachgefühl ihrer Leser zu schärfen. Sie bedienen sich außerdem eines 
Mitarbeiterstabes von mutterländischen Philologen, die den Zeitungstext von An- 
fang bis zu Ende auf seine spanische Reinheit prüfen. Die gegenseitige Wieder- 
annäherung zwischen Süd- und Mittelamerika und dem spanisch-portugiesischen 
Mutterland — für Portugal — Brasilien sei auf das Monumentalerinnerungswerk zu 
Ehren des Entdeckers Cabral verwiesen — ist tief innerlich begründet. Das zeigt uns 
am besten die jetzige Einstellung des Südamerikaners zu seiner Sprache. In dieser 
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laltung liegt der stolze Ausdruck einer Volksgemeinschaft, die ihre alte Rassen- 
ıgehörigkeit zum Mutterland wiederentdeckt und diese vor aller Welt betonen - 
ul, die aber andererseits schon genügend Eigenkultur besitzt, daß sie dieses Wag- 
is einer bewußten Annäherung an Spanien unternehmen kann, ohne fürchten 
ı müssen, daß ihre Eigenart dabei verlorenginge*). 
_ Für die paniberische Bewegung bedeutet es ein starkes Plus, daß die einst so 
indlich gesinnten Nachbarvölker Portugal und Spanien heute in gutem Einver- 
ehmen nebeneinander leben. Wie die spanische Kultur in Portugal, besonders in 
er altehrwürdigen Universität Coimbra **), ihre verdiente Würdigung findet (vgl. 
ach den Ill. Paniberischen Kongreß in Coimbra, Juni 1925, mit seinen zahl- 
ichen Besuchern, z. B. aus Spanien, Cuba (!), Venezuela, Brasilien), so erfährt auch 
mgekehrt in Spanien die portugiesische Kultur die ihr gebührende Achtung und 
ertschätzung. Im Dezember 1924 wurde der 400. Geburtstag des größten portug. 
ichters Camoes in der spanischen Nationalbibliothek zu Madrid in Gegenwart des 
janischen Königs und der bedeutendsten Vertreter der spanischen Kunst und Wissen- 
haft mit einer besonderen Camoes-Ausstellung feierlich begangen. Im Oktober ver- 
angenen Jahres wurde in Madrid eine portugiesische Buchausstellung eröffnet. In 
em portugisisch-sprechenden Brasilien wurde der 9. Dezember, der von den Süd- 
merikanern alljährlich als der Tag ihrer eigentlichen Befreiung von Spanien durch 
ie Schlacht bei Ayacucho in Peru gefeiert wird, bei seiner 100. Wiederkehr im 
ihre 1924 ebenfalls zum Nationalfeiertag erklärt. Es bleibt ein schönes Doku- 
jent dieses neuen paniberischen Geistes, daß selbst in ganz speziellen Fachzeit- 
;hriften, wie in El Mercado Poligräfico, Barcelona, Artikel zu lesen sind mit der 
berschrift: Espana y America und Efemerides notables hispano-americanas (monat- 
che Übersicht über Gedenktage!). Mit vollem Bewußtsein wendet sich diese spa- 
ische Fachzeitschrift aus dem graphischen Gewerbe an das große Publikum der 
ctores ibero-americanos, berichtet von der Anwesenheit portugiesischer Flieger 
nd argentinischer Matrosen in Madrid und bringt sogar eine Reihe von Auf- 
tzen in portugiesische Sprache. 

Daß sich derartige kulturelle Annäherungs- und Verständigungsbestrebungen, 
ie sie in der paniberischen Bewegung zutage treten, auch wirtschaftlich und 
plitisch auswirken, ist beinahe selbstverständlich. Die Umschlagseite der oben- 
:nannten spanischen Zeitschrift enthält eine Kartenskizze von ganz Süd- und 
ittelamerika einschließlich Mexico und der Antillen und dokumentiert damit 
hon auf den ersten Blick Ziel und Umfang einer paniberischen Wirtschafts- 
Jlitik. 1929 werden in Sevilla und Barcelona ibero-amerikanische Ausstellungen 
*) Vgl. Dr. Rud. Grossmann, Iberica, Beiblatt Nr. 9, Hamburg 1926. 

*) Hier wird auch die deutsche Kultur gepflegt durch ein Deutsches Institut (gegr. 5. Aug. 
25), das deutsche Sprachkurse veranstaltet und deutsche Bücher und Zeitschriften bespricht 
einem eigenen Boletim do Instituto Alemao. In einem öffentlichen Lesesaal liegt hier auch das 
formationsmaterial der deutschen Reedereien, Messen und Handelshäuser aus (cf. Dr. G. Jacob, 
)as Deutsche Institut der Universität Coimbra“* im Börsenblatt für den deutschen Buchhandel, 
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stattfinden. Cuba erhöhte am ı3. Febr. ı926 seine Gesandtschaft in Madrid 
zum Range einer Botschaft. Dasselbe tat Mexiko mit seiner Gesandtschaft im 
Buenos Aires am ı5. Juni 1927. Der mexikanische Senat hat beschlossen, zu- 
gunsten der Gründung eines ibero-amerikanischen Staatenbundes — wie er einst 
von dem jetzt so vergötterten südamerikanischen Freiheitshelden Simon Bolivan 
geplant war — nach dem Grundsatz der Gegenseitigkeit allen in Mexiko leben- 
den und einwandernden Ibero-Amerikanern das mexikanische Bürgerrecht zu ver- 
leihen. Der Ruf nach Nationalisierung der Industrien ertönt jetzt in ganz Ibero- 
Amerika. Mexiko, Guatemala und Chile schreiten voran, indem sie ihrem Staai 
verfassungsmäßig das alleinige Kontrollrecht über Industriekonzessionen und dem 
alleinigen Besitz der Mineralschätze sichern wollen. Für den Postverkehr zwischen 
Ibero-Amerika und dem alten Mutterland besteht seit der Postkonvention im 
Madrid vom ı3. Nov. 1920 ein Einheitsbriefporto. Die Fortschritte der modernen 
Technik tuen das übrige, um der paniberischen Bewegung die Wege zu ebnen. 
Von Buenos Aires nach La Patz in Bolivien fährt heute die Eisenbahn in 4 Tagen. 
Neben der Strecke Buenos Aires — Valparaiso ist somit jetzt die zweite Trans- 
kontinentalbahn Südamerikas dem Verkehr übergeben. Die Regierung von Buenos 
Aires steht mit ihrer Gesandtschaft in Berlin in direktem Funkverkehr. Nachdem 
am ı2. Oktober ı924 unser Zeppelin-Luftschiff zu seiner erfolgreichen Fahrt 
gestartet war — gerade am Tag der Rasse —, ist das Projekt einer Luftfakrtver- 
bindung zwischen Sevilla und Buenos Aires in Angriff genommen und seiner Voll- 
endung nahegebracht worden. 

Diese wenigen Beispiele dürften genügen, um auch den Zweifler davon zu über- 
zeugen, daß hier weltweite Perpektiven sich auftun und eine Bewegung im Gange 
ist, mit der man ın Zukunft rechnen muß. Schon sind die Linien der kommenden 
Entwicklung vorgezeichnet, wenn auch noch nicht ausgeprägt. Die Großmächte 
der Welt verfolgen mit Aufmerksamkeit die Vorgänge, die sich hier abspielen, sei 
es im Lichte der Öffentlichkeit, sei es hinter den Kulissen der politischen Welt- 
bühne. 

Wir Deutschen können uns mit Recht rühmen, daß wir an diesen Bestrebungen 
der ibero-amerikanischen Völker einen tätigen Anteil haben *). Erinnerten wir un: 
doch gerade im vergangenen Jahre der 400. Wiederkehr der Rolonisationstätig- 
keit der Welser in Venezuela im Jahre 1528. Was deutsches Blut, deutsche Arbeit 
Forschung und Erfindung für jene neue Welt in selbstloser Aufopferung geleiste: 
haben seit der Zeit der ersten Kolonisation und seit den Tagen eines Alexander 
von Humboldt bis zu der Tat unseres Dr. Eckner, das wird in jenen Ländern 
selbst am besten anerkannt und gewürdigt. 

Was heute da drüben in der paniberischen Bewegung alles an Plänen und Be. 
strebungen vor sich geht, das können wir mit reinem Interesse ohne politisch« 
Absichten verfolgen und kulturell unterstützen, um so mehr als sich trotz de 


*) Vgl. Dr. Gerhard Jacob, Deutsche Kulturpropaganda in Portugal (Ztschr. „Der Deutsch: 
Gedanke“, Juni 1928, Nr, 11). 
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ap Rassenverschiedenheit zwischen uns und jenen Völkern verwandte geistige 
e feststellen lassen, wie der Ausspruch eines führenden Spaniers von ‚heute 
igen wird, in dessen Worten zugleich noch einmal alles wiederklingt, was jenen 
3estrebungen zugrunde liegt, deren Symbol und deren Programm jetzt alljähr- 
ich in dem Tag der Rasse am ı2. Oktober mit unverkennbarer weltpolitischer 
instellung gefeiert wird. 

Am 17. April 1926 sprach der spanische Staatsminister Yanguas in der Akademie 
ür Rechtswissenschaft die Worte: „El nervio fundamental de la politica con 
\merica es el elemento racial. La conservaciön de los vinculos raciales interesa 
’or igual a Espana y Portugal y las naciones ibero-americanas. En los pueblos de 
aza idealista como el nuestro, siempre nos distinguimos por la fuerza des pensa- 
niento y de la razön.“ (Der Hauptnerv der Politik mit Amerika ist das Rasse- 
Element. Die Erhaltung der Bande der Rasse interessiert in gleicher Weise Spanien 
ind Portugal und die ibero-amerikanischen Nationen. Bei den Völkern idealisti- 
scher Grundnatur wie dem unseren unterscheiden wir uns immer durch die Kraft 
les Gedankens und der Vernunft.) 


MAXIMILIAN ESTERER: 


“= Kommunistische Versuche in der chinesischen Geschichte 


’ Der Bolschewismus ist, wie alle staatlichen Versuche, nichts Einzigartiges in 
der Geschichte der Menschheit. Über die chinesischen Versuche, den- kommu- 
nistischen Staat zu begründen — der letzte liegt in der Mitte des vergangenen 
Jahrhunderts —, berichtet der Verfasser, ein langjähriger Chinakenner. Der 
Vollständigkeit halber sei darauf hingewiesen, daß im Fernen Osten auch die 
japanische Geschichte und die einzelner Südseereiche entsprechende Versuche 
kennen. Die Schriftleitung. 


Es ist nicht ersichtlich, ob Marx und seine Schule bis zu Lenin und Genossen 
außer dem Kommunarden-Aufstand von Paris andere Versuche zur Eroberung des 
Friedens auf Erden eingehend studiert haben. Der Marxismus betrachtet Gott nur 
als Polizeimeister, welcher in derselben Weise über Gemüt und Gewissen des 
Menschen zum Schutz des Besitzes der Besitzenden eingesetzt ist, wie „die be- 
sonderen Verbände bewaffneter Menschen“ mit ihren Gesetzen und Zuchthäusern 
im weltlichen Staate; und da die Religion als „Opium fürs Volk“ die Kraft 
nehmen soll, die Fesseln der Klassengegensätze zu zerbrechen, ist es nicht wahr- 
scheinlich, daß die Marxisten bis zu Lenin den von religiösen Grundgedanken 
aus strebenden Kommunisten gelten und einer Untersuchung würdigen lassen 
würden. Von einem mehr universellen Gesichtspunkte.aus, als ihn der Marxis- 
mus zuläßt, müssen aber alle Versuche, zum Kommunismus zu gelangen und den 
Frieden auf Erden zu gründen, gleich geachtet werden. 
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Vor allem unserer Vertiefung wert ist eine große sozialistische Bewegung, welch > 
sich in China vom 7. bis zum ı2. Jahrhundert hinzog und ihren Abschluß durch: 
den tatsächlichen Versuch einer Kommunisierung des Reiches fand, welcher von 
dem Kaiser Shen tsung der mittleren Sung Dynastie (960—1127) gemacht wurde. 
Zur Zeit des kühnen Experimentes umfaßte das Kaiserreich China nur den Südenı 
und die Mitte der heutigen ı8 Provinzen, während im Norden die wahrscheinlichi 
tungusischen Kitan das Reich Cathay gegründet hatten, nach welchem die Russen; 
heute China noch Kitai nennen. 

Es war keine männliche, erobernde Epoche, in welcher die ewige Befriedigung; 
des Volkes versucht wurde, sondern eine jener Zeiten, welche man als weibliche: 
bezeichnen kann. Der Verlust eines Teiles des Reiches an fremde Eroberer wurde: 
nicht zum übermächtigen Stachel in der Seele der politisch und geistig Verant-- 
wortlichen; der Buddhismus verfiel durch antroposophische Bewegungen; die: 
Kunst flackerte aus strengeren Formen sich verbreiternd zu scheinbaren Leistungen: 
und beginnendem Verfall auf; die Literatur wuchs unter allgemeiner Einführung; 
des Holzschnittverfahrens in die Masse; kurz es war eine intellektuelle Zeit, jener‘ 
des augusteischen Romes nicht unähnlich. | 

Wie im alten Rom jener Epoche kam die soziale Spannung im Volke auf einen. 
Höhepunkt, und zwar insbesondere durch die Verelendung der kleinen und mitt- 
leren Bauernschaft und die Bildung großer Latifundien. Die Landwirtschaft des 
alten China kann bei ihrer Stellung und Bedeutung im Wirtschaftlichen und 
Sittlichen als die Volkswirtschaft schlechthin angesehen werden, so daß man von 
einer eingeleiteten Proletarisierung des Landes sprechen kann. Damit war der 
Boden bereitet, jene Saat sozialistischer Theorien aufzunehmen, welche die Literatur 
seit etwa 40o Jahren gesät hatte. Ein hervorragender Literat, Wang Ngan-shih, 
ein Ideologe, Marx und Engels in der Setzung des radikalen Zieles nicht un- 
ähnlich, von diesen und Lenin aber völlig verschieden durch den Glauben an 
die idealen Güter des menschlichen Individuums, war vom Schicksal zum Leiter 
der sozialen Reformen ausersehen. 

Wang wurde vom Literaten und Kommentaristen der klassischen Bücher der 
Chinesen im Jahre 1060 kaiserlicher Minister für Literatur, und 1069 Reichs- 
kanzler, mit einer Art Diktatorenschaft für die Durchführung eines Staats- 
kommunismus. So und nicht anders müssen wir die Bestrebung zu einer neuen 
Ordnung der wirtschaftlichen und sozialen Struktur nennen, deren Pole Ab- 
schaffung des Geldes und Übergang aller Betriebe an den Staat waren. 

Eine der ersten Maßnahmen war die Einleitung zu einem staatlichen Handels- 
monopol. Daran reihte sich die „Kommunisierung der Landesverteidigung“, im 
Grunde die Einführung allgemeiner Wehrpflicht, welche Wang an den Grundsatz 
der „gegenseitigen menschlichen Verantwortlichkeit“ des Konfuzianismus knüpfte. 
Das nächste war ein rücksichtsloses Steuersystem für die Nivellierung des Besitzes 
durch auszehrende Besteuerung der Reichen und nur fiktive Besteuerung der 
Armen. 
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_ Der Erfolg war von Anbeginn schlecht; die „Schere“ zwischen Ideologie und 
Praxis des Lebens wurde größer und größer und zeitigte dem heutigen Rußland 
icht unähnliche innere Zustände. Dabei ist zu bedenken, daß China ohne wirt- 
schaftliche Bedrängung seitens der Nachbarstaaten dastand. Die konservativen 
Kreise machten dem Kaiser dringliche Vorstellungen, sich zu besinnen, und be- 
riefen sich vergebens auf die Erfahrungen der Geschichte, wogegen Wang ein- 
wendete, daß der augenblickliche Zustand doch nur Übergang und der Erfolg 
'st nach voller Auswirkung des Kommunismus möglich sei. Die Krise stieg aber 
ständig. Im Jahre 1071 schritt Wang zur Enteignung und Aufteilung großer 
Landflächen, zugleich zu einer eifrigen Propagierung seiner Lehren in Volk und 
“Heer durch Schulen und Schriften, um das „innere Widerstreben der Menschen 
zu beseitigen“. Das staatliche Handelsmonopol erhielt allein das Recht, die Preise 
der Waren festzusetzen, deren Umsatz schon längst auf dem Tauschwege statt- 
fand. Zu der Zwangswirtschaft auf wirtschaftlichem Gebiet trat 1075 die geistige, 
Jindem Wang seine, und die von ihm bestätigten Auslegungen der Klassiker, als 
obligatorisch verfügen ließ. Dieser Zwang auf das geistig von Natur demokratisch 
eingestellte China trug viel zum baldigen Ende bei. Die Folgen hieraus, wie eine 
Mißernte und steigendes Widerstreben der Bauernschaft, ließen Wang seelisch 
‘zusammenbrechen, und 1076 zog er sich geschlagen und krank ins Privatleben 
zurück. Der Kaiser Shen tsung führte das System während seiner Regierung fort. 
Nach seinem 1085 erfolgten Tode liquidierte die kluge Kaiserin-Regentin unter 
Mitarbeit des großen Historikers Se Ma-kwang langsam das künstliche Gebilde. 
Ihr Nachfolger machte 1 101— 1106 einen erneuten Vorstoß Wangs Lehre durch- 
zuführen, gab aber Warnungen nach. China trat wieder in seine alten, ewig 
scheinenden Bahnen ein, deren Gleis, aller Theorie fremd, nur von Erfahrung 
geschaffen wurde. 

Neben diesem frühen Versuch und dem heutigen Sowjetstaat sind die größten 
Erscheinungen im Kampfe um den kommunistischen Staat die Bestrebungen der 
Wiedertäufer in Deutschland, und die der Taiping in China. Besonders das Tai- 
 pingtum verdient eine eingehende Beachtung. 

Es bestand von 1850— 1864 ein Tai ping tienkuo, ein „Himmelreich des hehren 
Friedens“, auf einem Gebiete von 350000 qkm mit 45 Millionen treu ergebenen 
Kommunisten, und einem relativ vorzüglichen und tapferen Heere von 350 000 
Mann, das gegen das Mandschu-Kaisertum kämpfte, wuchs und siegte, bis es 
durch die Hilfeleistung europäischer und amerikanischer Feldherren und die 
Überlegenheit der modernen Waffen wieder zerstört werden konnte. Neben dem 

Unterschied, daß das Taipingtum den Gedanken des Urchristentums in die Wirk- 
lichkeit umzusetzen trachtete, das Motorische also aus Gemütskräften kam, wäh- 
rend der Bolschewismus in radikalster materieller Einstellung die sozialistische 
Weltanschauung zu Ende zu führen unternimmt, unterscheiden sich Bolchewismus 
und Taipingtum in dem angestrebten Umfange ihres Geltungsbereiches. Der Bol- 
chewismus ruft sein „Proletarier aller Völker vereinigt euch!“ in die Welt und 
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muß von der Erfüllung dieses Einigungsrufes die letzte Entscheidung über Sieg} 
oder Untergang des Kommunismus abhängig machen, das Taipingtum glaubte: 
an die Möglichkeit eines Bestehens innerhalb der Grenzen Chinas. Die Schöpfer 
der Taipinglehre waren dabei keineswegs unfähig, universal zu denken; die Leh er: 
brauchte aber eben nicht enterbte Proletarier, sondern suchte und fand Menschen 
aller Klassen, welche gesicherten gemeinsamen Besitz einem durch irdische Wechsel-- 
fälle gefährdeten Einzelbesitz vorzuziehen bereit waren. “ 

Werfen wir nnn einen Blick auf das Werden und Vergehen des Taipingtums selbst. 
Bei aller Kraft des Schöpfers konnte es nur aus seiner Zeit geboren werden, und! 
diese war gegeben durch den Niedergang der Macht Chinas. Bald nach dem Tode: 
des Mandschu-Raisers Kien lung (1735— 1796) zeigte sich die Erschöpfung der Kraftt 
des in seiner ersten Zeit so segensreichen Herrschergeschlechts der Ta ching Dynastie: 
in einer immer stärker werdenden Mißwirtschaft der Beamten. Als Folge der nach-- 
lässig gewordenen Deichwirtschaft kamen Überschwemmungen und Hungersnöte,, 
und die Verarmten organisierten sich zu Räuberbanden, welche auf das Volk drück-- 
ten. Von außen wuchs immer mehr der Druck der westländischen Mächte an und! 
minderte das Ansehen der Zentralregierung. Der erste Aufeinanderprall zwischen: 
dem Westen und China hatte 183g stattgefunden, als England China zur Zulassung; 
seines indischen Opiums zwingen wollte und ein energischer, sittlich hochstehen-: 
der Beamtenrat die bereits eingeführten Opiummengen vernichten ließ. Die Eng- 
länder erzwangen darauf in zwei Kriegen von ı840o und 1842 mit Waffengewalt! 
die Anerkennung des Opiums als Handelsartikel und nahmen außerdem Hongkong 
als Kriegsentschädigung weg. Mit dieser Niederlage Chinas war das Raisertum 
moralisch vernichtet; im Unterbewußtsein des Volkes und im Bewußtsein der In- 
telligenz war das Mandat des Himmelssohnes erschöpft. Auf diesem Untergrund 
der inneren Zustände traten verschiedene Gründer von Vereinigungen und ge- 
heimen Gesellschaften gegen die Regierung und für eine Erneuerung Chinas auf, 
unter ihnen Hung-Kiu-chuen, der Schöpfer der Taipinglehre und Heiland des 
Taipingtums. 

Hung wurde 1813 in einem kleinen Dorfe der Provınz Kanton geboren. 1820 
trat er in eine Dorfschule ein, welche er 1829 aus Mangel an Mitteln wieder ver- 
lassen mußte. Der Zufall führte ihn mit einem wissensreichen Freunde zusammen, 
von welchem er sich so viel Gelehrsamkeit aneignete, daß er 1831 Lehrer in sei- 
nem Heimatdorfe werden konnte. Mit dem allen Chinesen eingeborenen Bildungs- 
bestreben lernte Hung für sich weiter und suchte akademische Würden zu erwer- 
ben, was ihm in der korrupten Zeit seiner Mittellosigkeit wegen jedoch mißlang. 
Das Studium aber führte ihn nach dem damals von fremden Kaufleuten und 
Missionaren bereits viel besuchten Canton (1834— 1836), und daran anschließend 
nach Peking. Wieviel von den Überlieferungen, daß er auf Grund der Enttäu- 
schung über das mißlungene Examen epileptische Anfälle erlitt und Visionen be- 
kam, wahr ist, muß dahingestellt bleiben, weil Epilepsie in den Augen der Chinesen 
die Kommunikation mit einer höheren Welt bedeutet und darum wahrscheinlich 
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achträglich in die Lebensgeschichte hineingetragen worden ist. Tatsache ist nur, 
Hung in seine Heimatprovinz zurückkehrte und eifrig den Sinn des Christen- 
1s studierte. Christ war er 1838 mit seiner ganzen Familie vor einem englischen 
sionar geworden. Hung nahm die christliche Lehre so ernst, daß er mit zwei 
ıer Verwandten selbst Missionar wurde und sie nach seiner Auffassung lehrend 
chs Land zogen. ı845 kehrte er wieder in die engere Heimat zurück und 
wurde Lehrer an der Dorfschule. Zwei Jahre später finden wir Hung mit seinem 
Water Hung-chiu bei dem englischen Missionar Robert in Canton, um weiter in 
ie christliche Lehre einzudringen, und diese Vertiefung Hungs scheint so kritisch 
auf die Urlehre gerichtet gewesen zu sein, daß 1848 in ihm der Trieb frei wurde, 
einen kommunistischen Staat auf christlicher Grundlage zu schaffen. Bei der Be- 
arteilung dieses Beginnens ist es wesentlich, zu wissen, daß Hung seinen neuen 
Staat keineswegs auf desperatem Boden zu gründen hatte, denn Südchina hatte 
trotz der Zeit politischer Unzufriedenheit den vollen Besitz der alten wohlgeord- 
jeten demokratischen Organisation, welche Ursache des Bestandes Chinas durch 
alle Dynastienwechsel ist. Die Wirkungen der Überflutungen und Hungersnöte 
haben ihr Gebiet auch mehr an den großen Strömen Chinas, als in Hungs Heimat, 
Kwangtung. Der erste Grundsatz und das einigende Band der entstehenden Ge- 
meinschaft der Taipings war der Kommunismus, und er blieb es bis zum Unter- 
gange des Taipingreiches 1864. 

Die Mandschu-Regierung schritt erst nach dem Eingriff in die alt hergebrachte 
soziale Ordnung gegen die Taiping ein. Die Zahl der Taiping war zu diesem Zeit- 
punkte schon so groß, daß ein kleines Heer entsandt werden mußte, welches die 
Kommunisten schlug und ihre Führer in einem Passe einschloß. Durch Klugheit 
und Tapferkeit befreiten diese sich, und ihr Anhang wuchs durch diese Tat sehr 
rasch. Hung und seine Mitführer arbeiteten jetzt die Gesetze für den kommunisti- 
schen Staat aus. Strenge der Organisation und Durchführung erinnern sehr an den 
'Sowjetstaat; es fehlte auch keineswegs an Straf- und Massenmorden an den Gegnern. 
Zum Unterschied vom Bolschewismas wurde Strenge aber erst angewendet, wenn 
Aufruf und Güte nicht zum Ziel führten. Die Taiping redeten sich mit „Bruder“ 
an, was nach westlicher Terminologie aber mit „Genosse“ übersetzt werden muß. 
Anspruchslosigkeit, Mäßigkeit, Verzicht auf alle narkotischen Genußmittel ein- 
schließlich Tabak und Opium, und Aufgabe der Interessen der eigenen Person 
gegenüber den Interessen der Gesamtheit, waren die Grundlagen der Pflichten der 
Genossenschaft. Die gemeinsame Kasse war zunächst Kriegskasse, welche durch 
die Konfiskationen in den eroberten Gebieten immer besser gefüllt wurde. Die neu 
erworbenen Genossen lieferten scheinbar ohne Widerstand ihren flüssigen Besitz in 
die Kasse ein. Alle diese Grundzüge blieben auch nach dem Seßhaftwerden der 
Bewegung nach Eroberung der Taipinghauptstadt Nanking. 

Völlig verschieden vom Bolschewismus wurde die Beziehung zum Weibe geordnet. 

Das 6. Gebot wurde innerhalb der übernommenen ı0 Gebote verschärft. Die freie 
Liebe wurde unterdrückt, und auf Unsittlichkeit und Ehebruch Todesstrafe gesetzt. 
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Der Überzahl des weiblichen Geschlechtes wurde durch gesetzliche Polygam ie‘ 
Rechnung getragen, wodurch aber die in China bereits vorhandene Einrichtung| 
der Nebenfrau nur auf eine neue Formel gebracht war. a 

Die einfachen Grundsätze erhielten so starkes Leben, daß das Taipingtum die 
Kraft fand, sich gegen die Mandschu-Herrschaft durchzusetzen. Stadt auf Stadi 
wurde überrannt, bei Widerstand die Besatzung restlos niedergemacht, bei freier 
Unterwerfung waffenlos entlassen. Die Bevölkerung von Land und Stadt wurde im 
strenger Manneszucht nach dem Völkerrecht behandelt. Das Volk der eroberten 
Gebiete trat in Scharen zum Taipingtum über. Während des siegreichen Vor- 
marsches gegen den Yangtze wurde 1851 das mandschurische Kaisertum als ab- 
gesetzt erklärt. Ende 1852 stand das gewaltig angewachsene kommunistische Heen 
vor der Dreistadt: Wuchang-Hanyang-Hankow an der Mündung des Hanflusses 
in den Yangtze. Hanyang wurde am Vorabend des Weihnachtstages von 1852 er- 
obert, Wuchang Anfang Januar 1853, worauf auch Hankow als unbefestigte Stada 
in einigen Wochen fiel. Der Siegeszug ging nun, ähnlich jenem Chiang Kai-sheks; 
yangtzeabwärts, und am 8. März ı853 standen die Taiping vor Nanking*). 

Inmitten der Siege wurden die Staatsorganisation und die Gesetze weiter aus- 
gebildet. Die Veröffentlichung erfolgte durch Proklamationen, in welchen stets den 
friedliche Sinn des Volkes dem Imperialismus der Mandschu-Dynastie gegenüber 
gestellt wurde. Wie Lenin von der Polizei mit ihren Fesseln und Gefängnissen als: 
Schutzgarde der ausbeutenden Klasse, der Bourgeoisie, sprach, so sprachen diese: 
Proklamationen von dem „Pöbel der wolfsähnlichen Polizeileute“ als Werkzeug der 
Volksunterdrückung gegenüber dem „von der Wurzel aus guten Menschentum“, 
Die Taiping müssen als religiöser Orden genommen werden. Den gleichen Aus-. 
druck gebraucht man in bezug auf die eingetragenen Mitglieder des Bolschewis-: 
mus. Wenn auch die Auslegung des Begriffes in beiden Fällen eine andere sein 
muß, so trifft sie für die bolschewistischen Führer dennoch in solchem Umfange 
zu, daß eine entsprechende Gebärde nach außen zu erwarten gewesen wäre, wenn 
sie nicht durch den langen Aufenthalt in westlichen Exilen außerstande wären, der 
russischen Psyche Zugeständnisse zu machen. Hung und seine Mitführer waren 
darin ohne solche Hemmungen. Sie formten die christliche göttliche Dreieinigkeit 
in die Willensträger der von ihnen eingeführten Ordnung auf Erden um, und Hung 
selbst nannte sich nach westlicher Terminologie den „Kommissar des Christentums 
auf Erden“, welcher unter dem unmittelbaren Einfluß des heiligen Geistes stand. 
Dadurch wurde er mit seinen Mitführern das Exekutivkomitee der „wahren, gott- 
gewollten“ Weltordnung. Das Exekutivkomitee ergänzte sich durch die vier, zu 
Zeiten auch fünf „Wang“ neben Hung, welche ähnliche Stellungen und Macht- 
befugnisse hatten, wie die Gehilfen Lenins. Wang heißt wörtlich Fürst oder König, 
muß dem westlichen Sinne nach aber mit „vollziehender Kommissar“ übersetzt 
werden. 


*) Daten nach Dr. C.Spielmann: „Die Taiping-Revolution“, 1902. 
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Nachdem am ı9. März 1853 Nanking durch Sturm und Leistungen größter 
Tapferkeit und bedeutende Belagerungskunst gefallen war, wurde die Mandschu- 
Besatzung von 20000 Mann hingerichtet und ihre Kasernen und Wohnstätten so 
wörtlich dem Erdboden gleichgemacht, daß bis heute ein leeres, ödes Feld inmitten 
der Stadt liegt. Die Taiping-Regierung ließ sich durch einen ausländischen Archi- 
tekten einen prächtigen, im kleinen einem Kreml vergleichbaren Palast bauen, 
ın welchem fortan Hung lebte und das Reich, ohne in der Öffentlichkeit zu er- 
scheinen, regierte. Über sein persönliches Verhalten, ob er sich mehr Meditationen 
oder einem ausschweifenden Leben hingab, sind völlig widersprechende Berichte 
vorhanden. Die äußere Tätigkeit der Taiping war nach kurzem, aber verhängnis- 
{vollem Ausruhen machtvoll. Als starke Heere unter den Wangs nach Nordwest und 
‚gegen Peking entsandt wurden, wurde das Ziel nicht erreicht, weil die Mandschu- 
jregierung zu viel Zeit gewonnen hatte, Gegenmaßregeln zu treffen. Die Eroberung 
gegen Osten nach Shanghai setzte man nicht aus mangelnder Tatkraft oder fehlen- 
der Erkenntnis der militärischen Notwendigkeiten zu spät an, sondern um Zwisten 
mit den Europäern in China aus dem Wege zu gehen. Die Taipingregierung 
suchte wiederholt die Freundschaft der Europäer, welche aber wegen des „ver- 
änderten und falsch ausgelegten“ Christentums von den englischen und fran- 
zösischen Missionaren zurückgewiesen wurde. Hauptgrund der Zurückweisung der 
Anerkennung der Taipingregierung war aber ihr Verbot des Opiumhandels, den 
die Engländer eben mit Waffengewalt erzwungen hatten. Das später unvermeid- 
lich gewordene Vorgehen der Taiping gegen Shanghai, bei dem Engländer und 
‚Franzosen gefährdet wurden, gab diesen den äußeren Anlaß, gegen die Taiping 
militärisch vorzugehen. Daß die Taiping den allgemeinen Handel mit den Frem- 
den in jeder Weise zu fördern suchten, stand gegen die faszinierenden Gewinne 
aus dem Opiumhandel zurück, und der Einfluß des Reichtumes der Opiumhändler 
in Downing Street in London war besonders stark. Für die Regsamkeit und Tüch- 
tigkeit des Taipingreiches sprechen am besten die Zahlen über die Ausfuhr von 
Tee und Seide bei Beginn und bei Ende des Taipingreiches aus Shanghai, denn 
beide Artikel kommen in erster Linie aus dem Gebiet des damaligen Taiping- 
reiches: 
Tee-Ausfuhr 
vor Beginn des Taipingaufstandes jährlich £ 57580 000,— 
am Ende des Taipingreiches . £ 121237 000,— 
Seiden-Ausfuhr 
vor Beginn des Taipingaufstandes jährlich 18600 Ballen 
am Ende des Taipingreiches 5 DRIBR Pos 
Die Kämpfe, welche zur Zerstörung des Taipingreiches führten, gehören nicht 

in den Rahmen unserer Betrachtung. Peking ernannte den bedeutenden Tseng 
Kuo-fang zum Generalissimus seiner Truppen. Er wäre aber gegenüber den Tai- 
pings nur rühmlich untergegangen, wenn nicht England, Frankreich und Amerika 
Kriegsschiffe, Kanonen und Führer, insbesondere den überragenden Major Gordon, 
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den späteren Eroberer Khartums, zur Verfügung gestellt hätten. Unter den moder-. 
nen Waffen sanken die Taipingmassen in Tapferkeit und Todesverachtung dahin | 
bis auf den letzten Mann. Man schätzt die Zahl der Opfer auf Millionen. e 

Ein Kommunismus, dessen volle Auswirkung in der Weltgeschichte unendlich . 
lehrreich gewesen wäre, wurde aus englischen Handelsgründen vernichtet. 


5} 
4 
l 


MANFRED LANGHANS-RATZEBURG: 
Das strittige Ekuador-Hinterland 


Südamerika ist der Erdteil der strittigen Gebiete. Heftige diplomatische Aus- 
einandersetzungen sind um sie alle ausgefochten worden; sie sind fast alle schon 
mehrmals Gegenstand vertraglicher oder schiedsrichterlicher Regelungen der beiden 
Streitteile geworden, Regelungen, die dann aber immer wieder aus irgendeinem 
Grunde von einer der beiden Parteien nicht innegehalten oder gekündigt oder, 
was überaus häufig vorgekommen ist, noch nicht einmal ratifiziert worden und 
daher nicht rechtskräftig geworden sind. Zuweilen drohten die Streitigkeiten gar 
sich zu kriegerischen Zusammenstößen zuzuspitzen, und selbst das Einspannen der 
meisten südamerikanischen Staaten in den Völkerbund hat nicht das Ausbrechen 
von Feindseligkeiten zu verhindern vermocht, wie sie gerade jetzt zwischen Boli- 
vien und Paraguay um den von beiden Staaten beanspruchten Chaco boreal auf- 
lodern. 

Es gibt aber außer diesem gerade jetzt in aller Munde befindlichen Streitgegen- 
stand ein strittiges Gebiet in Südamerika, das noch bedeutend größer ist, um das 
auch schon viel mit Diplomatenfedern und Kriegsschwertern gekämpft worden ist, 
das aber auffälligerweise noch keine Behandlung im deutschen Schrifttum gefun- 
den hat, das Ekuadorhinterland. Wir verstehen darunter das ganze Gebiet, das 
vom Ostrand der ekuadorischen Anden hinabzieht zwischen Japurä und Marafion 
bis zum Amazonenstrom. Hier wollte sich eine Regelung besonders schwer finden 
lassen, da nicht etwa nur zwei, sondern vier Mächte, nämlich Kolumbien, Ekua- 
dor, Brasilien und Peru um den Besitz gestritten haben und teilweise noch streiten. 
Angesichts der daraus erhellenden großen geopolitischen Bedeutung mag eine 
nähere Untersuchung der ganzen Frage gerechtfertigt sein. 


L 


Das ganze Gebiet ist heutzutage noch genau so wenig erforscht wie zur Zeit 
der spanischen Eroberer, da die Ostkette der Anden ein schwer überschreitbares 
Hindernis mit nur wenigen Übergängen bildet. So erklärt sich, daß das vorhandene 
Schrifttum ziemlich geringen Umfang, oberflächlich und in sich widersprechend 
ist. Wilhelm Sievers*) sagt nur: „Der Ostabhang der ekuadorischen Ostkordillere 


*) Sievers: Amerika, eine allgemeine Landeskunde, Leipzig 1894, S. 135. 
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t überall unbewohnt und ungangbar, denn nur die Flüsse haben sich hier Wege 
ebrochen. Im übrigen sind die Höhen von unwirtlichen Päramos, die Abhänge. 
on feuchtigkeitstriefenden Bergwäldern eingenommen; Regen erzeugt auf Monate 
aus ungangbare Sümpfe, und außerordentlich stark gegliedertes Bergland dehnt 
ich, von tiefem Walde bestanden, weiter abwärts aus. Die Flüsse sind nur ganz 
n auf Brücken zu passieren, und auch selbst an ihnen sind die Ansiedelungen 
ur dünn verstreut, so daß der ganze Ostabhang eine große Wildnis ist.“ Otto 
tutzer*) schreibt in einer anderen Arbeit: „Das östliche ekuadorische Tiefland 


| 1) Das Ekuadorhinterland nach ekuadorischer Auffassung 


| BREEER Undestüittenes Staatsgebiets Ekuadors 
Ä Nortalls von Peru als ekuadorisch anerkannt 19282 2 


EEHH Yon Kkuadorbeansprucht (im Süden Protokoll 1830 im Norden Wasserscheidenvertag 1976) 


LILT] AütererHächstanspruch Bkuadors (Grenzeman]740 Iau(ärla Reguena una Humboldt 
im Osten Vertrag 1906.) 


ist noch unbekannt. Dichter Urwald bedeckt es. Die Flüsse sind noch wenig er- 
forscht. Das wichtigste Erzeugnis des östlichen Tieflandes war früher wilder Kaut- 
schuk. Jetzt hat das Sammeln dieses Produktes aufgehört und es wird so gut wie 
kein Naturprodukt mehr ausgeführt. Die spärliche Bevölkerung besteht größten- 
teils aus Indianern. Von Weißen und Mischlingen scheinen in diesem Teile des 
Landes mehr Peruaner als Ekuadorianer zu sein.“ Otto Bürger**) behandelt in 
seinen Peru und Kolumbien gewidmeten Werken auch das hier betrachtete Gebiet, weil 


*) Stutzer: Die nördlichen Staaten Südamerikas in Gerbings Erdbild der Gegenwart, Bd. 2, 
Leipzig 1927, S. 756. 
*) Bürger: Kolumbien, Leipzig 1922, $. 173; — Peru, Leipzig 1923, S. 77- 
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es ja von jeder der beiden Mächte ganz oder ‚teilweise beansprucht wird, und kom m 
allerdings zu einem anderen, etwa folgendem Ergebnis: Ein ungeheures, noch von 
wilden Indianern bewohntes Waldgebiet mit unerschöpflichen Urwaldschätzen, vor 
allem Gummi, das während der Sommermonate Oktober bis März namentlich von! 
Kautschuksammlern aufgesucht wird*) Eine systematische topographische Unte + 
suchung ist jedoch noch nicht erfolgt, ja noch nicht einmal über den genaueni 
Lauf der großen Flüsse sind sich die Kartenzeichner völlig einig. Kein Wunder,, 
daß angesichts dieser mangelnden Landeskenntnisse ein Festlegen von Grenzen,, 
selbst wenn man sich über sie einigt, schier unüberwindlichen Schwierigkeiten: 
begegnet: so hat Kolumbien auf das ihm auf Grund des Vertrags mit Ekuado 
von 1916 zustehende Gebiet südlich des Putumayo bis zur Wasserscheide zwischeni 
diesem Fluß und dem Rio Napo im Vertrag mit Peru 1922 verzichtet mit der 
ausdrücklichen Begründung, daß diese Wasserscheidengrenze sich doch nicht fest 
stellen lasse, und daß es daher besser sei, sich mit der zwar nördlicheren, abert 
sicheren Flußgrenze am Putumayo zu begnügen (s. u. IV, 2). 

Die in Wirklichkeit aus wirtschafts- und machtpolitischen Gründen erhobenen: 
Forderungen werden angesichts dieser Verhältnisse kaum auf geographische, son- 
dern zumeist auf geschichtliche Gründe gestützt. Dies erklärt sich außer demi 
Umstand, daß man ın der Politik die eigene Habsucht nie offen zugeben will,, 
folgendermaßen. Als die spanisch-amerikanischen Staaten zu Anfang des ı9. Jahr- 
hunderts ihre Unabhängigkeit von Spanien errangen, kam man allgemein überein,, 
die Grenzen der neuen Freistaaten gemäß dem Besitzstand der entsprechenden 
spanischen Vizekönigreiche oder Audienzien im Jahre 1810 zu ziehen. Dieser Grund- 
satz des sog. Uti possidetis von 1810 wird noch heute allgemein anerkannt. Ver- 
läßliche Voraussetzung dafür ist allerdings eine genaue Kenntnis der damaligen: 
Grenzen. Nun haben aber schiedsrichterliche Untersuchungen ergeben, daß dieses 
Vizekönigreiche und Audienzien im Jahre ı810 gar keine festen verläßlichen 
Grenzen besaßen. Vielmehr hatte der spanische Hof angesichts der damals gewiß) 
noch größeren geographischen Unkenntnis über das Land, angesichts des noch 
sehr viel unzuverlässigeren Kartenmaterials über die fraglichen Gebiete und oben- 
drein angesichts der riesigen Entfernung zwischen Spanien und diesem Teile Süd- 
amerikas die Grenzen gar nicht verläßlich festlegen können und dementsprechend, 
zumeist wohl unbewußt, in seinen Entscheidungen im Laufe der Jahrhunderte: 
geschwankt, zuweilen sich erheblich widersprochen. Nur so ist es möglich, daß, 
was bei den südamerikanischen Streitigkeiten immer wieder vorkommt, beides 
Streitteile sich auf königlich spanische Verordnungen der Vergangenheit berufen: 
können, die offensichtlich den Rechtsanspruch einer jeden der beiden Parteien: 
stützen. Solange die Kolonisation sich an die Küsten- und Gebirgsgegenden hielt,, 


*) Einige weitere Angaben macht Pierre Denis, Amerique du Sud, „me partie, Geographie: 
Universelle Bd. XV, Paris 1927, S. 278 ff. und 3og ff. Eine Fülle älterer hier nicht interessieren- - 


der Spezialangaben enthält das Standardwerk T. Wolf, Geografia y Geologia del Ecuädor. Leipzig; 
1892. 
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war dieser Zustand nicht weiter bedrohlich, denn die alten Vizekönigreiche bzw. 
ju gen Freistaaten waren praktisch nicht etwa durch die mehr oder minder 
hypothetische Grenzlinie, sondern durch breite an dieser sich zu beiden 
Seiten anschließende Urwaldstreifen voneinander getrennt. Je weiter nun die 
Kolonisation oder wenigstens die wirtschaftliche Durchdringung dieser Gebiete 
schritt, um so mehr mußten sich die Gefahren kriegerischer Konflikte bedroh- 


Marafon 


2) Das Ekuadorhinterland nach peruanischer Auffassung 
BEE Intesiitenes Staatsgebiet Perus 


EREREI Worfalls von Fkuadorals peruanisch zugestanden (1830) 


und des Vertrags von 1922 


Von Peru beanspruchtaufGrundder (Bdula 1802 | ano al coadnnscknerknf 2 


[TIIT] früherer Höchstanspruch Perus 


lich zusammenballen, wenn es nicht gelang, sich friedlich durch eine Grenz- 
saumteilung zu einigen *). 
u. 
In der Frage unseres Ekuadorhinterlandes betrachten wir zunächst den Gegen- 
satz zwischen Ekuador und Peru**), weil er grundlegend für die Frage ist 
und bis heute noch nicht gelöst werden konnte. Der geschichtliche Ausgangs- 


*) Vgl. hierzu Karl Sappers Aufsatz „Eine moderne Grenzsaumfrage“, Zeitsch. f. Geopolitik 
1928, 8. 955 ff. z 

? ) Das bisher dazu erschienene Schrifttum (in spanischer Sprache) ist angeführt bei M. Lang- 

hans-Ratzeburg, Strittige Gebiete (Ekuadorhinterland), Wörterbuch des Völkerrechts und der 


Diplomatie, Bd. 3, Berlin 1929, S. 1195. 
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punkt, der übrigens zwischen beiden Staaten unbestritten bleibt, ist kurz folgender. 
Durch Cedula real vom 20. November 1563 wurde die Audiencia de Quito gegründeti 
und als ihre Süd- und Ostgrenze derart beschrieben: „teniendo al Poniente la Mar: 
del Sur y al Levante provincias no pacificadas ni descubiertas“. Eine Resoluciön: 
del Virrey del Perü, bemerkenswert deshalb, weil sie gerade von Peru ausging,, 
sagte: „Das Gobierno de Mainas (also der Südteil des heute strittigen Gebiets),, 
das von Quito abhängt, soll die Provinzen, Völker und Flüsse umfassen, in denen 
die Priester der Gesellschaft Jesu Missionen gegründet haben.“ Noch weiter ging 
schließlich die Cedula real von 1689, die den jesuitischen Missionaren von Quito 
alle Missionen und Siedlungen des unteren und sogar des oberen Ucayali, alsoı 
ganz Nordostperu zusprach; allerdings muß man beachten, daß die Audiencia de: 
Quito damals zum Vizekönigreich Lima oder Peru gehörte. Als nun am 26. Maii 
ı717 das Vizekönigreich Neugranada (Vicereinato de Nueva Granada) gegründett 
wurde, erhielt es auch die Presidencia de Quito zugewiesen. Zwar wurde 1722 dass 
neue Vizekönigreich wieder aufgehoben und Quito wieder Peru zugewiesen, aber 
ı739 wurde das Vizekönigreich Neugranada wieder errichtet und, wohlgemerkt, 
wieder unter Zuteilung Quitos. Im Jahre 1740 erfolgte darauf die Grenzfestsetzungy 
zwischen beiden Vizekönigreichen derart, daß die Grenze, also auch die Südgrenze 
Quitos, vom Meere ausgehend den Rio Tumbes aufwärts lief, den Marahion beii 
6° 30’ südl. Breite erreichte, die Orte Piura, Cajamarca, Moyobamba und Moti-- 
lones bei Peru ließ, darauf den Ucayali bei 6° südl. Breite kreuzte, südlich aus-- 
holend den Javary erreichte und ihm bis zum Amazonenstrom folgte. 

Bis hierher ist, wie gesagt, alles unbestritten. Das Bild ändert sich jedoch grund- 
legend mit dem Erlaß der königlichen Cedula vom 15. Juli 1802, die den Haupt-- 
angelpunkt der ganzen Streitfrage bildet und deshalb in ihrem einschlägigen Teill 
hier in wörtlicher Übersetzung wiedergegeben sei: „Ich verfüge, daß Gouvernement 
und Generalkommandantur Mainas vom Vizekönigtum Santa Fe und der Provinz: 
Quito abzutrennen und dem Vizekönigtum Lima anzugliedern ist, und zwar mit! 
den Städten des Regierungsbezirks Quijös (ausgenommen Papallaeta), die alle amı 
Ufer des Rio Napo oder in seiner Nachbarschaft liegen. Jene Generalkommandantur ' 
erstreckt sich nicht nur den Rio Maranon entlang bis zu den Grenzen der portu-- 
giesischen Kolonien, sondern auch über alle übrigen Flüsse, die von Norden und! 
Süden in den Maranon münden, z. B. Morona, Guallaga, Pastaza, Ucayali, Napo,,, 
Yavari, Putumayo, Yapurä und andere kleinere, bis zu dem Punkt, wo die Schiff-- 
barkeit aufhört; in dieselbe Generalkommandantur sind auch die Orte Lamas und | 
Moyobamba einzuschließen, um die geistliche und militärische Gerichtsbarkeit: 
nach Möglichkeit anzugleichen.“ Außerdem wurde aus Mainas und Quichos ein ı 
neues Bistum gebildet und dies dem Erzbischof von Lima unterstellt. | 

Auf den ersten Blick wird man zweifellos meinen, die Cedula von ı802 habe: 
die Gouvernements Mainas und Quichos von Neugranada und insbesondere Quito ı 
regelrecht abgetrennt und Peru zugesprochen. Anders die Ekuadorianer. Sie be-. 
haupten, allerdings seien beide Gouvernements Peru unterstellt worden, aber nur ' 
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nsichtlich ihrer Zivil-, Militär- und Kirchenverwaltung, während das Gebiet als 
ches nicht von Neugranada abgetrennt und demgemäß die Gebietshoheit bei - 
etzterem geblieben sei; dies ist eine juristische Konstruktion, die uns wohl heute 
eläufig sein mag (Saargebiet), die aber doch für die Zeit um ı800 reichlich ge- 
tünstelt erscheint; dies um so mehr, als es sich damals doch gar nicht um einen 
Sebietswechsel zwischen zwei fremden Mächten, sondern zwischen zwei spanischen 
Kolonien (Vizekönigreichen) handelte, die überhaupt gar keine Gebietshoheit ver- 
eben oder erwerben konnten, da diese selbstverständlich allein in den Händen 


Spaniens bzw. der spanischen Krone lag. Allerdings behauptet Ekuador nun, wenn 
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3) SODKOLUMBIEN 


Kolumbisches bebiet auf kolumbsperuanischeinVertag 1922) 
HH „on. w =£kuadonschen u 11916) 
[ID « Anspruch vor 1916 


eine gänzliche Abtretung beabsichtigt gewesen wäre, würde es ausdrücklich gesagt 
worden sein; auch gäben die alten spanischen Verordnungen wirkliche Gebiets- 
veränderungen stets so genau als möglich an, und schon öfters habe die spanische 
Krone als Schiedsrichter entschieden, daß sie nur durch klare und genaue Grenz- 
angaben, die hier gewiß nicht vorliegen, Grenzveränderungen vorgenommen hätte. 
Demgegenüber behauptet Peru, das Land sei rechtskräftig und vollständig damals 
Peru übertragen worden; die geschilderte ekuadorische Rechtskonstruktion sei un- 
haltbar, außerdem seien auch die neuen Gebietsgrenzen eindeutig genug bestimmt, 
um einer neuen Grenzführung an Ort und Stelle als Vorschrift zu dienen. Die 
Ekuadorianer stützen ihre Meinung, Mainas und Quichos sei damals nicht an 
Lima abgetreten worden, noch mit anderen Gründen. Sie geben zwar zu, daß die 
besprochene Cedula von 1802 wohl erlassen und angenommen (acceptada, BR: 
decida), aber niemals ausgeführt (ejecutada) worden sei; zu ihrer Vollziehung hätte 
es eines gleichlautenden königlichen Befehls bedurft. In der Tat gibt es in der 


356 GEOPOLITISCHE UNTERSUCHUNGEN HEFT 4ER 


spanischen Kolonialgeschichte viele Fälle, in denen der König einen Befehl erließ) i 
darauf die betreffenden Kolonialbehörden über dessen Zweckmäßigkeit usw. demt 
König gutachtlich Bericht erstatteten und nunmehr erst der endgültige königlicheg 
Befehl erging, der natürlich mit der ersten Anweisung inhaltlich übereinstimmen.f 
aber auch von ihr abweichen konnte. So verhielt es sich auch in unserem Falle: 
die Cedula von 1802 wurde zunächst nicht ausgeführt. i | 

So war z.B. in ihr, wie oben erwähnt, auch die Errichtung eines neuen Bistums$ 
Mainas angeordnet, die naturgemäß erst nach der weltlichen Trennung des Maina 
gebiets von Quito erfolgen konnte. Darauf wurde durch Cedula vom 7. Oktober 
ı807 dem neu ernannten Lordbischof von Mainas aufgegeben, die Demarkatiom | 
des neuen Bistums vorzunehmen; dieser bat jedoch den König in einer Eingabe 
von 1809, die Trennung unausgeführt zu lassen, da sie praktisch unmöglich sei. 
Nun erst erging im Jahre ı818 eine königliche Verordnung dahin, die Cedula von 
ı802 solle ausgeführt werden; tatsächlich bestätigt indes ein Brief des spanischen 
Kronministers an den Vizekönig von Peru vom 26. Dezember 1824, daß die Tren 
nung immer noch nicht vorgenommen war. Demgegenüber führen die Peruane 
aus, nur infolge dieser offenbaren kolonialen Unbotmäßigkeit sei der klare und 
nochmals wiederholte Wille des Königs nicht ausgeführt worden, eine Tatsache, f 
durch die doch unmöglich die peruanischen Rechtsansprüche erschüttert werden 
könnten, zumal es sich, wie sie mit Beispielen belegen, tatsächlich nur um Unbot- 
mäßigkeit und nicht etwa Gewohnheitsrecht gehandelt habe. Außer diesen tragenif 
beide Parteien noch einige andere, allerdings weniger schlüssige Beweise vor. Sof 
weist Ekuador darauf hin, daß in den meisten amtlichen spanischen Büchern vonı 
ı822, 1823 und ı828 das Gouvernement Mainas zum Vizekönigtum Neugranadaı 
gerechnet wird; wenn es in einigen aber zu Peru gezählt werde, betreffe das ebenı 
nur den, wie ausgeführt, unmaßgeblichen formellen Zustand. Auch die amtliche: 
peruanische Mapa de Lastarria von 1803 und 1826 spricht Mainas Peru zu. Um-- 
gekehrt weist Peru, von seinem Standpunkt ganz folgerichtig, darauf hin, daß) 
einige amtliche spanische Bücher jenes Mainas richtig als peruanisch angeben und]! 
daß sie, soweit sie es nicht tun, dem neuen Rechtszustand eben noch nicht Rech-- 
nung trugen. Es ergibt sich also für uns, daß aus dem Bücher- und Karten-- 
material jener Zeit keine verläßlichen Anhaltspunkte sich gewinnen lassen. Auf-- 
fallend, und zwar zugunsten Ekuadors, ist aber noch folgendes. Die Ordonanza. 
general del gobierno y regimen de las intendancias y subdelegaciones de Indias ı 
vom 22. September 1803, also über ı Jahr nach der entscheidenden Cedula von 
1802, hat Mainas nicht unter Peru angeführt, wohl aber die Intendancia de Puno, 
die kurz vor Erscheinen der Ordonanz erst von Buenos Aires an Peru abgetreten 
war; auch findet sich bei Neugranada kein Vermerk, daß Mainas an Peru abge- 
treten worden wäre. 

Soweit die Hauptpunkte des gegenseitigen Vorbringens, die sich noch in vielen 
Einzelheiten erweitern und ergänzen ließen. Wir ersehen daraus, daß sowohl 
Ekuador und Peru beachtliche Gründe für ihre Ansprüche ins Feld führen können, 


LANGHANS-RATZEBURG: DAS STRITTIGE EKUADOR-HINTERLAND 327 


nd möchten es dem Leser selbst überlassen, sich für den einen oder den anderen 
jtaat zu entscheiden. Immer handelt es sich bisher für uns, wohlgemerkt, nur um _ 
ie Feststellung, wer an der Hand der Cedula von ı802 gemäß dem Grundsatze 
es Uti possidetis von 1810 (s.0.) größeren Rechtsanspruch auf das strittige Ge- 
pie hat. 
Die Lösung des Streites wird aber noch durch einen weiteren Umstand erschwert. 
Nach dem Abfall des nördlichen Südamerika von Spanien schlossen sich am 29. Mai 
822 Venezuela, Kolumbien und Ekuador zu einem Staate Großkolumbien zusam- 
aen und am 25. Juli 1824 wurden Macas, Jaen und Quichos, also unser strittiges 
ebiet, als großkolumbische Provinzen bzw. Kantone organisiert, da sie Ja, wie 
ben gezeigt wurde, tatsächlich immer bei Quito geblieben waren. Bald danach 
prach um das strittige Gebiet ein Krieg zwischen Großkolumbien und Peru aus, 
° mit einem klaren Siege des ersteren endete. Infolge allerlei Schwierigkeiten 
Unkenntnis des fraglichen Gebiets usw.; s.o.) konnte man sich auch jetzt noch 
icht über die Gebietsfragen einigen, so daß $ 5 des, übrigens von beiden Parteien 
atifizierten Friedensvertrags vom 22. September 1829 nur folgendes bestimmte: 
Die Parteien machen sich gegenseitige Zugeständnisse mit kleinen Gebieten, um 
lie Grenzlinie auf möglichst natürliche Art festzusetzen und derart genau, daß sie 
ede Rivalität und Streitigkeit ausschließt.“ Leider hat man trotz dieser peinlichen 
orsichtigkeit im Kleinen vergessen, die Hauptfrage im Vertrage selbst zu beant- 
worten, nämlich wem nun eigentlich das ganze strittige Gebiet gehören sollte. 
"kuador als Rechtsnachfolger Großkolumbiens sagt nun, zur Auslegung des Ver- 
rags müsse man die Grenzfestsetzung von 1740 als Grundlage benutzen; denn 
wollte man die Cedula von 1802 zugrunde legen, hätte der großkolumbische Krieg 
nd Sieg, der doch um Mainas ging, gar keinen Sinn gehabt. Peru dagegen be- 
ont, in Ermangelung besonderer Bestimmungen im Friedensvertrag von 1829 
müsse dieser an der Hand der spanischen Gesetzgebung — gemäß dem vereinbar- 
en Grundsatz Uti possidetis von 1810 — ausgelegt werden, d.h. mit der Gedula 
on 1802, so daß der Friede von ı829 Mainas grundsätzlich Peru zuspricht, und 
ur einige Grenzveränderungen zugunsten Ekuadors vorsieht. Am ı 1. August 1830 
de nun in Lima das nach den beiderseitigen Protokollführern genannte Proto- 
koll Pedemonte-Mosquera abgeschlossen, das in Ausführung des Friedensvertrags 
von ı829 die Grenze Rio Tumbez—Maranon festsetzte, also Mainas Ekuador zu- 
sprach. Peru streitet aber diesem Protokoll jede Authentizität ab und fühlt sich 
lementsprechend nicht gebunden. Die ekuadorische Argumentierung erscheint 
war sehr einleuchtend, aber man muß andererseits auch wieder bedenken, daß 
»s heute in Südamerika anerkannter Grundsatz ist, die Grenzregelung eben nicht 
ntsprechend der zufälligen Machtlage, sondern gemäß dem Uti possidetis von 
{810 zu entscheiden, so daß man doch wieder auf die Cedula von ı802 und ihre 
streitfragen zurückkommt. 

Der Streit um das Ekuadorhinterland, die territorios en litigio, ging auch nach 
830 weiter; dabei verschob sich die tatsächliche Lage insofern merklich, als in 
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den nächsten Jahrzehnten peruanische Siedler und Militärposten in das Gebiet 
eindrangen und es allmählich zum größten Teile besetzten. Durch Vertrag vom 
ı. August 1887 kamen die beiden Regierungen überein, die schiedsgerichtliche 
Entscheidung Spaniens anzurufen, aber erst nach blutigen Zusammenstößen vom 
Angehörigen beider Staaten wurde tatsächlich die spanische Vermittlung nach- 
gesucht: Der spanische Gesandte bei beiden Regierungen, Don Ramiro Gil de 
Uribani, sollte als Unparteiischer entscheiden. Da sein Ansehen nicht so groß war» 
daß seinem Spruche Folge geleistet worden wäre, verlief die Schiedsangelegenheit 
ohne Ergebnis, bis endlich am ı9. Februar 1904 ein neuer Vertrag zwischen dem 
Streitteilen die Entscheidung dem spanischen Könige selbst übertrug. Alfons XI 
beauftragte dahin den bekannten Völkerrechtler der Madrider Universität, Ramor 
Almendez Pidal, mit der Bearbeitung der in der alten Hauptstadt des spanischer 
Vizekönigs, in Quito, aufbewahrten Urkunden und mit der Abfassung eines 
Schiedsspruchsentwurfs; weiter stellte er den Vorsitzenden der Geographischer: 
Gesellschaft in Madrid, Cesareo Fernandez Duro, an die Spitze eines Ausschusses 
der in allen spanischen Archiven beweiskräftige alte Urkunden zusammensucher 
sollte. Als nun im Herbst ıgro bekannt wurde, daß der Pidalsche Entwurf da« 
strittige Gebiet größtenteils Peru zuspreche, zog sich Ekuador von dem offiziell 
noch nicht verkündeten Schiedsspruch zurück, worauf der König von Spanien im 
November ıgıo auf seine Schiedsrichterrolle verzichtete. So ist die Streitfrage biä 
heute unerledigt geblieben, zumal sich Ekuador und Peru noch nicht einma: 
über die dem etwaigen neuen Schiedsgericht vorzulegende Frage einigen können ı 
Ekuador wünscht eine Entscheidung einzig und allein über die Gültigkeit de: 
Protokolls von ı830, während Peru sie über die rechtmäßige Auslegung des Ver 
trags von 1829 verlangt. Ein im Jahre 1922 zu Quito abgeschlossenes Protokol| 
Ponce-Castro Oyanguren verpflichtet nur beide Parteien zu direkten Verhandl 
lungen; über Punkte, die sich nicht auf dem Verhandlungswege regeln lassen, sol! 
die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika entscheiden. Erfolgt ist bishe? 
jedoch noch nichts. Über eine Lösungsmöglichkeit s. u. V. 


II. 


Der ekuadorisch-peruanische Gebietsstreit wurde besonders ausführlich erörtert 
da er den Angelpunkt aller übrigen Grenzfragen des nordwestlichen Südamerika: 
bildet, insbesondere auf die Grenzziehung zwischen Ekuador und Kolumbien sowiü 
zwischen Peru und Kolumbien bestimmenden Einfluß ausübt. Der Wirrwarr des 
Grenzstreitigkeiten wird sich -dem Leser leichter enträtseln, wenn wir zunächs 
einmal untersuchen, welche Grenzziehung denn in jenen Gegenden unbestritter 
ist. Und das ist, kurz gesagt, der Grenzzug zwischen den spanischen West 
staaten und dem portugiesischen Brasilien. 

ı. Betrachten wir zunächst das eigentlich nicht zu unserem engeren Thema gex 
hörende, aber doch des besseren Verständnisses halber herbeizuziehende Grenzx 
stück Pedra de Cucuhy (Dreiherrenstein Venezuela—Kolumbien—Brasilien) 
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AV 1 lla Bittencort (am Einfluß des Rio Apaporis in den Rio Japurä). Ursprünglich 
hatte Kolumbien, das ganze obere Rio Negro-Becken fordernd, sich die Wunsch- 
| gi 'enze von Cucuhy den Guainia abwärts bis zu dessen Zusammenfluß mit dem 
#Rio Naupes und von hier in gerader Linie bis Tabatinga am Amazonenstrom ge- 
gzogen, jedoch in dem beiderseits ratifizierten und somit rechtskräftig gewordenen 
Vertrag von Bogotä am 24. April 1907 unter Anerkennung der noch heute gül- 
tigen Grenze Brasilien das Gebiet nord- und südwestlich des Guainia zugestanden. 
2. Das daran anschließende entscheidende Grenzstück Villa Bittencort— 
Tabatinga war von Brasilien einerseits, Kolumbien, Ekuador und Peru andererseits 
sowie von den drei letztgenannten Staaten wieder untereinander stark umstritten. 
Zuerst einigten sich auf die genannte Grenzlinie Peru und Brasilien im Vertrag zu 
Lima vom 23. Oktober 1851, abgeändert in Lima am ı ı. Februar 1874. Damit war 
praktisch die ganze Angelegenheit eigentlich erledigt, denn östlich der Linie herrschte 
| tatsächlich Brasilien, und das Gebiet westlich der Linie wurde nach und nach von 
peruanischen Siedlern und Militärposten in Besitz genommen. — In Anbetracht 
| des geschilderten ekuadorisch-peruanischen Gegensatzes mußte weiter Brasilien 
daran gelegen sein, auch mit Ekuador zu einer Verständigung über seine West- 
{ grenze zu kommen. So schlossen beide Staaten am 6. Mai 1904 einen Vertrag, in 
! dem für den Fall, daß Ekuador durch Schiedsspruch oder mit Waffengewalt in 
} den Besitz des Ekuadorhinterlandes käme, beide Mächte ebenfalls die Linie Villa 
Bittencort—Tabatinga als bindend anerkennen: ein Vertrag, der beiden Parteien 
Fnicht schwer fiel, da Brasilien dabei nichts verlor und Ekuador um so leichter 
‚auf die Gebiete östlich der Linie verzichten konnte, als es noch nicht einmal die 
Länderstrecken westlich davon in der Hand hatte. — Es wurde schon angedeutet, 
daß bezüglich des nördlichen Ekuadorhinterlandes auch ein Streit zwischen Ekuador 
und Kolumbien bestand, woraus folgert, daß auf dem Grenzstück zwischen Rio 
Japurä und Maranon auch Kolumbien beanspruchte, Grenznachbar Brasiliens zu 
sein. So erkannte Kolumbien die besprochenen Verträge zwischen Brasilien und 
Peru und zwischen Brasilien und Ekuador nicht an, forderte sogar das Gebiet 
östlich der Linie Villa Bittencort—Tabatinga zwischen dem Rio Japurä und dem 
Amazonenstrom bis zum Zusammenfluß beider Ströme. Endlich gelang es nord- 
amerikanischer Vermittlung, beide Mächte am 4. März 1925 in Washington zu 
einem Abkommen zu bewegen, daß sie in einem noch abzuschließenden Vertrag 
die Linie Villa Bittencort—Tabatinga auch für sich als bindend anerkennen wür- 
‚ den; dieser Vertrag wurde am 15. November 1928 in Rio de Janeiro abgeschlossen, 
ist zwar noch nicht ratifiziert, dürfte aber doch wohl, weil im Interesse beider Ver- 
tragsteile liegend, bald die beiderseitige Ratifikation erfahren. So hätte also auch 
Kolumbien auf das östlich der Linie liegende Land verzichtet, und Brasilien kann 
sich auch auf dieser Strecke einer von allen Beteiligten anerkannten Grenze erfreuen. 
3. Es bleibt nun noch das südlich Tabatinga anschließende Grenzstück zu 
erwähnen. Hier kommen nur Peru und Brasilien in Frage, die sich denn auch im 
Vertrag vom ı2. Juli 1904 auf den Unterlauf des Rio Javary als Grenze einigten. 


23 
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BE | 
IV. & 

Haben wir in unserm II. Teil Ursachen und Verlauf des ekuadorisch-peruani- 
schen Streits um das Ekuadorhinterland betrachtet und in unserm III. Teil die 
Ostgrenzen des strittigen Gebiets als übereinstimmend vertraglich festgelegt ge 
funden, so bleibt uns noch die Untersuchung der abgeschlossenen und rati- 
fizierten Verträge über das strittige Gebiet selbst zwischen Ekuador und 
Kolumbien sowie zwischen Peru und Kolumbien. | 

1. Das Verhältnis zwischen Ekuador und Kolumbien war lange Zeit durch 
weitgehende wechselseitige Forderungen der einen Partei auf das von der anderen 
beanspruchte Gebiet getrübt. Ekuador beanspruchte auf Grund der oben angeführ- 
ten Cedula von ı802 alles Land bis zum Rio Japurä, während Kolumbien den 
Unterlauf des Rio Napo und den Marafion als seine Südgrenze ansah. Mehrere 
Verträge wurden abgeschlossen, ohne ratifiziert zu werden — so zeigt fast jedes 
Kartenwerk eine andere Grenzziehung —, bis Ekuador und Kolumbien und Eku- 
ador in dem rechtskräftig gewordenen Vertrag von Bogotä am 15. Juli 1916 sich 
auf folgende Grenzziehung einigten: Vom Stillen Ozean auzgehend den Rio Matajä 
aufwärts, von dort zum Rio Sucumbios (San Miguel), diesen abwärts bis kurz vor 
dessen Zusammenfluß mit dem Putumayo und dann auf der Wasserscheide zwi- 
schen Putumayo und Napo bis zum Rio Ambiyaku und dann diesen abwärts bis 
zum Einfluß in den Maranon. Bemerkenswert ist übrigens, daß durch diesen Ver- 
trag der zwischen Ekuador und Brasilien von 1904 (s.o. III, 2) über die Grenz- 
linie Villa Bittencort—Tabatinga überflüssig geworden ist, da ja Ekuador nunmehr 
Ekuador zugunsten Kolumbiens diesem gegenüber auf alles Land östlich des 
Ambiyaku verzichtet hat; Brasilien gegenüber besteht allerdings noch der Vertrag 
von 1904 in Kraft. 

2. Bis in die allerjüngste Zeit konnten auch Peru und Kolumbien sich über 
ihre gemeinsame Grenze nicht einig werden. Daß Kolumbien den Rio Napo und 
Maranon, seit seinem soeben erörterten Vertrag mit Peru von 1916 wenigstens 
noch die dort genannten Wasserscheidengrenzen sowie Ambiyaku und Maranon als 
seine Südgrenze ansah, wurde schon ausgeführt. Weiter erinnern wir uns, daß 
Ekuador bis 1916 auf Grund der Cedula von 1802 den Rio Japurä als Nordgrenze 
forderte und daß Peru glaubt, diese ekuadorischen Ansprüche seien durch eben- 
dieselbe Cedula auf Peru übergegangen. Wie haben sich nun Peru und Kolumbien. 
auseinandergesetzt? Über den Kopf Ekuadors hinweg und auf dessen Kosten einig- 
ten sich die beiden Mächte im Vertrag von Lima am 24. März 1922, der allerdings 
erst auf Grund von Vereinbarungen auf einer Konferenz der beteiligten Staaten in 
Washington (März 1925) am 30. Oktober 1925 die Ratifikation Kolumbiens und 
gar erst am 20. Dezember 1927 die Perus erhielt. Danach wurde folgende un- 
mittelbare Grenze zwischen beiden Staaten festgesetzt: Eine gerade Süd-Nordlinie 
vom Rio San Miguel zur Einflußstelle des Rio Cuimb& in den Putumayo, letzteren 
abwärts bis zur Einmündung des Rio Yaguas, von hier in gerader Linie nach dem 
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| r von allen Beteiligten anerkannten brasilischen Grenzlinie Tabatinga— Villa 
ttencort. “— 
Dieser von Ekuador nicht anerkannte Vertrag enthält eine Fülle auch geo- 
litisch fesselnder Merkwürdigkeiten. Zunächst bleibt in ihm offen die peruanisch- 
lumbische Grenze der Süd-Nordlinie westlich von San Miguel; man nimmt nun 
‚ daß die Vertragsparteien hier als ihre Grenze stillschweigend die im ekuadorisch- 
lumbischen Vertrag von 1916 bezeichnete, am San Miguel aufwärts nach Westen 
ufende Grenze (s. o. IV, ı) betrachten, wenigstens so weit, als der peruanische 
bietsanspruch nach Westen reicht (vgl. dazu aber u. V.). Weiter fällt auf, daß in 
m peruanisch-kolumbischen Vertrag von ı922 Kolumbien den Gebietsstreifen 
ischen San Miguel, der Wasserscheide Napo—Putumayo und Ambiyaku (die 
lumbisch-ekuadorische Grenze von 1916) einerseits, dem Cuimbe und Putumayo 
äıdererseits freiwillig an Peru abtritt, obgleich ihm dieser doch gemäß seinem 
ertrag mit Ekuador von 1916 gehört. Der Grund für dies sonderbare Verhalten 
Il in der Schwierigkeit liegen, im Urwald die Wasserscheidengrenze richtig und 
raktisch festzulegen; maßgebender wird wohl für die kolumbischen Staatsmänner 
ie Erwägung gewesen sein, daß die praktische Herrschaft im Ekuadorhinterland 
Ä ‚peruanischen Händen ist, und daß es daher angesichts der doch sogar bis zum 
Apurä reichenden Ansprüche Perus ratsam erscheint, mit peruanischer Zustim- 
Aung den Spatzen (das Gebiet bis zum Putumayo zuzüglich des Amazonaskorri- 
örs) in der Hand, als mit ekuadorischer Zustimmung die Taube (das Gebiet bis 
Wasserscheide und zum Maranon) auf dem Dache zu haben. Durch Ab- 
hluß des Vertrags mit Peru 1922 hat Kolumbien offensichtlich die peruani- 
then Ansprüche auf das gesamte Ekuadorhinterland südlich seiner neuen Grenze 
nerkannt; es würde sich jedenfalls ein geopolitisch unmöglicher Zustand er- 
eben, wollte man annehmen, Kolumbien habe als peruanisch nur den zwischen 
er Putumayogrenze von 1922 und der Wasserscheidengrenze von 1916 liegen- 
en Gebietsstreifen anerkennen und das restliche Ekuadorhinterland (zwischen 
er Wasserscheidengrenze und dem Maranon) als auch fernerhin zu Ekuador 
ehörig betrachten wollen. Immerhin bleibt Kolumbiens Stellung zu dem doch 
un eigentlich überflüssig gewordenen Vertrag von 1916 unklar. Schließlich sei 
och besonders hingewiesen auf den zwischen Rio Yaguas und Rio Ambiyaku 
inerseits, der Linie Villa Bittencort—Tabatinga andererseits 1922 festgelegten 
olumbischen Gebietszipfel, der einen regelrechten Korridor Kolumbiens zum 
hiffbaren Amazonenstrom darstellt und in seinem Wert noch ergänzt wird durch 
as von Brasilien im Vertrag von 1928 (s. o. III, 2) Kolumbien zugestandene 
Beh: der freien Schiffahrt auf Amazonenstrom, Putumayo und Japurä. Die 
Iten brasilisch-peruanischen Verträge (s.o. I1l,2) von 1851 und 1874, die zu- 
rst die so bedeutungsvoll gewordene Linie Villa Bittencort—Tabatinga festlegten, 
ind nunmehr, da Perus Machtbereich nicht mehr an sie heranreicht, bedeutungs- 


os geworden. 
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Nas & 
Wir sehen also, daß, wahrscheinlich unter sanftem nordamerikanischem Druck 
Brasilien, Kolumbien und Peru sich über das strittige Ekuadorhinterland einiji 
geworden sind. Ob die neue Regelung lange vorhalten wird, darf allerdings be« 
zweifelt werden, da alle auf der Washingtoner Konferenz vom März 1925 fest 
gelegten und später durchgeführten Verträge zwischen den drei erstgenann BR 
Staaten von Ekuador nicht anerkannt werden. x 
Und doch sehe ich eine Möglichkeit, die aus dem ekuadorisch-perunninail 
Wirrrwarr herausführt, beiden Mächten etwas gibt und doch die bestehender 
Verträge mit den anderen Nachbarstaaten unberührt läßt. Einen Fingerzeig hie 
zu bietet die auffällige schon erörterte (IV,2) Tatsache, daß der peruanischi 
kolumbische Vertrag von ı922 die Grenze beider Staaten westlich der Nord-Süd! 
linie vom Cuimbe zum San Miguel offen läßt. Gewiß kann man hieraus schließens 
daß die Parteien als ihre weitere Grenze die ekuadorisch-kolumbische Grenze von 
ı916 anerkennen. Das wird für Kolumbien auf jeden Fall gelten. Aber kann dies 
Schweigen hinsichtlich Perus nicht auch heißen: Peru will, um mit Ekuador in 
reine zu kommen, auf das Land westlich des Südendes der Linien zugunsten Ekua: 
dors verzichten und hat daher gar kein Interesse an dem weiteren westlichen Ver 
lauf der kolumbischen Südgrenze. Diese Vermutung wird noch bestärkt durc 
folgende Tatsachen. Lange Zeit wurde die Westgrenze der peruanischen Gebiets; 
forderungen nicht auf dem Hochandenkamm gezogen, sondern man ließ sie entt 
sprechend der Cedula von 1802 in weitem Bogen nach Ost ausholen, derart, dafl 
das ganze östliche Andenvorland bis zum Beginn der Schiffbarkeit der dortigen 
großen Flüsse Ekuador zufiel und der nordwestlichste peruanische Ort Santa Rosa 
am oberen Rio Napo war; von hier bog die Grenze scharf nach Osten ab. Es is» 
nun überaus bemerkenswert, daß die Nord-Südlinie von 1922 direkt nördlich vor 
Santa Rosa als zwanglose, nur kurz unterbrochene Verlängerung der ı802-Linie 
liegt. Vielleicht darf man hieraus den Schluß ziehen, daß Peru nun doch mit Rück- 
sicht auf den Frieden Südamerikas auf das Land westlich der gesamten Linie zu4 
gunsten Ekuadors verzichten will; unsere Kärtchen ı und 2 zeigen das fragliche 
Gebiet gesondert an. Sollte dies nicht geplant sein, wäre es doch mindestens sehr ald 
vielleicht praktischste Lösung zu empfehlen. Unsere Lösung würde zwar für beide 
Staaten, besonders für Ekuador (das aber doch immerhin fast doppelt so groß würde: 
als Peru ihm bisher mit der Andenkammlinie zugestehen wollte!) schmerzlichem 
Verzicht auf hochfliegende Pläne mit sich bringen, dieser Verzicht würde aber bei 
weitem ausgeglichen durch die Wohltaten des seit einem Jahrhundert ersehntent 
Friedens, nämlich durch Sicherheit und wirtschaftliches Aufblühen jener großen 
und reichen Gebiete. 
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Zur Pariser Tributkonferenz 


Finanzen und Geopolitik; Weltreichtum, insbesondere Amerikas, und Deutschlands Anteil daran. 


* Kosten des Weltkrieges; Ausmaß der Weltverschuldung; wirtschaftliche Folgen davon. 
» Regelungen interalliierter Schulden. IV. Interalliierte Schulden und deutsche „Reparationen*“; 
e Finanzherrschaft der Vereinigten Staaten; Handels- und Zahlungsbilanz derselben, insbesondere 
‚genüber Europa; Deutschlands Tributverpflichtungen innerhalb all dieser Zusammenhänge. 
#. Die Weltwirtschaftskrisis und die Notwendigkeit zu vernunftmäßiger Gestaltung der Welt- 
Ühuldenbilanz und zu gerechter Regelung der sog. Reparationsfrage; die Eigenart 
der Vereinigten Staaten; Deutschlands Aufgabe. 


L. 

In welch hohem Maße auch den Geopolitiker und den Wirtschaftsgeographen 
ie Weltverschuldung, vor allem die interalliierte Verschuldung und die damit 
fs engste zusammenhängende Frage der sog. Reparationen, interessieren muß, 
gibt sich daraus, daß diese Verschuldung, diese auf „Geld“ lautenden Forde- 
ungen, um sie in ihrem Wesen richtig erkennen zu können, als inmitten einer 
Sinie stehend betrachtet werden müssen, an deren Anfang und — normalerweise — 
nde wir uns Warenbewegungen vorzustellen haben: abgesehen von der in den 
ier in Betracht kommenden Waren enthaltenen Arbeitskraft handelt es sich also 
m Bestandteile bzw. um Früchte der Erde, die (man denke an den Anfang 
ener Linie) durch Mittel der Wirtschaft, der Weltwirtschaft, von einem Lande 
Sum anderen befördert wurden. Daraus entstand die hier in Frage kommende 
Yerschuldung, insoweit es sich nicht um bloße Dienste oder um reine Tribute 
rgendwelcher Art und Benennung handelt. Um eine Warenmenge bzw. Gütermenge 
handelt es sich also, und um eine solche auch vor allem im Hinblick auf den 
‚ormalen Weg der Tilgung und Verzinsung jener Verschuldung: bei ihr hat eine 
trheblich vergrößerte Warenmenge solchen Weg von Land zu Land — um- 
ekehrt, wenn auch mit Umwegen *) — zum allergrößten Teile noch vor sich. 
Den hier zu berührenden Dingen seine Aufmerksamkeit zuzuwenden, ist der 
eopolitiker und der Wirtschaftsgeograph, die es ja vor allen anderen aufzeigen 
und anstreben wollen, daß die Güter der Erde vernunftgemäß genützt und ver- 
eilt werden, auch deshalb genötigt, weil die neuere Wirtschaftsgeschichte kaum 
btwas anzuführen vermag, das solchem Streben sich so sehr in den Weg stellt, 
ıls die moderne Weltverschuldung. 


”) Hierüber vgl. die Andeutungen in des Verfassers Aufsätzen: „Weltwirtschaftlicher Reich- 
umsausgleich“ und „Mittel und Wege weltwirtschaftlichen Reichtumsausgleichs“ in „Geopolitik*, 
[V. Jahrg., 1927, Bd. II, S. 768 ff., und in „Deutsche Stimmen“, 40. Jahrg., 1928, S. 436 ff. 
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Ebenso wie die in den Händen der Vereinigten Staaten von Amerika zusammen. i 
laufenden Schuldtitel politische Trümpfe darstellen — Amerika steht hier ne en 
Deutschland, als seinem „negativen“ Antipoden, im Vordergrunde des Interesses — 
bildet das Weltverschuldungsnetz mit seinem Hauptknoten in diesem Teil den 
Neuen Welt für deren Gebieter ein Mittel zur Errichtung und Festigung ih es 
Wirtschaftsimperialismus. Wie eng Finanzen, Wirtschaft und Politik — Außen-. 
politik, also Weltpolitik: Geopolitik — ineinandergreifen, und wie sehr finanzielles 
Forderungen weitgreifendste Wirkungen verschiedenster Art zu verursachen ver-, 
mögen, zeigte uns bereits der Ruhreinbruch. Mit dessen Erwähnung aber sindi 
wir bereits sachlich einem, auch in dieser Zeitschrift*) hinreichend behandeltenn 
aktuellen Problem nähergetreten, das zwar die Ächtung des Krieges, und zu-. 
vörderst zwischen einem der größten und unwilligsten internationalen Schuldnert 
(Frankreich) und dem Weltgläubiger (Amerika), der hinsichtlich seiner Forde-. 
rungen in gleicher Weise unnachgiebig ist, ursprünglich zum Gegenstande haben: 
wollte, wohinter jedoch deutlich die Sorge derjenigen Macht um die mögliches 
Beschlagnahme von „Pfändern“ für nicht beglichene Forderungen finanzieller 
Art zu erkennen war, die jene Ächtung des Krieges anregte: die Sorge nämlich 
um die mittel- und nordamerikanischen Besitzungen Frankreichs. 

Die innigen Zusammenhänge zwischen Finanzen einerseits und Erde und Wirt- 
schaft: Geopolitik andererseits sind auch hier wieder deutlich zu erkennen. Das inter- 
nationale Kapital, vor allem das nordamerikanische, bedient sich zur Befriedigung; 
seines Expansions- und Herrschaftsbedürfnisses folgerichtig politischer Mittel —: 
in concreto dürfte dies zweifellos auch auf die Behandlung gedachter französischer 
Anregung durch die Vereinigten Staaten zutreffen —, welche Mittel aber heute 
zumeist gleichzeitig wirtschaftliche sind. Hierbei werden die politischen ebenso 
wie die wirtschaftlichen Gegebenheiten und Möglichkeiten wesentlicher Teile des; 
Erdballs — die letzteren vor allen interessieren uns hier —, die Möglichkeiten i 
planmäßiger Erschließung der Schätze der Erde insbesondere, in erheblichem ı 
Maße, ja zum Teil in einschneidenster Weise berührt, was aber auch, wie schon ı 
angedeutet, wirtschaftsgeographisch von größter Bedeutung sein muß. 

Wirtschaftsgeographisch sind ja beispielsweise schon die Ursachen davon, daß) 
die Vereinigten Staaten von Amerika ihre hier in Betracht kommenden Bestrebungen | 
von so ungeahntem Erfolg gekrönt sahen. Die Ursachen davon nämlich, daß —: 
so drückte es Clarence Baron, der Hauptredakteur des „Walstreet Journal“ ein-. 
mal aus — die Vereinigten Staaten von Nordamerika heute z. B. über 33 /, aller' 
Güter der Welt und über 55 °/o aller Welteinkommen verfügen, obzwar ihre Be-. 
völkerung nur 7°/, der Bevölkerung der Welt betrage**). Die Ursachen hiervon, 
unterstützt durch den Stand der heutigen Weltschuldenbilanz, die Ursachen 
wirtschaftsgeographischer Art, liegen in der Tatsache des Vorhandenseins des sich 


RC 


*) Vgl. z. B. Ernst Reinhard, Der amerikanisch-französische Friedenspakt, „Geopolitik“, 
V. Jahrg., 1928, $. ı94 ff. 


”*) Siehe „Europäische Wirtschafts-Union“ (Den Haag). Nr. 2 vom 5. Februar 1927, 9.4. 
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von Ozean zu Ozean spannenden wirtschaftlichen Großraumgebietes, dessen sich 
d ie Vereinigten Staaten erfreuen, und in der zweck- und zielbewußten, sowie vor- 
urteilsfreien, undoktrinären Ausnutzung der hierin liegenden Möglichkeiten. Solche 
Möglichkeiten sind vergrößert dadurch, daß dem ausgedehnten einheitlichen nord- 
amerikanischen Wirtschaftsgebiet ein durch zahlreiche Zollschranken zerrissenes 
Europa gegenübersteht: Amerika und Europa also insbesondere hierin auf ver- 
'schiedener ökonomischer Basis arbeiten, was des ersteren Neigung zum Wirtschafts- 
imperialismus und damit zu rücksichtsloser Ausnutzung von Gegebenheiten 
bereits angedeuteter, finanzieller, Art steigern muß. 

Was Kapital vermag, das aber die Vereinigten Staaten nach allen Richtungen 
hin zielbewußt aussenden, kann uns schon die Geschichte eines Rohstoffes ver- 
‚anschaulichen: hatte Brasilien vor 25 Jahren mit seinem wilden Kautschuk noch 
fast eine absolute Monopolstellung, so war im Jahre ı925 der Plantagen- 
kautschuk an der Gesamtproduktion der Welt von etwa 470.000 t mit 440.000 t 
beteiligt*). Gerade auf diesem Gebiete sind die Vereinigten Staaten, der größte 

Rohgummiverbraucher der Welt, bekanntlich bestrebt, kraft ihrer finanziellen 
Stärke sich aus der Abhängigkeit von England zu befreien. An diese Gewinne 
Englands aus Kautschuklieferungen an die Vereinigten Staaten wird die nord- 
amerikanische Union gewiß auch gedacht haben, als die auf ökonomisch-politischem 
Boden erwachsenen Kriegsschulden Englands gegenüber den Vereinsstaaten fundiert 
wurden, was ja im Frühjahr 1923, und zwar in Einleitung der darauf folgenden 
"Kriegsschuldenabkommen anderer Staaten, in dem sogenannten Baldwin-Abkommen 


‚ geschah. 

Bei den europäischen Guthaben der Vereinigten Staaten von Amerika handelt 
es sich in der Hauptsache um sogenannte politische Guthaben **). Anderen Cha- 
rakters aber, nichtsdestoweniger aber imperialistischen Charakters ***), sind Kapital- 
anlagen der Vereinigten Staaten in den übrigen Teilen der Welt. Solche, der weiteren 
Welterschließung dienenden Kapitalanlagen der Vereinigten Staaten beliefen sich 
in Zentral- und Südamerika im Jahre ıgı4 auf 3, im Jahre 1924 aber auf 
ı8 Milliarden Mark; in Ostasien ist das Verhältnis 0,6 zu 3,7 Milliarden Mark 
und in den britischen Kolonien 2,2 zu 11,4. Der sich hieraus ergebende Unter- 
schied fällt erst recht in die Augen, wenn man mit diesen Zahlen das Wachsen 
europäischer Kapitalanlagen in überseeischen Ländern in der Vorkriegszeit ver- 
gleicht. Brauchte doch England ein Jahrhundert, um ein Nettoguthaben von 
60 Milliarden GM., Deutschland anderthalb Menschenalter, um 30 Milliarden 


*) Vgl. hierzu auch „Geopolitik*, V. Jahrg., 1928, Bd. II, S. 824 ff. 

*) Siehe J. M. Keynes, Die interalliierten Schulden, Wirtschaftsdienst (Hamburg), Nr. 3 
vom 16. Januar 1925. 

"*) Vgl. z. B. Dr. Alfredo Hartwig, Die Stabilisierung der südamerikanischen Währungen 
und die Betätigung des nordamerikanischen Kapitals, Schanz’ „Finanzarchiv“, 45. Jahrg., II. Band, 
$. 591 ff.; Curt-Milliges v. Einem, Amerikas wahre Regierungsmethoden, „Geopolitik“, V. Jahrg., 
1928, S. 867 ff., und VI. Jahrg., 1929, $. 63 ff., sowie das im Kurt Vowinckel-Verlag erschienene 
Buch von Nearing-Freeman über „Dollar-Diplomatie“. 
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und Frankreich zwei Menschenalter, um 50 Milliarden Mark u 
zu erwerben. Die Vereinigten Staaten dagegen vermochten innerhalb einer Zeit-, 
spanne von noch nicht ı0 Jahren Europa gegenüber ihre Schuld von 16 Mil- 
liarden in ein Guthaben ihm gegenüber zu verwandeln, das das Vielfache 
ihrer Vorkriegsschuld ausmacht, und darüber hinaus ihre Kapitalanlagen in der \ 
übrigen Welt um rund 30 Milliarden Mark zu vermehren *); das Herz des a | 
kapitalismus schlägt heute in der Neuen Welt. 


x. I 


11. 


Beachtung verdient es, daß der wirtschaftliche Aufschwung der Vereinigten 
Staaten von Amerika durch den Weltkrieg lediglich begünstigt, nicht etwa ver- 
ursacht worden ist. Denn bereits im Jahre ıgı4 standen sie sowohl hinsichtlich 
des absoluten als auch des relativen Volksvermögens an der Spitze aller Länder, 
ja schon um die letzte Jahrhundertwende mußte man in ihnen das reichste Land 
der Welt erblicken. Der Reichtum des Erdballes erreichte unmittelbar vor dem 
Weltkriege die Summe von ı000 Milliarden $; durch den Krieg trat eine Senkung 
dieser Höhe um etwa 100 bis ı5o Milliarden ein, woran aber, und zwar am aller- 
stärksten, Deutschland beteiligt ist**), während sich das Vermögen vor allem der 
Vereinigten Staaten von Amerika (aber auch für andere Angehörige der Entente 
gilt solches) gegenüber dem Vorkriegsstand erheblich erhöht hat ***). Das Volks- 
einkommen der Vereinigten Staaten stieg von 32 Milliarden $ im Jahre 1913 
auf go Milliarden $ im Jahre 1926. 

Die Wirtschaftsmacht der Vereinigten Staaten vermochte es, ein Zehntel der 
gesamten Kosten des Weltkrieges zu finanzieren, das heißt in den in Betracht 
kommenden Jahren entsprechende Warenmengen in die Alte Welt zu überführen. 
Denn die Kosten des Weltkrieges für die Jahre 1914—ıgıg bezifferte Lloyd 
George auf der Konferenz der Finanzminister der alliierten Mächte zu London 
im August 1922 auf 22347ı Mill. $, also auf über 223 Milliarden $, wobei 
Lloyd George dieser Gesamtsumme den Betrag von 23658 Mill. $, also rund 
23 Milliarden $, als den Gesamtbetrag der interalliierten Schulden gegenüber- 
stellte. Die zuerst genannte Ziffer von 223 Milliarden $ bedarf, um in ihrer un- 
geheuren Bedeutung recht gewürdigt werden zu können, einiger Vergleiche. Auf 


*) Vgl. das Referat von Prof. Bernhard Harms, Strukturwandlungen der Weltwirtschaft, 
Verhandlungen des Vereins für Sozialpolitik in Wien, 1926, 172. Band der Schriften des Vereins 
für Sozialpolitik, München und Leipzig 1926, $. 35 ff. 

") Vgl. hierzu z. B. die entsprechenden Äußerungen von Philip Snowden in seinem Aufsatz 
„Die Aussichten von Weltwirtschaft und -finanz im Jahre 1928*, „Geopolitik*, V. Jahrg., 
Bd. I, 1928, S. 4 ff. 

”*) Vgl. hierzu WI. Woytinsky, Die Welt in Zahlen, Bd. I (Mosse-Verlag), S. 160 ff. 
J. C. Stamp, The Wealth and Income of the chief Powers, in dem Juliheft des „Journal of 
the Royal Statistical Society“ für 1919, $. 4gı; Abhandlung „Volksvermögen“ von Professor 
Dr. Wilhelm Winkler im Handwörterbuch für Staatswissenschaften, 4. Auflage, Bd. VIII, S. 784/5. 
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Me 

er Preisbasis von 1913 sind die Kosten des Weltkrieges etwa gleich dem vier-- 
En Werte des Welthandels eines Vorkriegsjahres; die Weltkriegskosten sind 
er auch in ihrer Höhe gleich dem gesamten Export der Vereinigten Staaten 
on Amerika während 37 Jahren, oder aber, sie stellen etwa das Viereinhalbfache 
er gesamten Vorkriegsstaatsschulden von Großbritannien, Frankreich, Deutsch- 
ınd, Italien und Rußland dar *). Die statistische Tabelle, die Lloyd George damals 
orwies und deren Angaben auf eine Publikation der Bankers Trust Co. in New York 
urückgehen, ließ auch erkennen, daß Deutschlands Anteil an den Gesamtkosten 
es Weltkrieges der größte ist (wobei natürlich alle Nachkriegsausgaben Deutsch- 
ınds noch nicht berücksichtigt sind). In auffallendem Gegensatze dazu steht es, 
‚enn es im Dawesbericht (Teil I, I) heißt, daß Deutschland „keine nennens- 
jerten Verwüstungen erlitten habe“ und daß es hinreichende Mittel besitze zu 
iner „großzügigen Ausbeutung“ (Teil I, V). 

Durch Löschung der inneren deutschen Schulden („Aufwertung“ — 
ine unverzeihliche staatsmännische Dummheit seltenen Ansmaßes — 
aben deutsche „Staatsmänner“ Ausbeutungsmöglichkeiten sehr erheblich erwei- 
ert, so selbst die jährlichen deutschen Tributsummen gewaltig in die Höhe ge- 
rieben und eigene Volksgenossen damit doppelt betrogen. 

Vom Volkseinkommen entfielen im Jahre 1926 pro Kopf der Bevölkerung in 

Jeutschland rund 700 RM., 1927 946 RM., in den Vereinigten Staaten dagegen 
ber 3300 RM. bzw. 3718 RM. (Steuern hiervon 5°/,!). 
* Der Gesamtbetrag der staatlichen Verschuldung der Welt, ausschließlich der 
jeparationsforderungen gegen Deutschland, beläuft sich nach dem Stande am 
)1. Dezember 1924 auf 190642 Milliarden GM.**), das ist etwa das Doppelte des 
Nertes der gesamten im Jahre ı9ı3 auf dem Weltmarkte umgesetzten Waren; 
ür 1913 schätzte man den gesamten Warenumsatz auf dem Weltmarkte auf etwa 
jo bis 95 Milliarden GM., also auf das Doppelte der gesamten deutschen Pro- 
luktion im gleichen Jahre und etwa gleich dem Werte der Jahresproduktion der 
Vereinigten Staaten von Amerika. Von genannter Summe entfallen auf die inter- 
‚lliierte Kriegsverschuldung allein nach dem Stande vom 31. Dezember 1924 
108,821 Milliarden GM., wovon zu fordern haben in Milliarden GM. — dahinter 
n Klammern Überschuß der Guthaben (+) bzw. der Schulden (—) —: die Ver- 
inigten Staaten 50,549 (+ 50,549), England 45,655 (+ 26,441), Frankreich 
12,257 (— 17,918) und Italien 0,358 (— 20,630) ***). 


*) Siehe hierzu: Dr. Wilhelm Mautner, Die Verschuldung Europas, Frankfurt a. M., 1923, 
. ı3 ff. und auch Dr. K. Tuschinski, Die Finanzierung des Weltkrieges und die Schulden- 
wirtschaft nach dem Kriege, „Bankwissenschaft“, II. Jahrg., 1925, S. 633 ff. 

*”) Siehe Dr. Kurt Fudickar, Deutsche Reparationen und interalliierte Kriegsschulden- 
Abkommen, Berlin, Dezember 1926 (Heft 33 der „Veröffentlichungen des Reichsverbandes der 
Deutschen Industrie“), S. 34 ff.; sowie „Wirtschaft und Statistik“, 1925, Heft ı6 und 17. 

**) „Wirtschaft und Statistik“, 1927, I. Januarheft, 8.37 ff. Eine’ins einzelne gehende Schulden- 
yilanz Englands findet sich in Schanz’ „Finanzarchiv“, 45. Jahrg., 1928, II. Band, S. 129 ff., 


. auch $. Boff., 94. 
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Von einem Weltverschuldungsproblem müssen wir vor allem deshalb sprechen: 
weil die mit der Verschuldung der Welt zusammenhängenden Fragen weniger 
nach wirtschaftlichen als vielmehr nach politischen Gesichtspunkten behandelıl 
werden: die Forderungen werden eben zum großen Teil von den Gläubigern ald 
politische Machtmittel betrachtet. Deutschlands Interesse an der Verschuldung 
der Welt, vor allem an der interalliierten Verschuldung sowie an allen damit zu4 
sammenhängenden Vereinbarungen — Gegebenheiten und auch Unwägbarkeiten 
ergibt sich daraus, daß es letzten Endes deutsches Geld ist, worüber man sicht 
zu einigen versucht; deutsche Leistungen, deutsche Sklavenarbeit, ganz gleicht 
wie man sie auch bemäntelt, sollen der Liquidierung der angedeuteten Verhält- 
nisse die Grundlage darbieten. 1 

Es gilt nach wie vor, was beispielsweise auf der dritten Mitgliederversammlung, 
des Reichsverbandes der Deutschen Industrie am 28. September ıg2ı in einem 
Vortrag*) „Grundlegende Analyse des Reparationsproblems“ ausgeführt worden 
war, daß der Friedensvertrag, der die Grundlage einer Neuordnung der Welt- 
wirtschaft hätte werden müssen, in seiner Anlage und Durchführung zu einem 
Wirtschaftszerstörer geworden ist. In diesem Vortrag war, kritisch und zahlen- 
mäßig, auch die Weltverschuldungsfrage behandelt worden; auch auf die große 
und grundlegende Bedeutung dieser Frage für alle weltwirtschaftlichen Erörte- 
rungen war hierbei hingewiesen worden. Man müsse es aufgeben, diese Fragen: 
und die mit ihnen in Verbindung stehende Weltwirtschaftskrisis mit den Augen: 
des Politikers anzusehen: die Frage der Weltwirtschaftskrisis sei ein rein wirt- 
schaftliches Problem, und für die Lösung eines wirtschaftlichen Problems habe es 
noch immer einen Weg gegeben. — 

Die Richtung des Welthandels, dies möge hier schon vorausgeschickt sein, ist 
einer normalen Entschuldung der Welt entgegengesetzt**). Diese Erkenntnis 
schließt es aber gleichzeitig mit ein, daß es an Vernunftgründen dafür ermangelt, 
die heutige Weltschuldenbilanz einschließlich der Reparationsforderungen aufrecht- 
zuerhalten. Der Dawesplan insbesondere ist, innerhalb eines Rahmens betrachtet, 
wie ihn die gegenwärtigen Ausführungen abzustecken sich bemühen, als ein 
Versuch anzusehen, dem interalliierten Schuldengebäude ein Funda- 
ment zu geben. Gesetzt den Fall, Deutschland würde es erreichen, auf die 
Dauer den ihm angesonnenen Tributverpflichtungen nachzukommen, so müßte 
es solche Warenmengen produzieren und auf den Weltmarkt werfen, daß die 
übrigen Staaten gezwungen sein würden, mindestens zur Autarkie zurückzukehren. 
„Alle Leistungen, die wir ihnen geben würden, würden ihnen in diesem Falle 
nichts nützen, denn das würde den vollkommenen Ruin ihrer Wirtschaft bedeuten“ 


”) Von Dr. Hermann Bücher; siehe dessen gesammelte Reden, die unter dem Titel „Finanz- 
und Wirtschaftsentwicklung Deutschlands in den Jahren 1921— 1925“ in Berlin (C. Heymann) 
1925 erschienen sind; vgl. daselbst $. 7 ff. und ı%ı ff. 

”) Vgl. z.B. Dr. Wilhelm Franke, Wege des deutschen Außenhandels, 1926 und 1913. 
„Erde und Wirtschaft“, Bd. I, 1927/28, S. 68 ff. 
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(Bücher). Zu genau dem gleichen Ergebnis kommt ein angelsächsischer ‚Autor, 
W.R. Batsell, auf den wir noch zu sprechen kommen. 

' Deutschland muß die Zollschranken übersteigen, mögen sie auch noch so hoch 
sein, weil wir nicht abwarten können, so drückte es Bücher bei einer anderen 
Gelegenheit aus*), bis unsere Kinder verhungern, und wir werden konkurrieren, 
nicht um die Arbeit der anderen Länder außer Gefecht setzen zu wollen, sondern 
um Devisen für die uns auferlegten Kriegskontributionen zu schaffen. 

Von der Theorie ausgehend, kommt auch Prof. Robert Liefmann**) zu dem 
Ergebnis: „Das ‚Dumping‘ wird also nicht aufhören können“. Ein so verarmtes 
Volk, wie das deutsche, „mit einer derartig großen Bevölkerung kann 
sich nur dadurch erhalten, daß es die Lebenshaltung außerordent- 
lich einschränkt und zum Zwecke der Einfuhr der im Inlande nicht 
produzierten notwendigen Lebensmittel die Ausfuhr von Waren mit 
allen Mitteln durch Unterernährung und Überarbeit erzwingt.“ Lief- 
mann erinnert hierbei daran, daß man schon vor dem Kriege oft der deutschen 
Volkswirtschaft den Vorwurf des Dumping gemacht habe, das heißt einer ge- 
wissermaßen unlauteren, übermäßig scharfen Konkurrenz. Jedoch berücksichtigte 
man schon damals nicht genügend, daß unsere Bestrebungen, mit allen Mitteln 
den Export zu erzwingen, für das auf engem Raum zusammengepferchte 70 Mil- 
lionenvolk eine Notwendigkeit waren, da man ihm den Erwerb genügender und 
‚geeigneter Kolonien vorenthielt. Heute ergibt sich das viel stärkere Ausfuhr- 
bedürfnis Deutschlands aus den gegen früher stark verschärften Umständen ***), 
"und zwar zunächst aus der Notwendigkeit, die inländische Bevölkerung am Leben 
zu erhalten, und fernerhin aus den Folgen des Versailler Friedensdiktats. Und 
wenn die übrige Welt sich gegen das deutsche Dumping abschließen würde, so 
würde eben ein großer Teil der deutschen Bevölkerung verhungern müssen. „Aber 
es ist die Frage, ob selbst damit das deutsche Dumping aufhören würde; denn 
es verhungern ja nicht die arbeitsfähigen Leute, sondern vor allem alte und 
schwache und Kinder. Ferner ist die Frage, ob jemand in der Welt davon einen 
Vorteil haben würde. In wirtschaftlicher Hinsicht ist das sicherlich nicht der Fall. 
Mir ist die Kurzsichtigkeit und Gleichgültigkeit unverständlich, mit der die Neu- 
tralen Europas der wirtschaftlichen Vernichtung Deutschlands durch die Entente 


*) Siehe dessen Vortrag „Die Bewegung des Welthandels der führenden Industriestaaten “ 
mit dem Untertitel „Ein weiterer Beitrag zur Beurteilung der Frage von der Lösbarkeit des 
Reparationsproblems“, der am 24. Oktober 1924 im Industrieklub zu Düsseldorf stattfand; vgl. 
S. t4rfl.a 2 0. 

*) Vom Reichtum der Nationen, Untersuchungen über die sogenannten Reparationsfragen 
und die internationalen Verschuldungs- und Währungsprobleme, Karlsruhe (G. Braun), 1925, in 
welcher Schrift eine Theorie des weltwirtschaftlichen Reichtumsausgleichs entwickelt wird; siehe 
insbesondere den Teil „Wirkungen der deutschen Verarmung auf die anderen Staaten*, $. 7 ff. 

*”*) Im einzelnen veranschaulichte ich dies näher in meinem Buch „Die Reform PR öffent- 
lichen Verwaltung ....* in dem Teil „Der Stand und die Leistungsfähigkeit der deutschen Volks- 


wirtschaft“, s. Tacbessolere Ss.5fl. 
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zusehen. Nach dem Kriege glaubten die Neutralen, daß das Friedensdiktat v 
Versailles mit seinen unerhörten Lasten, der Raubzug gegen das deutsche Aus- 
landseigentum sie ebensowenig angehe, wie die deutschen Arbeiter zum Teil 
glaubten, daß durch alle diese Bestimmungen nur die deutschen Kapitalisten be- 
troffen würden. Die Arbeiter sehen jetzt immer mehr ein, daß sie sich geirrt 
haben, und man sollte das eigentlich auch von den Staatsmännern der neutralen 
Länder erwarten. Es ist doch ganz klar, daß alle diejenigen Länder, für die 
Deutschland vor dem Kriege einer der größten Abnehmer war, dauernd durch 
seine erzwungene Verarmung geschädigt werden. An dem, was die Entente aus 
Deutschland herausgepreßt hat und noch herauspreßt, haben alle übrigen Staaten 
durch Rückgang der deutschen Aufnahmefähigkeit einerseits, durch die Notwendig- 
keit des Unterbietens auf ausländischen Märkten andererseits ebenfalls Schaden- 
anteil.“ 


| 
| 
1 
| 


Für eine normale Weltentschuldung ist eben das Problem der Absatz- 
märkte von Bedeutung. Diesem Problem widmet der amerikanische Gelehrte H.G. 
Moulton, der ja bekanntlich in Anbetracht der deutschen Verpflichtungen eine 
Steigerung des deutschen Exportes auf ı6,5 Milliarden Mark für das Jahr für 
nötig hält und der noch in einer neueren Untersuchung die Senkung des deut- 
schen Lebensstandards auf dem Wege dazu für unvermeidlich bezeichnet, in seiner 
Schrift „Der neue Reparationsplan“*) einen besonderen Abschnitt. Gegenüber 
einer englischen Anregung, Deutschland zu veranlassen, diejenigen Fertigwaren 
herzustellen, für die seine Erfahrung, Geschicklichkeit und gute Organisation ihm 
den größten Vorsprung in der Herstellung gewähren, da man so von ihm die 
größten Zahlungen erhalten könne, betont Moulton, daß die Zweige, in denen 
Deutschland den höchsten Grad von Leistungsfähigkeit besitzt, mit geringen Aus- 
nahmen gerade diejenigen Zweige seien, in denen andere führende Industrie- 
völker der Welt voll ausgerüstet sind, um die bestehende und die noch mögliche 
Nachfrage zu befriedigen. Ist es doch so, daß sich die Abwehrmaßnahmen aller 
Art gerade gegen Waren richten, die deutsche Spezialitäten sind (s. z. B. britisches 
Industrieschutzgesetz), wie überhaupt die allgemeine Tendenz der Wirtschafts- 
politik innerhalb und außerhalb Europas in dem Ruf gipfelt: Schützt unsere 
heimische Industrie! Solche Feststellung Bernhard Dernburgs in einem Aufsatz 
„Deutschland und der Dawesplan“ **), und zwar unter der Überschrift „Die Zu- 
kunft des Planes“, hat auch Bedeutung für die Weltverschuldungsfrage überhaupt; 
das gleiche gilt auch für das, was er hinsichtlich der Voraussetzung einer „gün- 
stigen Zahlungsbilanz“ sagt, also einer Bilanzgestaltung, die die Abführung von 
Überschüssen der Volkswirtschaft zum Zwecke der Entschuldung gestattet. Von 
wesentlicher Bedeutung ist die hierbei betonte Tatsache, daß Deutschland keine 
Autarkie kennt, weder in Rohstoffen noch in Lebensmitteln. Unwiderleglich ist 


*) Berlin 1924 (R. L. Prager); deutsche Übersetzung, $. 72 ff. Vgl. auch H. G. Moulton und 
Leo Pasvolsky, World war debt settlements (London 1936). 
”) „Geopolitik“, IV. Jahrg., 1927, I. Bd., S. 6 ff. 
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es Eknlich, daß so die Möglichkeit normaler Entschuldung überhaupt nicht be- 
steht, oder wenigstens zum großen Teil nicht in unserem Willen und in unserer 
Macht liegt; vielmehr müssen die Kunden und Gläubiger Deutschlands es selbst 
erklären oder fühlen lassen, ein Wieviel an deutschen Waren sie zu einem ver- 
Bünftigen Preise aufnehmen wollen *). 

Was insbesondere den Hauptgläubiger und damit den ersten Sieger des Welt- 
krieges, die Vereinigten Staaten von Amerika, anlangt, die, wie es Churchill be- 
tonte, 60°/, aller aus dem Kriege geborenen europäischen Staatsverpflichtungen 
einheimsen, so schließt Walter Russell Batsell seine Untersuchung „The debt 
settlements and the Future“**), und zwar das Kapitel „The Coming Financial 
Anarchy“ damit ab, indem er sagt, daß die Vereinigten Staaten die Erfüllung 
der gegenwärtigen internationalen Finanzverpflichtungen dadurch bis zu einem 
nennenswerten Grade ermöglichen könnten, daß sie den Mut aufbrächten, dem 
industriellen Niedergang ihres eigenen Landes ins Gesicht zu sehen. „At any 
rate his investments should ensure that the European debtors meet their obligations 
to the extent that the American Government comes to his relief and the relief 
of the debtors by adjusting its tariff policy to meet world — or even American — 
economic conditions in the broad sense of the world.“ 


*) Vgl. hierzu Hans Zeck, Kann Deutschland die Reparationen aufbringen?, „Geopolitik“, 
VI. Jahrg., 1929, 2. Heft, S. ıı4 ff. — Im Jahre 1928 erhob sich allein die amerikanische 
Ausfuhr in Prozenten der Einfuhr über den Verhältnissatz des Jahres 1913 (100), und zwar auf 
118, während die europäischen Schuldner unter diesem Satz, zum Teil sogar sehr weit unter 
Bncn Satz blieben. 

*) Paris 1927, Leeram Press, p. 148. 


Fortsetzung in Heft 5. 
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Alfred Philippson: Europa außer 
Deutschland. Dritte, gänzlich neubearbeitete 
Auflage des Bandes „Europa“ der Sieversschen 
„Allgemeinen Länderkunde“. XII u. 576 Seiten 
mit 40 Karten und Profilen im Text, 7 Karten- 
beilagen, 36 Tafeln in Atzung und 3 Tafeln 
in Farbendruck. Verlag Bibliographisches In- 
stitut A.-G., Leipzig 1928. 

Diese mit Abbildungen, Karten usw. sehr üppig 
ausgestattete Neuauflage stellt in Wirklichkeit 
ein ganz neues Buch dar. Eine ungeheure Fülle 
von Literatur ist nach einheitlichen Gesichts- 
punkten verarbeitet und zu einem Gesamtbild 
Europas vereinigt worden. Gründlichkeit in der 
Materialsammlung, souveräne Beherrschung des 
Riesenstoffs und Klarheit des Stils wirkten hier 
zusammen, um eine wertvolle Monographie 
Europas entstehen zu lassen. 

Die Gliederung des Gesamtwerkes kennzeichnet 
die folgende Disposition: 

ı. Allgemeine Übersicht ($. 1—107), 

2. Osteuropa ($. 108—147), 

3. Nordeuropa ($. 148— 192), 

4. Westeuropa (S. 193—292), 

5. Alpenländer (S. 293—349), 

6. Karpatenländer ($. 350—394), 

7. Südeuropa (S. 395—517). 

Ein statistischer Anhang ($. 519—548), ein 
Literaturverzeichnis ($. 549—557) und ein aus- 
führliches Register ($. 558—576) erhöhen den 
Wert des Buches. 

Über die Zweckmäßigkeit der Gliederung im 
Großen und die Anlage der einzelnen Kapitel 
zu streiten, erscheint uns wenig angebracht. 
Wohl würde es uns wünschenswert dünken, 


daß man einmal den umgekehrten Weg, vom 


Einzelnen zum Ganzen, zu gehen versuchte und, | 
frei von jeglichem Schema, die geographische 
Individualität der einzelnen Teile schärfer als 
hier herausarbeitete; aber kritisieren ist leichter 
als besser machen, und der Fortschritt kann 
nicht durch theoretisch-methodische 
kungen, sondern nur durch selbstschöpferische 


Bemer- 


eigene Arbeiten ähnlichen Umfanges und ähn- 
licher Zielsetzung erreicht werden. Wenn es 
Philippson darauf ankam, dem gebildeten Laien 
eine verständliche Darstellung unseres Erdteils, 
zugleich dem Lehrer und dem Studierenden 
der Geographie ein brauchbares Handbuch dar- 
zubieten, so dürfte dieser Zweck durchaus er- 
reicht sein. Die ältere Generation hat mit solchen 
zusammenfassenden Darstellungen ihr Bestes ge- 
geben und die geographische Wissenschaft 
zweifellos erheblich gefördert. Möge die Jugend, 
die mit Recht und ganz inbrünstig-ehrlich neue 
Wege in der geographischen Länderkunde sucht, 
für ihre Epoche gleich erfolgreich sein. 


Ewald Banse: Buch der Länder, Land- 
schaft und Seele der Erde. Das Buch Abend- 
land. 429 Seiten mit einer Reihe von Karten- 
skizzen und Textfiguren. Verlag August Scherl 
G.m.b.H., Berlin 1929. 

Der Verfasser, als unentwegter Vorkämpfer für 
eine künstlerische Gestaltung der geographischen 
Darstellungen allenthalben bekannt geworden, 
legt hier den ersten Band einer Länderkunde 
vor, die in ihrer Gesamtheit offenbar einmal 
das Erdganze umfassen soll. Nachdem er in 
der Einführung seine Gedanken über „künst- 
lerische Geographie“ ausgesprochen hat, be- 
handelt Banse im ersten Hauptabschnitt Land 


' Wasser, Leben und Kultur der verschie- 
n Erdzonen. Anschaulich und packend tritt 
itmotiv „Natur und Mensch“ oder „Land- 
afı und Seele“ in immer neuen Variationen 
rvor ; man lauscht den Klängen der Banseschen 
rache wie einer modernen Symphonie, ahnend, 
B ein ernster Wille zu Eigenpersönlichem 
hintersteckt, nicht immer scharf begreifend, 
s der Autor mit dieser oder jener Note im 
igenblick bezweckt. 

‘on besonderem Wert ist der zweite Haupt- 
l, in dem die Welt des Abendlandes als 
mzes und in seinen einzelnen Teilen behandelt 
rd. Hier und da nähert sich Banse in der 
n ihm befolgten Methode entschieden den 
egen, die die von ihm oft scharf kritisierte 
unftgeographie“ auch eingeschlagen hat. Dann 
er folgen wieder so frei von jedem Schema, 
i auch von jedweder Lehrbuchmäßigkeit ge- 
Itene Landschaftsschilderungen,wiesienur ganz 
nige Geographen zu formen vermöchten. Daß 
bei die rein verstandesmäßig zu erfassenden 
nzelheiten und Kausalzusammenhänge ge- 
fentlich nur verschwommen erscheinen, darf 
cht übersehen werden. Noch mehr bleibt zu 
dauern, daß sich Banse von einem Rasse- 
natismus leiten läßt, der kaum mehr zu über- 
eten ist und oftmals zu kraß einseitigen und 
hiefen Urteilen führt. Das alles schadet natür- 
h diesem durch starke Eigenwilligkeit aus- 
zeichneten Buch und zwingt zu vielerlei Vor- 
halten. 

‘ür eine evtl. Neuauflage würden wir u. a. 
apfehlen, einige entschieden mißglückte Wort- 
ägungen wie Moränenhügelei, meerversoffen 


a. m. auszutilgen. 


"N. Coudenhove-Kalergi: Paneuropa. 
Jieeuropäische Seele. Kölner Vorträge, III. Band, 
, Heft. 28 Seiten. G. A. Gloeckner Verlags- 
juchhandlung, Leipzig 1928. 

Jaß die Kölner Universität (Wirtschafts- und 
zialwissenschaftliche Fakultät) den Führer der 
ineuropa-Bewegung zum Vortrag einladet, er- 
heint uns begrüßenswert, denn die akademische 
gend muß mit allen großen Zeitfragen ver- 


aut gemacht und dazu erzogen werden, sich 
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eine eigene Stellung hierzu zu erarbeiten. 


Coudenhove-Kalergi hat in dialektisch sehr ge- 


schickter Weise verstanden, in seinem Vortrag 
die kulturpolitische Begründung der Paneuropa- 
Idee zu bieten und die Jugend für diesen Ge- 
danken als den politischen Inhalt einer idea- 
listischen Jugendbewegung zu begeistern. Leider 
enthält die Schrift nur den Wortlaut des Vor- 
trages, aber nichts über den Inhalt der gewiß 
sehr anregenden Debatte. 


Benedikt Schmittmann: Grundkräfte 
zur Neugestaltung Europas. Kölner Vor- 


träge, III. Band, 4. Heft. 36 Seiten. G. A. Gloeck- 
ner Verlagsbuchhandlung, Leipzig 1928. 

Den Vorträgen von Eckert (die Neuformung 
Europas) und Coudenhove-Kalergi (Paneuropa) 
schließt sich dieser Vortrag des Kölner Profes- 
sors Schmittmann würdig an. Der Verfasser be- 
leuchtet kritisch die Voraussetzungen einer euro- 
päischen Verständigung und das bisher Er- 
reichte (völkerverbindender Einfluß der Wirt- 
schaft, internationale Sozialpolitik, Völkerbund 
usw.). Er beurteilt die Entwicklung im ganzen 
optimistisch und bezeichnet es als spezifisch 
deutsche Mission, dem Durchbruch zu einer 
höheren völkergeschichtlichen Lebensform zum 


Siege zu verhelfen. 


A. Poulimenos: Vereinigte Staaten Eu- 
ropas. I1o Seiten. Otto Stolberg Verlag für 
Politik und Wirtschaft G. m. b. H., Berlin 1927. 
Der Verfasser ist sichtlich guten Willens, aber 

seine Ausführungen über europäische Klein- 

staaterei, europäisches Bewußtsein, Schuld am 

Kriege, europäischer Zusammenschluß, Europa 

als Weltmacht usw. sind zu wenig durchge- 

arbeitet, um wirklich überzeugend zu wirken. 

Es gibt wesentlich wirkungsvollere Schriften zur 

Propagandierung der paneuropäischen Idee. 


Arthur Dix: Schluß mit Europa. Ein 
Wegweiser durch Weltgeschichte zu Welt- 
politik. go Seiten. Verlag E.S. Mittler & Sohn, 
Berlin 1928. 

Dix verfolgt in dieser Broschüre die Weltge- 
schichte vom klassischen Altertum bis zur 
Gegenwart, um darzulegen, daß Europa — die 
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Zeit des Frankenreiches ausgenommen — nie- 
mals eine Einheit bildete, die einzelnen Staaten 
stets ganz verschieden orientiert waren. Daraus 
folgert Dix, daß jede europäische Gemeinschaft 
auch in Zukunft unmöglich sei und weltpoli- 
tisches Denken in Deutschland gestört werde, 
falls die Europa-Idee nicht ehestens zu den 
Akten gelegt wird. Wir müssen gestehen, daß 
wir von Dix mehr erwartet hätten. Mit solchen 
Phrasen, wie sie Dix anwendet ($. 19 unten!), 
ist alles und nichts zu beweisen. 


Otto Katz: Neun Männer im Eis. Doku- 

mente einer Polartragödie. 204 Seiten mit 
62 Abbildungen. Neuer Deutscher Verlag, 
Berlin 1929. 

Die Nobile-Tragödie wird in diesem spannend 
geschriebenen Büchlein von kommunistischer 
Seite dargestellt. Der Verfasser versichert — 
und wir wollen es gern glauben — daß er 
sich in erster Linie auf die Mitteilungen von 
Teilnehmern der „Krassin*-Expedition stützte 
und ausschließlich Material benutzte, dessen 
Stichhaltigkeit außer Zweifel war. 

Als Gegenstück zu dem unten von Kollegen 
Haushofer angezeigten Reisebericht Behouneks 
ist die Schrift von Otto Katz besonders inter- 
essant. Daß wir von wissenschaftlichen Beob- 
achtungen gar nichts hören, wohl aber als 
Einleitung eine Geschichte der Polarforschung 
vorgesetzt erhalten, sei nur nebenher bemerkt. 
In das hohe Lied auf die Heldenleistungen des 
„Krassin“ und seiner Besatzung wird jeder von 
uns gern und begeistert einstimmen. Aber was 
in solcher Schrift die kommunistischen Propa- 
gandaphrasen zu suchen haben, bleibt in jedem 
Falle unverständlich. Und daran ist leider kein 
Mangel! Die gesamte Polarforschung der Nicht- 
russen wird als Ausfluß kapitalistischer und 
imperialistischer Gier gedeutet. Zu einer Ent- 
sendung einer Hilfsexpedition vermochte sich 
„natürlich“ nur die kommunistische Welt auf- 
zuraffen. Die Heldentaten des „Krassin* sind 
„selbstverständlich“ nur Leistungen des „kollek- 
tiven russischen Menschen“ usw. usw. 

Schade um diese Entgleisungen, die viel zu 
plump sind, um nicht sofort als solche zu 
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wirken. Hätte man sie fortgelassen, so wüı 
diese gleichsam authentische russische D: 
stellung der Errettung der Nobile-Manns ch 
ungleich wirkungsvoller sein. Nobile und Zapf 
die in diesem Buche in Grund und Boden krii 
siert werden, mögen an den russischen Dokı 
menten wenig Freude haben. > 


Franz Behounek: Sieben Wochen A 
der Eisscholle. Leipzig, F. A. Brockhau 
1929. 57 Abbildungen, 3 Karten. wi 
Der persönliche und vülketpeye RE 

Scharfblick General Umberto Nobiles hat 

gewiß in einem Fall bewährt: in der Auswal 

seiner nichtitalienischen Mitarbeiter und Schick 
salsgefährten. Das beweist der Tat- und Leidens 
bericht Franz Behouneks schon auf der erste 

Seite, auf der man statt eines Denkmals dd 

Eitelkeit den ernsten, wie von einem früher 

dunklen Ausgang umwitterten, edlen Kopf de 

jungen Schweden Finn Malmgren findet un 
die Widmung an das Andenken des Freunde 

„der sein Leben für uns gab“. 

Dieses Leitmotiv hält das Buch durch, ds 
als einziges Zeugnis eines nichtitalienische: 
Teilnehmers an der mit so vielen Opfern all 
geschlossenen Nordpolexpedition eine Sensatio 
hätte werden können, und das dieser Ver 
suchung widerstand, um ein wissenschaftlicha 
Dokument von dauernder, großer Beweiskra: 
zu bleiben. Damit erhält aber freilich alle: 
was Behounek auf und zwischen den Zeile: 
auszusagen hat, ein Gewicht, gegen das wede 
Tagesruhm und nachheriges Tagesgeschrei, noe: 
gekränkter Ehrgeiz von nationalen und Stande: 
organisationen aufkommt. Das ausgleichend 
Urteil der Nachwelt läßt sich hier vernehmen 
mit ihm zugleich aber durch den Mund de 
bis zuletzt wesentlich objektiv gebliebenen Zeu 
gen des Temperaments und Könnens so viele 
verschiedener Völker ein Urteil über den Geist 
in dem sie die ihnen allen gesteckte Aufgab 
anpackten. Hier erfüllt Behounek eine groß 
Probeleistung vergleichender Geopolitik. Lei 
stung, Leistungsflucht und aktives wie passive 
Versagen der benachbarten und der beteiligteı 
nordischen Mächte und Völker, der große 


flug-Monopolbesitzer der Erde, wie der 
eiz Italiens lagen auf einer fein einspielen- 
ı Waage, die auch gegenüber diesen schwe- 
Gewichten so genau arbeitet wie sicher 
3.5 elektromagnetische Apparate. Wo blieben 
lie großen Flugmachtträger der Erde? Warum 
and die lebendige persönliche Kameradschaft, 
varum das wuchtige menschliche Gemeinschafts- 
refühl auf dem Sowjeteisbrecher kein stärkeres 
icho? Warum wurde die Erfahrung Junckers 
n Italien abgelehnt? — Alle diese Fragen 
jaben einen geopolitischen Hintergrund; und 
‚och weit mehr zwischen den Zeilen Behou- 
1eks, als auf ihnen malen sich Antworten 
ande auf den unerbittlichen Himmel der 
’olarbreiten-Antworten, die auch die Zukunfts- 
orgen Europas betreffen. Diese Antworten sind 
s, die uns bestimmen, unsere Leser auf ein 
3juch nachdrücklich hinzuweisen, das nur ein 
vissenschaftlich vertiefter, flüssig geschriebener 
Interhaltungslesestoff scheinen könnte, wenn 
nan an seinen wirklichen Fragestellungen vor- 
ibergleiten sollte. Was bleibt von dem Zivili- 
ationsmenschen, wenn er der Hilfe einer me- 
hanisierten Umwelt beraubt, nur mehr be- 
veisen soll, was an unwägbaren und vom 
Xomfort unabhängigen Werten des Charakters 
ınd der Seele in ihm steckt? Und was bleibt 
m gleichen Fall von dem Volke, für das jeder 
inzelne steht? Nach der Antwort bemeßt ihm 
(raft und Dauer! K. Haushofer. 


\dolf Grabowski: Deutschland und das 
Weltbild der Gegenwart. 92 Seiten mit 
63 Karten und Diagrammen sowie 2 schema- 
tischen Übersichten. Zentral-Verlag G. m. b. H., 

Berlin 1928. 

Die knappe, aber inhaltvolle Skizze Grabow- 
kis, sehr reich mit anschaulichen Textfiguren 
jüsgestattet, behandelt zunächst die wichtigsten 
‚eopolitischen Probleme in allen Teilen der 
Nelt, um dann zu zeigen, wie stark alle diese 
‘ragen auf Deutschland rückwirken und wie 
ehr wir überdies mit innenbürtigen geopoliti- 
chen Problemen belastet sind. Neben dem 
orzüglichen Überblick, der so geboten wird, 
nthält die kleine Schrift auch Anregungen 
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und Mitteilungen, die bislang kaum erörtert 
wurden, z.B. die Idee vom Dreistadien-Gesetz - 
des Imperialismus ($. 41/42), das Verzeichnis 
der orientpolitischen Institutionen Sowjetruß- 
lands ($. 35/37) u. a. m. Im ganzen ist Gra- 
bowskis Schrift gerade den Lesern unserer Zeit: 
schrift für den Zweck einer schnellen, aber 
überall das Wesentliche herausarbeitenden Orien- 
tierung durchaus zu empfehlen. 


Ernst Jäckh: Deutschland, das Herz 
Europas. Nationale Grundlagen internatio- 
naler Politik. 139 Seiten. Deutsche Verlags- 
anstalt Stuttgart, Berlin und Leipzig 1928. 


Aus Rundfunkvorträgen erwuchs diese Schrift, 
die in den Kapiteln I bis IV eine gute Kenn- 
zeichnung der geopolitischen Lage unseres deut- 
schen Vaterlandes bietet: ohne geographisch 
sichere Grenzen, ohne Rüstung und ohne Bünd- 
nis, ohne national bestimmte Grenzen, ohne 
national genügenden Raum für die Wirtschaft. 
In den Kapiteln V bis VII zieht Jäckh dann 
die Folgerungen daraus, die für ihn nur in 
einer zielbewußten Weiterführung der Locarno- 
und Völkerbundspolitik bestehen können. Die 
beiden letzten Kapitel (Parteien und Koalitio- - 
nen, Weltrevolution und deutsche Revolution) 
fallen zwar im Grunde aus dem Rahmen des 
Buches heraus, aber auch sie sind flüssig ge- 
schrieben und lesen sich gut. Wesentlich neue 
Erkenntnisse kann und will das Büchlein nicht 
vermitteln; als journalistisch sehr geschickte 
Zusammenfassung wird es jedoch sicherlich 
viele Freunde gewinnen. 


Verfassungspolitische Entwicklungen 
in Deutschland und Westeuropa. Histo- 
rische Grundlegung zu einem Staatsrecht der 
deutschen Republik. Aus dem Nachlaß von 
Hugo Preuß, ehem. Reichsminister, heraus- 
gegeben und eingeleitet von Dr. Hedwig 
Hintze. 488 Seiten mit Bildnis von Dr. Hugo 
Preuß. Carl Heymanns Verlag, Berlin 1927. 


Hugo Preuß faßte, wahrscheinlich schon wäh- 
rend der ersten Entstehungszeit der Verfassung, 
den Plan eines groß angelegten Werkes „Das 
Staatsrecht der deutschen Republik“. Es sollte 
drei selbständige Teile umfassen: die historisch- 
verfassungspolitischen Grundlagen, die rechts- 
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theoretische (dogmengeschichtliche) Entwick- 
lung der einschlägigen Grundbegriffe und 
schließlich die Weimarer Verfassung selbst. 
Ein allzufrüher Tod hat die Verwirklichung 
dieses Planes verhindert. Im Nachlaß fanden 
sich aber große Ausarbeitungen zum ersten 
und dritten Teil vor; sie werden der Öffent- 
lichkeit im vorliegenden und im folgenden 
Buche übergeben. war 
Als streng quellenkritisch arbeitender Gelehrter 
ist Preuß an die Aufgabe herangegangen, die 
verfassungspolitische Entwicklung in Deutsch- 
land und in Westeuropa darzustellen. Sein 
Werk ist trotzdem sehr lesbar, oft geradezu 
spannend und verrät auf jeder Seite die starke 
Persönlichkeit, die es schuf. Das Fragment 
dieses ersten Teiles des geplanten Gesamt- 
werkes umfaßt vier Kapitel: 

I. Zerfall des Imperium Mundi. 

II. Reformation und 3ojähriger Krieg. 

II. Österreich und Preußen. Der aufgeklärte 
Despotismus. 

IV. Parlamentarismus und Revolutionen. 

Den Lesern unserer Zeitschrift wird die Lek- 
türe dieses hervorragenden, bis zum Ende des 
17. Jahrhunderts führenden Werkes ein starkes 
Erlebnis bedeuten. Wer einen ersten Einblick 
in den Charakter des Buches tun will, der 
lese etwa die Seiten 94 bis 109. Wir sind 
sicher, daß hernach jeder mit Freuden die 
Schrift von Preuß von der ersten bis zur letz- 
ten Seite durcharbeiten wird. 


Reich und Länder. Bruchstücke eines 
Kommentars zur Verfassung des Deut- 
schen Reiches von Hugo Preuß, ehem. 
Reichsminister. Aus dem Nachlaß des Ver- 
fassers herausgegeben von Gerhard An- 
schütz. Carl Heymanns Verlag, Berlin 1928. 
Das Buch ist ein sehr ausführlicher Kommen- 

tar zu der Präambel, dem ersten und zweiten 

Abschnitt der Weimarer Verfassung (Reich und 

Länder, Reichstag). Die Erläuterungen geben 

jedesmal die Begründung der verschiedenen 

Lesarten und Anträge sowie das Wichtigste 

aus der Debatte darüber wieder. Die Ausfüh- 


rungen von Preuß selber, dem zuständigen 
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Minister bzw. Regierungskommissar, spiele: 
natürlich eine besondere Rolle; immer wie 
tritt Preuß’ Gedanke von der Notwendi it 
einer Unterordnung der Länder unter das Reich 
scharf hervor. Diese besondere Art der Reichs- 
ansicht verleiht dem leider nur als Fragment 
erschienenen Buch eine hohe Bedeutung für 
Gegenwart und Zukunft. Wer sich ernsthaft 
mit dem Problem „Reich und Länder“ ausein- 
andersetzen will, darf an dem Werk von Preuß 
gewiß nicht vorübergehen. 


Pr 


Alfred Schulze: Das neue Deutsche 
Reich. 259 Seiten. Verlag von Wolfgang 
Jeß, Dresden 1927. 

Geheimrat Schulze, Ministerialdirektor und 
Leiter der Sächsischen Staatskanzlei, beschreibt 
hauptsächlich die verfassungspolitische Lage, 
indeın er darstellt 

ı. die deutschen Länder, 

2. die Zuständigkeiten, 

3. die politischen Organe, 

4. den Finanzausgleich. 

Im 2.—4. Abschnitt wird wiederholt an den 
bestehenden Einrichtungen scharfe, aber sach- 
liche Kritik geübt. Verf. steht dem Gedanken 
ablehnend 
gegenüber und empfiehlt statt dessen die Bil- 
dung von Verwaltungsgemeinschaften, Exklaven- 


einer Neugliederung des Reichs 


austausch usw. 


Gegen den Einheitsstaat. Süddeutsche 
Monatshefte, 25. Jahrgang, Heft 4. Mit Bei- 
trägen von Adam Remmele, Heinrich Held, 
Wilh. Bazille. München 1928. 

Ein Sammelheft, in dem nur überzeugte Föde- 
ralisten zu Worte gekommen sind; alle wettern 
natürlich gegen die „zwangsweise Vereinheit- 
lichung des deutschen Reiches ohne Rücksicht 
auf historisch Gewordenes und auf das politi- 
sche Seelenleben des Volkes in seinen verschie: 
denen Schichtungen und staatlichen Ordnungen“ 
Die Ausführungen des badischen Staatspräsiden- 
ten Remmele umfassen wenig über 3 Druck: 
seiten, der bayrische Ministerpräsident Helc 
begnügt sich mit °/, Seiten, der württember- 
gische Staatspräsident braucht zur Zerschmette 


der ff Unitarier gar nur 6 Zeilen? 
ist damit erreicht? Die radikal föderalistisch 
stellten Kreise werden eine solche Krücke 
erlich benötigen, die Unitarier von diesen 
ätzen bestimmt nicht überzeugt werden. 
Man sollte doch lieber beide Parteien ausführ- 
ich zu Worte kommen lassen und es dem 
rnsthaften Leser anheimgeben, sich auf Grund 
les pro und contra ein eigenes Urteil zu er- 
beiten. 


Ir. Dr. Conrad: Wege zur Reichsreform. 
35 Seiten. Zentral-Verlag G. m. b. H., Berlin 


‚1929. 

Verf. dieser wohltuend ruhigen, sachlich- 
eferierenden Studie beschränkt sich darauf, 
lie Probleme 
regionale Gliederung, Exklaven, Preußen und 
eich usw.) und über die bisherigen Vor- 
chläge zu ihrer Durchführung zu berichten: 
lie Föderalisten, der Reichslandgedanke, der 
Zinheitsstaat. Jeder ehrlich Suchende wird für 
liese klare und nüchterne Zusammenstellung 


les Materials aufrichtig dankbar sein. 


der Reichsreform darzulegen 


örnst Krieck: Der Staat des deutschen 
Menschen. 75 Seiten. Verlag Junker & Dünn- 
haupt, Berlin 1927. 

Krieck beabsichtigt nicht etwa, den deut- 
chen Staat zu zeichnen, wie er sich als Lebens- 
orm des deutschen Volkes im Verlaufe seiner 
zeschichte tatsächlich herausgebildet hat. Er 
vill vielmehr „den deutschen Staat als Ideal- 
usdruck deutschen Wesens dem gegenüber- 
tellen, was die deutsche Geschichte z. T. an- 
sebahnt, z. T. aber auch gründlich verdorben 
1at“. In diesem Sinne entwickelt er in philo- 
ophisch - spekulativer Darstellung seine An- 
ichten über die Staatsidee in der deutschen 
Seschichte, den Staat der gegliederten Volks- 
inheit, den Staat der sozialen Gerechtigkeit 
ınd der geistigen Freiheit, den Staat der Er- 
iehung und der Bildung. Das Seiende im 
jpiegel einer idealistischen Zielsetzung zu 
chauen, entbehrt gewiß nicht des Reizes. 
Wir bedauern, daß sich Verf. im Raum gar zu 
ehr beschränkte und infolgedessen vielfach so 
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knapp fassen mußte, daß es ihm nicht immer 
glückte, seine Gedanken klar und erschöpfend 
genug zum Ausdruck zu bringen. e—= 


P. Hesse: Die deutschen Wirtschafts- 
gebiete in ihrer Bedeutung für die 
landwirtschaftliche Erzeugung und 
Versorgung Deutschlands. Beiträge zur 
Kenntnis der Marktverhältnisse der deutschen 
Landwirtschaft. 266 Seiten mit 44 Karten- 
skizzen. Verlagsbuchhandlung Paul Parey, 
Berlin 1928. 


Eine sehr gediegene Untersuchung eines Pro- 
blems, das bislang in Deutschland viel zu 
wenig beachtet worden ist. Unter Verarbeitung 
eines 
Hesse 

1. die deutschen Überschuß- und Bedarfsge- 
biete für Weizen, Roggen, Mehl, Kartoffeln, 
Gerste, Mais, Hafer, Rindvieh, Schweine, Fleisch 
und Speck; 


riesigen Zahlenmaterials kennzeichnet 


2. die Produktionsverhältnisse in den einzelnen 
deutschen Wirtschaftsgebieten; 

3. den internationalen Austausch landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse und die Bedeutung deı 
einzelnen außerdeutschen Staaten für den deut- 
schen landwirtschaftlichen Binnenmarkt; 

4. die Deckung des Bedarfs und den Verbrauch 
der einzelnen landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
(Kopfquoten) in Deutschland sowie in den ein- 
zelnen Wirtschaftsgebieten. 

Durch Analyse der gegenwärtigen Produktions- 
und Marktverhältnisse gelangt Hesse zu der 
Überzeugung, daß die deutsche Landwirtschaft 
durch geeignete Maßnahmen wesentlich ratio- 
neller gestaltet werden kann: bessere Aus- 
nutzung der Marktlage und Transportverhält- 
nisse, Qualitätsverbesserung und Geschmacks- 
angleichung an Verbraucherwünsche usw. Ge- 
sellt sich hierzu ein mäßiger Schutzzoll, so ist 
die Frage der Autarkie sowohl in bezug auf 
Körnerfrüchte als in bezug auf Produkte der 
Viehzucht optimistisch zu Den 
schließlichen Nutzen aller vorgeschlagener Re- 
formen werden nicht nur die einzelnen privat- 
wirtschaftlichen Betriebe, sondern durch wesent- 
liche Verminderung der Einfuhr auch die Volks- 


beurteilen. 


wirtschaft spüren. 
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Die außerordentlich gründliche Studie Hesses 
sollte gerade in der Gegenwart, wo die Agrar- 
krise in Deutschland immer krassere Formen 
annimmt, starke Beachtung finden. 


Alfred Wieske: Der Elbhandel und die 
Elbhandelspolitik bis zum Beginn des 
19. Jahrhunderts. Beiträge zur mitteldeut- 
schen Wirtschaftsgeschichte und Wirtschafts- 
kunde. 198 Seiten. H. Meyer’s Buchdruckerei, 
Halberstadt 1927. a, 


Verf. dieser gründlichen Studie untersucht den 

Elbhandel und die dadurch bedingte Politik 
vom 13. bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts: 
überwiegender Querverkehr, Aufkommen des 
Längsverkehrs, territorialpolitische Eingriffe in 
den Längsverkehr und schließlich Freiheit der 
Flußschiffahrt (1815, 1821, 1880). Für die geo- 
graphische Erfassung der Städte Magdeburg, 
Hamburg, Lüneburg, Leipzig u. a. m. bietet 
die Untersuchung von Wieske ein wichtiges 
wirtschaftshistorisches Fundament. Die Arbeit 
sei der Beachtung der Geographen besonders 
empfohlen. 


Gerhard Mackenroth: Die Reichweite 
Halles als Beschäftigungs- und Woh- 
nungsgemeinde. Eine Denkschrift zur Frage 
der Abgrenzung des Arbeitsnachweisbezirkes 
Halle. Beiträge zur mitteldeutschen Wirtschafts- 
geschichte und Wirtschaftskunde. 36 Seiten. 
H. Meyer’s Buchdruckerei, Halberstadt 1928. 


Der Zweck der Untersuchung ist bereits im 
Titel angedeutet. Das Ergebnis wird auf S. ı7 
folgendermaßen gekennzeichnet: Im gesamten 
Bezirk hat die Stadt Halle überragende Bedeu- 
tung als Wohngemeinde. Von den eigenen 
Arbeitern der Stadt wohnen nur 21,2°/, außer- 
halb des Stadtgebietes, dafür nimmt Halle aber 
von dem Industriegebiet der Umgebung 35,9 °/, 
der Arbeiter dieses Gebiets auf. Die Zahlen 
steigern sich noch erheblich, wenn man die 
Arbeiterschaft des Leunawerkes in die Unter- 
suchung mit einbezieht (sehr instruktive Karte 
auf S. 18). Entsprechend diesen Feststellungen 
wird vorgeschlagen, den Arbeitsamtsbezirk Halle 
wesentlich zu erweitern durch Einverleibung 
des Landkreises Merseburg und Teilen des 
Landkreises Querfurt. 
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Die Arbeit verdient auch in methodischer Be- 
ziehung Beachtung. Schade, daß die technische 
Wiedergabe von Skizze 3 mißglückt ist. 


Gottfried Pfeifer: d 
der Landschaft Angeln. Schriften der Bal- 
tischen Kommission zu Kiel, Band XIV. Ve 
öffentlichungen der Schleswig-Holsteinischen 
Universitäts-Gesellschaft Nr. 18). 167 Seiten 

mit 22 Abbildungen im Text und 7 Schalt- 


karten. Verlag Ferdinand Hirt, Breslau 1928. 


Die Landschaft Angeln, das Gebiet zei 
Schlei und Flensburger Förde, ist besonders inter- 
essant durch seine Grenzlage; es ist das südliche 
Grenzgebiet skandinavischer Kultur, die hier ihre 
einzige kontinentale Berührungsstelle mit west- 
germanischer und deutscher Kultur findet. 

Mit anerkennenswerter Gründlichkeit unter- 
sucht Pfeifer nach kurzer Skizzierung der land- 
schaftlichen Grundlagen des Siedlungsbildes den 
Siedlungsvorgang selbst, indem er vier Quer- 
schnitte durch die Entwicklungsgeschichte der 
Siedlungen legt: i 

ı. das Siedlungsbild des Mittelalters; 

2. das Siedlungsbild im Anfang des 18. Jahr- 
hunderts; 

3. das Siedlungsbild im Anfang des 19. Jahr- 
hunderts; 

4. das Siedlungsbild der Gegenwart. 

Einen großen Vorzug der Arbeit bedeutet, 
daß die im Text gebotene Darstellung des 
Siedlungsvorganges entsprechend der jeweiligen 
historischen und kulturgeographischen Situation 
ihre Ergänzung findet in Karten mit dem tat- 
sächlichen Stand der Siedlung in dem betref- 
fenden Zeitabschnitt. Wir stehen nicht an, die 
Studie von Pfeifer als geradezu vorbildliche 
Leistung zu bezeichnen. 


Benno Eide Siebs (unter Mitwirkung 
von Ferdinand Holthausen): Die Hel- 
goländer. Eine Volkskunde der Roten Klippe. 
Schriften der Baltischen Kommission zu Kiel, 
Bd.X. Veröffentlichungen der Schleswig-Hol- 
steinischen Universitäts- Gesellschaft Nr. 13. 
132 Seiten mit ı Kurve und 40 Bildern. Ver- 
lag Ferdinand Hirt, Breslau 1928. 


Eine volkskundliche Monographie, die uns in 
aller Ausführlichkeit mit dem eigenartigen 


Wenn wir etwas vermissen im 


zusammenfassenden“ Werk, so 


| Hamacher: Der Personenver- 
Kölns. Rheinische Verkehrsstudien, 
2. 64 Seiten. Kommissionsverlag Oskar 
„ Köln 1928. 


Fe iherinesteläfliche Studie, eine 
ner Dissertation, hat zum Ziel, Umfang und 
ı ung des Kölner Personenverkehrs zu er- 
. Verf. geht von der Verkehrslage aus, 
cht kurz die geschichtliche und wirt- 
liche Bedeutung der Stadt und kenn- 
hnet Köln als internationalen Durchgangs- 
. Alsdann wird der Personenverkehr nach 
‚ einzelnen Verkehrsmitteln besprochen : 
isenbahn, Straßenbahn, Kraftwagen, Droschke, 
ußschiff, Flugzeug. Interessant ist der Hin- 
eis auf die Steigerung des Verkehrs auf den 
ölner Vorortsbahnen und deren Begründung 
46), desgleichen die bei der Straßenbahn 
ı beobachtende Verkehrssteigerung ($. 49). 
in gedrängter Überblick über die Probleme 
nd Zukunftspläne des Kölner Verkehrs bildet 
»n Abschluß. 


eneral Henry T. Allen: Die Besetzung 
les Rheinlandes. 262 Seiten mit einem Bild- 
nis des Verfassers und einer Übersichtskarte. 
Verlag von Reimar Hobbing, Berlin. 


General Allen, von 1919— 1923 Oberbefehls- 
aber der amerikanischen Besatzungsarmee im 
heinland und „Beobachter“ in der Rheinland- 
erkommission, gibt im vorliegenden Buche 
wissermaßen einen Tätigkeitsbericht. Einlei- 
nd behandelt er das Rheinland und die Rhein- 
nder, hier besonders den Unterschied gegen 
is übrige Preußen nicht ganz ohne Über- 
eibung hervorkebend. Das immerhin auch 
sschichtlich einigermaßen fundierte Kapitel 
gt S. 17 die Varusschlacht in das Jahr ı7 
att 9 n. Chr. Bezeichnend sind die Wendun- 
»n, aus denen hervorgeht, daß Allen sich und 


Nachfolger der” 
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einleitende Kapitel folgt in der Hauptsache 
chronologisch die Geschichte der amerikani- 
schen Rheinlandbesetzung. Soweit es bei einem. 
Mann, der von der Gerechtigkeit des Vor- 
gehens gegen Deutschland überzeugt ist, mög- 
lich sein kann, muß man die Darstellung als 
unparteiisch bezeichnen. Auch in dieser Schrift 
tritt Allen, wie er es in der Tat getan hat, 
an vielen Stellen gegen das Vorgehen Frank- 
reichs für Deutschland ein. Es müßte aber 
auch geradezu als Verblendung angesehen wer- 
den, wenn ein Mann,-dem solche Informations- 
quellen zur Verfügung standen, nicht hätte er- 
kennen können, wie sehr Frankreich das Maß 
für Gerechtigkeit verloren hat. 

Der hervorragenden Stellung des Verfassers 
wegen ist das Buch ein wertvolles Dokument, 
das auch mancherlei Auskunft über andere 
wichtige Vorgänge der Zeit gibt. 


Ernst Barthel: Elsässische Geistes- 
schicksale. Ein Beitrag zur europäischen 
Verständigung. Schriften der Elsaß-Lothringi- 
schen Wissenschaftlichen Gesellschaft zu Straß- 
burg, Reihe A, Band V. 282 Seiten. Karl 
Winters Universitätsbuchhandlung, Heidel- 
berg 1928. 

Ein höchst interessantes und aufschlußreiches 

Buch! Nach eimer kulturpsychologischen Ein- 

leitung, in der u. a. die Zwiespältigkeit des 

Elsässers geschildert wird, bringt Barthel die 
Biographien von vier hervorragenden Elsässern: 
des Mathematikers und Philosophen Johann 
Heinrich Lambert, des Dichters und deutschen 
Patrioten Friedrich Lienhard, des französisch 
eingestellten Denkers und Ästheten Edouard 
Schure und des als Arzt, Musiker und Philo- 
soph hervorragenden Albert Schweitzer. An 
dem Geistesschicksal dieser vier Großen, die 
eigentlich nur in der angeborenen Oppositions- 
lust übereinstimmen, sollen wir lernen, die 
Seele des Elsässers und ihr Pendeln zwischen 
West und Ost, Bationalismus und Mystik zu 
verstehen. Ein wirklich interessanter Weg! Ob 

jeder Leser am Ende der Meinung von Barthel 
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ist, kann billig bezweifelt werden, wie ja auch 
die deutlich von Hegel beeinflußte Geschichts- 
philosophie des Verfassers sicherlich nicht die 
allgemeine Zustimmung finden dürfte. Aber 
dessen ungeachtet sollte man dieses eigenartige 
Buch lesen. Auf jeden Fall wird man eine 
Fülle von Anregungen daraus empfangen. 


Politik und Gewaltpolitik in Elsaß- 
Lothringen. Eine Schrift zur Lehr und 
Wehr. Aus Anlaß der Autonomistenverfol- 
gungen um Weihnachten 1927 herausgegeben 
von Dr. Roos. 169 Seiten. Druck und Kom- 
missionsverlag Carl Fricke, Zürich 1928. 
„Elsaß-Lothringen ist seit dem Ende des Welt- 

krieges trotz Friedensschluß und ‚Befreiung‘ 

noch nicht zur Ruhe gekommen. Heftige und 
zähe Kämpfe wurden in diesem Lande wohl 
auch vor 1914 geführt; damals ging es darum, 
eine eigene Verfassung und dadurch einen be- 
stimmten Grad von Selbständigkeit oder Auto- 
nomie zu erringen... Bei den Kämpfen, die 
heute das Land durchtoben, geht es im tiefsten 

Grunde um mehr als eine bloße Verfassungs- 

frage. Das Land kämpft um seine elementarsten 

Rechte, um seine Sprache, sein Volkstum, seinen 

Glauben, es kämpft um seine heiligsten Güter, 

um seine Seele.“ 

Mit diesen Sätzen leitet der Präsident des 
elsaß-lothringischen Heimatbundes das von ihm 
verfaßte wertvolle Dokument zur elsässischen 
Frage ein. Schonungslos geißelt er im einzelnen 
die zahllosen französischen Übergriffe; nach- 
drücklichst betont er aber zugleich die Loyalität 
des Heimatbundes und der Autonomiebewegung 
gegenüber dem französischen Staat. Die Zwie- 
spältigkeit des elsässischen Menschen kommt 
nahezu auf jeder Seite zum Ausdruck. Glaubt 
man im Ernst daran, daß die Pariser Zentralisten 
ihren Groll gegen die Elsaß-Lothringer (C’est 
des Boches ici, c’est pire que des Boches) über- 
winden und deren Mindestforderungen annehmen 
werden: 

1. Selbstverwaltung für Elsaß-Lothringen ; 

2. Schutz des Volkstums und aller Freiheiten; 

3. Schutz und Pflege der deutschen Sprache, 
die seit eineinhalb Jahrtausend die Mutter- 
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sprache für eineinhalb Millionen Elsässer un 
Lothringer ist. E 
Besonders aufschlußreich ist der Anhang, d 
den wortgetreuen Text wichtiger Manifeste, Pro. 
gramme usw. enthält. 


Georg Schreiber: Auslanddeutscht q 
und Katholizismus. 2. und 3. erweitert 
Auflage. 40 Seiten. Aschendorffsche Verlags 
FREE Münster ı. W. 1928. 
Nur um einige unwesentliche Zusätze ve 

mehrte Neubearbeitung der in dieser Zeitsch f 

Jahrgang ı928, S. 350/51, ausführlich angı 

zeigten Schrift des für die Pflege des Ausland 

deutschtums ehrlich begeisterten Katholiken 

führers. i 


Alfred Frankenfeld: Österreichs Spii 
mit dem Kriege. Das Verhängnis deuts 
Nibelungentreue. Bosnische Krise (1908 
1909) und Weltkriegsgruppierung. 187 we | 
Carl Reissner Verlag, Dresden 1928. 

Die bosnische Krise, die eine ausführliche DE 
stellung erfährt, erscheint dem Verfasser als 
Wendepunkt in der europäischen Geschichte: 
das durch dick und dünn mit Österreich gehende 
Deutsche Reich verscherzt sich die Freundschaft 
Rußlands und wird jetzt zugleich in einen 
Gegensatz zu England getrieben. Das Buch er- 
hebt starke Anklagen vor allem gegen Ährenthal, 
tadelt aber auch die deutsche Politik (vor allem 
die Bülows) recht sehr. Obwohl es gewiß nicht 
der Zweck des Buches war, erscheinen Rußland 
und die Ententemächte als reine Engel, während 
Österreich stark belastet und die „fast an Hörig- 
keit grenzende Passivität Deutschlands“ ent- 
sprechend gegeißelt wird. 

Diese Einseitigkeit im Urteil Frankenfelds 
erklärt sich aus der befolgten Methode. Im 
Vorwort betont der Verfasser selbst, daß es ihm 
nicht auf Vollständigkeit und quellenkritische 
Genauigkeit ankam, daß er „weniger zur Historie 
als zum Leben“, „mitten hinein in den lebendig 
wirkenden Anschauungskampf“ führen will. Mar 
sieht an den Früchten solchen Tuns, wohin deı 
Verzicht auf geschichtswissenschaftliche Ge 
nauigkeit zu treiben vermag. 


vtschaftsanglei- 
des politischen Anschlusses. Mit einem 
ort von Reichstagspräsidenten Löbe. 
. Verlag von Reimar Hobbing, Berlin 


ht betont der Verfasser, daß wirtschaft- 
Erwägungen keinesfalls den Ausgangs- 
für die Beurteilung der Anschlußfrage 
dürfen. Maßgebend ist allein der feste 
es deutschen Volkstums, endlich den 
aum der Väter zu verwirklichen und in einem 
dem Staat aller Deutschen, Ruhe und 
heit zu finden. 

er Deutsch-Österreich ist tatsächlich auch 
ie wirtschaftliche Unmöglichkeit. Besserung 
nn weder eine Union mit der Tschecho- 
yakei noch mit der Schweiz oder Italien 
ıgen, auch die Donau-Konföderation (die 
't Verfasser zu oberflächlich behandelt) be- 
utet keine Lösung der Krisis; übrig bleibt 
wirkliches Heil allein der deutsch-öster- 
hische Zollverein. Dieser Zusammenschluß 
glich nach der Meinung des Verfassers nur 
f förderalistischer Grundlage) wird auch dem 
aßisch-deutschen Reich große Vorteilebringen 
\usnutzung der österreichischen Erzschätze, des 


olzreichtums, der Überfülle an riesigen Wasser- 
äften, Ausgestaltung des Balkan- und Orient- 
andels). Als Vorstufe des politischen An- 
hiusses empfiehlt Höper dringend eine ziel- 
wußte Angleichung der Wirtschafts- und 
echisverhältnisse im Sinne des einstimmigen 
sschlusses des österreichischen Nationalrats 
3m 23. Mai 1928. 


tto Stolz: Die Ausbreitung des 
Deutschtums in Südtirol im Lichte 
ler Urkunden. Zweiter Band. Die Ausbrei- 
ung des Deutschtums im Bozner Unterland 
ınd Überetsch, sowie in den deutschen Ge- 
meinden im Nonsberg und Fleimstal. Heraus- 
zegeben von dem Institut für Sozialforschung 
n den Alpenländern an der Universität Inns- 
jruck und der Stiftung für Deutsche Volks- 
ınd Kulturbodenforschung Leipzig. — XIV 
ınd 332 Seiten mit Abbildungen. Ver- 
ag R. Oldenbourg, München und Berlin 
1928. 


_ Während der erste Band dieses hervor 
‘den Quellenwerkes die Festsetzung der 
schen in ganz Südtirol behandelte (vg de 
Buchanzeige in dieser Zeitschrift Jahrgang 1928, 
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S. 352), ist der nun vorliegende zweite Band 
dem Grenzgürtel des geschlossenen Südtiroler 
Deutschtums gewidmet. Die außerordentlich 
gründliche und peinlichst gewissenhafte For- 
schungsart des Verfassers rühmten wir schon 
damals; sie gilt nicht minder für den neuen 
Band. Die urkundlich belegte alte Siedlungs- 
tätigkeit der Deutschen in Südtirol hat Stolz 
meisterhaft herausgearbeitet und uns damit einen 
vorzüglichen Einblick in die deutsche Koloni- 
sations- und Rodungstätigkeit im Mittelalter 
überhaupt beschert. Seiner ganzen Anlage und 
Zielsetzung nach wendet sich das Werk von 
Stolz in erster Linie an den engeren Kreis der 
Fachhistoriker. Möge recht bald eine volkstüm- 
liche Bearbeitung dieses meisterhaften und außer- 
ordentlich wichtigen Quellenwerkes erfolgen, 
damit die von Stolz festgestellten Tatsachen 
Gemeingut des ganzen deutschen Volkes werden. 


Gerhard Engelmann: Siebenbürgen, (Das 
Deutschtum in Rumänien.) 60 Seiten mit 
3Karten und ı Buntbild. Geographische Bau- 
steine, Schriften des Verbandes deutscher Schul- 
geographen. Verlag Justus Perthes, Gotha 1928. 
Die Schrift stellt eine knappe, aber recht ge- 

lungene Zusammenfassung unseres Wissens über 

die Siebenbürger Sachsen dar. Während die 
geographischen Raumgegebenheiten nur kurz 
gestreift werden, unterrichtet uns der Verfasser 
ausführlich über die geschichtlichen Schicksale 
des dortigen Deutschtums von der Einwanderung 
über die Magyarenzeit bis zur Eingliederung 
in den rumänischen Staat (Agrarreform, neue 

Einteilung des Landes, kulturpolitischer Zu- 

sammenschluß, Auswanderung). Die eigentüm- 

lichen Rechtsverhältnisse, wie sie sich bei den 

Siebenbürger Sachsen entwickelt haben, werden 


eingehend gewürdigt. 


Das Burzenland. Dritter Band: Kronstadt, 
I. Teil. Herausgegeben von Erich Jekelius. 
271 Seiten mit zahlreichen Textfiguren und 


1 


35% 


ı01 Tafeln. Verlag Burzenländer Sächs. Mu- 

seum, Kronstadt 1928. 

Von der Monographie des Burzenlandes liegt 
uns leider nur der Band „Kronstadt“ zur Be- 
sprechung vor. Wir bedauern dies aufrichtig, 
denn nach diesem einen Band zu urteilen, han- 
delt es sich um ein ganz ausgezeichnetes Werk, 
mit dem wir unsere Leser gern ausführlich be- 
kannt gemacht hätten. 

Auf Grund archivalischer Studien werden wir 
zunächst in die Entwicklung des Stadtbildes 
eingeführt. Darauf folgt die Baugeschichte der 
Stadt (Befestigungswerke, Kirchen, öffentliche 
Gebäude, Schlösser, Bürgerhäuser). Bei den Bür- 
gerhäusern läßt sich nachweisen, daß der Zu- 
sammenhang mit dem alten fränkischen Haus 
bis zum heutigen Tage gewahrt blieb. Mit viel 
Liebe und Sachkenntnis zugleich werden wir 
schließlich über die baulichen Einrichtungen 
des modernen Kronstadt orientiert (Beleuch- 
tungswesen, Wasserversorgung, Badeanstalten, 
Spitäler). Da überall nicht nur die kunsthisto- 
rischen, sondern auch die kulturhistorischen 
Wurzeln aufgedeckt werden, kommt dem Werke 
ein hoher deutschtumskundlicher Wert zu. Die 
glänzende Ausstattung — der Anhang verdient 
geradezu die Bezeichnung eines Bilderätlasses 
von Kronstadt — muß besonders gerühmt werden. 


Hans Adolf Harder: Danzig, Polen und 
der Völkerbund. Eine politische Studie. 
134 Seiten. Verlag Georg Stilke, Berlin 1928. 
Eine leidenschaftslos gehaltene Studie über 

die rechtliche Stellung Danzigs, ihre Bedrohung 

durch Polen und die Tätigkeit des Völkerbun- 
des als Schützer Danzigs und als Garant seiner 

Verfassung. Harder versucht dem Völkerbund, 


bzw. seinen Kommissaren in Danzig, in einer 
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Weise gerecht zu werden, der wir nicht 
stimmen vermögen. Kr = 


Illustrierte Geschichte des Bürge 
krieges in Rußland 1ı917— 1921. Heraus 
gegeben von J. Thomas. 464 Seiten m 
167 Illustrationen, ı3 Kartenskizzen un 
3 farbigen Beilagen. Neuer Deutscher 
lag Willi Münzenberg, Berlin 1929. 

Das Werk ist die Fortsetzung der im glei 
Verlag erschienenen „Illustrierten Geschic! 
der russischen Revolution“, auf die wir 
dieser Zeitschrift, Bd. 1927, S. 1001, hinwi 
Es handelt sich naturgemäß in der Hauptsa 
um kriegsgeschichtliche Darlegungen: Bildun, 
der Roten Armee, Feldzüge gegen Kaladins 
gegen die polnischen Legionen und die ukra 
inische Rada, gegen Rumänien und die deutit 
schen Besatzungstruppen, gegen Finnland und 
die Tschechoslowaken im Wolgagebiet, geg er 
Krasnow, Denikin, Koltschak, Awalow und 
Judenitsch, gegen die Engländer an der Muri 
manküste, gegen die Polen und gegen Wrangell 

Die einzelnen Abschnitte haben verschieden“ 
Autoren zu Verfassern. Daraus ergibt sich eina 
Verschiedenartigkeit der einzelnen Teile, und 
überdies hat die Redaktion versäumt, daraus 
zu achten, daß einheitlich entweder der alte oder 
der neue Kalender zugrunde gelegt wurde; dia 
Zeitangaben gehen infolgedessen reichlich durch4 
einander (vor allem in Teil 3 von Abschnitt I] 
Daß es sich um eine bewußt tendenziöse Dar-ı 
stellung des russischen Bürgerkrieges handelt: 
braucht kaum hervorgehoben zu werden. Schon 
die ganz einseitig ausgesuchten Abbildungen 
betonen diesen Umstand aufs deutlichste. Die 
Kartenskizzen sind teils recht gut, teils ent- 
schieden minderwertig. 

Fortsetzung in Heft 5. 
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MITTEILUNGEN DES VERLAGES 


; diesem Heft beilegen, empfiehlt auch der Verlag Ihrer besonderen Beachtung. | 


Seit jeher war das Bemühen, die Verbindung von Herausgeber und Verlag zum 
Leser eng zu gestalten, ein wesentliches Kennzeichen der „Geopolitik“,. Ein gut 
- Teil des Erfolges rührt daher. 


Fr 

Der Fragebogen ist ein neuer Vorstoß in dieser Hinsicht. Wie er den Herausgebern 
- wertvolle Hinweise für die Gestaltung des Inhalts bringt, so erlaubt er dem Verlag, 
- in der Ausstattung der Zeitschrift etwaige Wünsche der Leserschaft durchzuführen. 


Viel ist ihm hierbei schon von seiten der Leser geholfen worden; so zuletzt durch 
die über Erwarten starke Einsendung von Anschriften vermutlicher Interessenten 
“ auf Grund der Bitte im Januarheft dieses Jahres, — wofür zu danken dem Verlag 
" ein besonderes Bedürfnis ist. 


Ebenso dankbar sind wir für jede Mitwirkung an dem Fragebogen und bitten ins- 
besondere um recht schnelle Ausfüllung und Einsendung an den Verlag. 


- Kurt Vowinckel Verlag GmbH, 


Soeben erschien: 


DER DEUTSCHE UND DER FRANZÖSISCHE 
REICHSWIRTSCHAFTSRAT 


Ein Beitrag zu dem Problem der Repräsentation der Wirtschaft im Staat 
VON DR. FRIEDRICH GLUM 


Privatdozent an der Universität Berlin, 
wissenschaftliches Mitglied des Instituts für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht 


Großoktav. 181 Seiten. RM 9.— 


i zum "ausländischen öffentlichen Recht und Völkerrecht, herausgegeben vom Institut für aus- 
are 5 ländisches öffentliches Recht und Völkerrecht in Berlin, Heft 12.) 


jegende Schrift ist eine steatsrechtliche Charakterisierung der beiden Haupttypen eines Wirt- 
ir ae zu ae der Parlamentsverhandlungen in Deutschland und Frankreich über die Ein- 
riehtung endgültiger Reichswirtschafisräte von ganz besonderem Interesse ist. Der Verfasser 
äußert sich in diesem Zusammenhang auch über das Problem der Repräsentation der Wirtschaft im Staat. 
Ein Verzeichnis der früher erschienenen Hefte von den Beiträgen’liefern wir unter Bezugnahme 
auf diese Anzeige kostenlos. 
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Den Fragebogen, den die Herausgeber und die Schriftleitung für unsere Abonnenten 


-... eine Nachricht, die die erschütternde Notiage der Landwirtschaft 
ins greile Licht rückt! Die Gründe einer soich katastrophalen Entwicklung? 
— Wir erinnern uns an die Erkiärung Heinrich von Gleichens: 


3 
% 
„Der Zusammenbruch der osteuropäischen Kultüurzentren im Kriege und 4 
durch den Bolschewismus hat über das deutsche Grenzgebiet hinweg ein 
Vakuum geschaffen, das sich allmählich immer weiter nach dem inneren E 
Deutschlands ausdehnt und zwangsläufig das ganze Land wirtschaftlich und 
kulturell trockeniegt.‘‘ („Der Ring‘, Heft 48/1928.) 7 


Daß die Gefahr der Zerstörung der europäischen Bodenkultur von Osten 
her droht, ist erkannt. Und jetzt ist das Buch erschienen, das diese Gefahr ° 
in ihrem ganzen Umfange aufdeckt, das ihre tiefsten Ursachen kultur 
geschichtlich, wirtschaftlich und staatspolitisch untersucht, 


Die erste Beurteilung dieses Werkes ging soeben von Exzellenz Professor 
D. von Harnack ein: 


„Sokolowskis Versandung — ein höchst nötiges Thema und, wie nicht 
N zu erwarten, eine sehr kenntnisreiche und spannende Ausführung 
mit vielen, bisher übersehenen Elementen. Möge das Buch beherzigt werden,‘* 


Daß in Pommern — zwei Bahnstunden von Berlin — die Steppenbildung 
bereits beginnt, ist der schlagende Beweis für die Richtigkeit der politischen 
und wirtschaftlichen Urteile des Verfassers über die Zukunft Europas, wenn 
es die ihm von Rußland her drohende Gefahr nicht rechtzeitig erkennt. 
Bestellen Sie sich das aktuelle Werk von Paul von Sokolowski: 


Ladenpreis Broschiert RMS.— 
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